
   Artikel 15
[Güterstand]

(1)  Die güterrechtlichen Wirkungen der Ehe unterliegen dem bei der Eheschließung für die allgemeinen Wirkungen der Ehe maßgeblichen Recht.
(2)  Die Ehegatten können für die güterrechtlichen Wirkungen ihrer Ehe wählen
1.

das Recht des Staates, dem einer von ihnen angehört,
2.

das Recht des Staates, in dem einer von ihnen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder
3.

für unbewegliches Vermögen das Recht des Lageorts.
(3)  Artikel 14 Abs. 4 gilt entsprechend.
(4)  Die Vorschriften des Gesetzes über den ehelichen Güterstand von Vertriebenen und Flüchtlingen bleiben unberührt.
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A.
Allgemeines

1.
Entwicklung, Art. 15 EGBGB a. F.

1

Nach Art. 15 EGBGB a. F. richtete sich das deutsche internationale Güterrecht vor 1986 nach den dt. Gesetzen, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheschließung Deutscher war. Aus dieser einseitigen Kollisionsnorm war allerdings schon seit langer Zeit die allseitige Regel geworden, nach der für die güterrechtlichen Folgen das jeweilige Heimatrecht des Mannes – bei der Eheschließung – maßgeblich wurde. In dieser Form war aber auch der Verstoß gegen Gleichberechtigungsgebote offensichtlich, da die Ehefrau keinen eigenen Beitrag bei der Anknüpfung leisten konnte. Gerade für das eheliche Güterrecht wurde jedoch immer wieder auf die besonderen Schwierigkeiten hingewiesen, die Orientierung aus Art. 15 EGBGB a. F. durch eine andere, passende und gleichberechtigungskonforme Kollisionsnorm zu ersetzen. Oft wurde sogar das »Rechtschaos« beschworen, das mit der Absage an die Regelung aus Art. 15 EGBGB a. F. (mit seiner Privilegierung des Ehemannes) aus verfassungsrechtl. Gründen verbunden sein sollte, dazu Henrich, RabelsZ 38 (1974), 490. Selbst der BGH betonte bis etwa 1980 ausdrücklich Gesichtspunkte des Vertrauens- und Verkehrsschutzes, die gegenüber Art. 3 Abs. 2 GG vorrangig sein sollten. Den entscheidenden Umschwung brachte erst BVerfGE 31, 58 und später NJW 1983, 1968. Für das Güterrecht versagte jedenfalls von vornherein die früher in anderen Bereichen häufig verwendete Kumulierung beider, vielleicht berufener Rechtsordnungen nach den Grundsätzen des schwächeren Rechts; schließlich kann sich der Güterstand in einer Ehe kaum aus mehr oder weniger zufällig verbundenen Einzelstücken aus unterschiedlichen Bereichen zusammensetzen, die weder für die Parteien noch für Außenstehende klar erkennbar und eindeutig sind.

2

Art. 15 EGBGB a. F. stellte nach überwiegender Ansicht jedenfalls nachkonstitutionelles Recht dar; schließlich hatte der Gesetzgeber des Gesetzes vom 4. 8. 1969 über den ehelichen Güterstand von Vertriebenen und Flüchtlingen, BGBl. 1969 I 1067 und unten 6.9 mit Anm. Finger; vgl. im übrigen Rz. 100, die Bestimmung ausdrücklich »in seinen Willen aufgenommen«. Deshalb war eine Stellungnahme des BVerfG zu der güterrechtlichen Anknüpfungsregel notwendig, da die Prüfungskompetenz anderer, mit den Sachfragen befasster Gerichte überschritten war, die sie sich für die sonstigen, eben vorkonstitutionellen Vorschriften des dt. IPR genommen hatten; sie erfolgte mit Beschluss vom 22. 2. 1983, NJW 1983, 1968. Sicherlich war damit zunächst allein der Verfassungsverstoß in Art. 15 Abs. 1 EGBGB a. F. und in Art. 15 Abs. 2 Hs. 1 EGBGB festgestellt, doch bestand Einigkeit, dass über den engen Rahmen hinaus Art. 15 EGBGB a. F. insgesamt betroffen war und für die güterrechtliche Anknüpfung künftig ausschied; die weiteren Auswirkungen und Folgen für die sonstigen Regeln des dt. int. Familienrechts waren zudem offensichtlich, und an ihnen haben sich die Bestimmungen des IPRG 1986 dann auch orientiert. Nach Art. 117 Abs. 1 GG war folglich Art. 15 EGBGB a. F. mit dem 31. 3. 1953 außer Kraft getreten, so dass sich vielfältige Überleitungs- und Übergangsfragen stellten. Abgeschlossene Sachverhalte sollten dagegen nicht wieder aufgegriffen werden können. Heute gilt Art. 220 Abs. 2 und 3 EGBGB mit folgendem Text:

3

(2) Die Wirkungen familienrechtlicher Rechtsverhältnisse unterliegen von dem in Absatz 1 genannten Tag an – sc. 1. 9. 1986, Gesetz vom 25. 7. 1986 zur Neuregelung des Internationalen Privatrechts, BGBl. 1986 I 1142 – den Vorschriften des Zweiten Kapitels des Ersten Teils.

(3) Die güterrechtlichen Wirkungen von Ehen, die nach dem 31. März 1953 und vor dem 9. April 1983 geschlossen worden sind, unterliegen bis zum 8. April 1983

1.

dem Recht des Staates, dem beide Ehegatten bei der Eheschließung angehörten, sonst

2.

dem Recht, dem die Ehegatten sich unterstellt haben und von dessen Anwendung sie ausgegangen sind, insbesondere nach dem sie einen Ehevertrag geschlossen haben, hilfsweise

3.

dem Recht des Staates, dem der Ehemann bei der Eheschließung angehörte. Für die Zeit nach dem 8. April 1983 ist Artikel 15 anzuwenden. Dabei tritt für Ehen, auf die vorher Satz 1 Nr. 3 anzuwenden war, an die Stelle der Eheschließung der 9. April 1983. Soweit sich allein aus dem Wechsel des anzuwendenden Rechts zum Ablauf des 8. April Ansprüche wegen Beendigung des früheren Güterstandes ergeben würden, gelten sie bis zu dem genannten Tag als gestundet. Auf die güterrechtlichen Wirkungen von Ehen, die nach dem 8. April 1983 geschlossen worden sind, ist Artikel 15 anzuwenden. Die güterrechtlichen Wirkungen von Ehen, die vor dem 1. April 1953 geschlossen worden sind, bleiben unberührt; die Ehegatten können jedoch eine Rechtswahl nach Artikel 15 Abs. 2, 3 treffen.

Besondere, zusätzliche Verwerfungen ergeben sich dann, wenn die Ereignisse, auf die wir zu reagieren haben, nicht bei uns eintreten, sondern im Ausland, etwa nach der Selbständigkeit der einzelnen Teilrepubliken des früheren Jugoslawien oder der UdSSR. Dann führt der Wechsel dort bei uns, trotz Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts im Ausgang, plötzlich zu einer abweichenden Anknüpfung, etwa nach nunmehrigem (inl.) Aufenthaltsrecht. Gerade deswegen bringt der BGH weitere Einschränkungen an; er spricht sich in diesen Situationen zwar für die Anwendung von Art. 220 Abs. 3 Nr. 3 EGBGB aus, doch kann »auch« die stillschweigende Entscheidung für ein Recht eine Rolle spielen, mit dem die Eheleute gemeinsam am engsten verbunden sind, vgl. dazu ausführlich Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 21 und BGH, IPrax 1987, 114 mit Bespr. Henrich (93); Jayme (95) im Anschluss an BT-Drucks. 10/5630 S. 40, und andere sprechen sich für eine Versteinerung des Güterrechtsstatuts aus, nicht des materiellen Güterrechts, so dass wir nach den früheren Regeln anknüpfen, die dort zur Verfügung standen, aber nicht in der Sache entscheiden, sondern »neues« Recht zugrunde legen einschl. der ausl. »Übergangsregeln«, vgl. auch Rz. 34 b; (sehr kritisch) Rauscher, NJW 1987, 531 (insbesondere 534); zur stillschweigenden Rechtswahl sonst (des Ehewirkungsstatuts, wobei die Auswirkungen auf das Güterrechtsstatut selbstverständlich sind) vgl. BayObLG, FamRZ 1998, 1594; vgl. im übrigen OLG Düsseldorf, 1 UF 76/94; zu weiteren Einzelheiten Rz. 79.

4

Allerdings ist Art. 15 EGBGB a. F. für eine Vielzahl güterrechtlicher Vorgänge weiterhin von Bedeutung, allerdings in seiner »verfassungskonformen Weiterentwicklung«, dazu Palandt/Heldrich, Art. 220 EGBGB Rz. 2, wenn heute über sie zu befinden ist. Einschränkungen sind dagegen vorzunehmen, wenn »auch nur ein Ehegatte« bis zum 8. 4. 1983 zu erkennen gegeben (hat), »dass er sich auf die Geltung des kraft Art. 15 (EGBGB) a. F. berufenen Güterrechts verlässt«, so MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 147 f. und BGH, IPrax 1987, 114 sowie Rauscher, NJW 1987, 531. Dann bleibt es bis zum 8. 4. 1983 bei der Anwendbarkeit des alten Rechts. Im übrigen hebt Art. 220 Abs. 2 EGBGB auf den 8. 4. 1983 ab, da von diesem Tag an von der allg. Verbreitung des Beschlusses des BVerfG vom 22. 2. 1983 (NJW 1983, 1968) ausgegangen werden kann; zu weiteren Einzelheiten zu Art. 220 EGBGB unten Rz. 79 f.; zu verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Bestimmung Henrich, Int. Familienrecht, S. 74 mit Nachw..

4 a

Kenntnis der Bestimmungen des inl. intern. Privatrechts wird für einen Anwalt bei seiner Beratungstätigkeit vorausgesetzt; aber auch sämtliche internationalen Abkommen muss er kennen, die den jeweiligen Fall betreffen können, für den er beratend tätig wird, denn die maßgeblichen Bestimmungen stellen innerstaatliches Recht dar, dazu OLG Koblenz, NJW 1989, 2699; EuGH, JZ 1997, 839 mit Bespr. Jungk, BRAK-Mitt. 1998, 14; zur Versicherungspflicht und zur Versicherbarkeit entsprechender Leistungen vgl. im übrigen Finger, FuR 1998, 19; BGH EzFamRaktuell 2002, 249, und dabei ist auch die ausl. Rechtspraxis zu ermitteln, wie sie in der Rechtsprechung der Gerichte des maßgeblichen Landes zum Ausdruck kommt. Gibt das Berufungsurteil keinen Aufschluss, ob der Richter seiner Pflicht nachgekommen ist, den Inhalt dieses Rechts festzustellen, § 293 ZPO, ist in der Revisionsinstanz davon auszugehen, dass die notwendigen Nachforschungen ermessens- und damit verfahrensfehlerhaft unterblieben sind, BGH, ProzRB 2002, 14; zu weiteren Einzelheiten vgl. Art. 13 EGBGB Rz. 1 a und 4 a. In gerichtlichen Streitverfahren können die Kosten für notwendige Nachforschungen im fremden Recht oder für Spezialfragen in entlegenen Rechtsgebieten erstattungsfähig sein, auch im üblichen Kostenfestsetzungs- bzw. Erstattungsverfahren nach § 91 Abs. 1 ZPO, dazu OLG München, NJW-RR 2001, 1723. Ausl. Recht ist jedenfalls von Amts wegen zu ermitteln, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37, und die Erfolgsaussicht eines Scheidungsantrags – für die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe, vgl. dazu die Richtlinie 2003/8/EG des Rates, 8.3B – darf nicht deshalb verneint werden, weil der Antragsteller das anzuwendende ausl. Recht nicht mitgeteilt hat, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37. Allerdings kann der Antrag auf Bewilligung von VKH für einen Ast. abgelehnt werden, der sich zu Recht auf die Zuständigkeit dt. Gerichte nach der VO Nr. 2201/2003 beruft – das kann er, vgl. dazu Finger, FamRB 2003, 134 mit Nachw. –, falls das bei uns ergehende Scheidungsurteil im gemeinsamen Heimatstaat (oder in den Heimatstaaten der Beteiligten) nicht anerkannt wird und ein Interesse an einer in ihrer Wirkung auf Deutschland beschränkten Ehescheidung nicht ersichtlich ist, OLG Stuttgart, FamRZ 2004, 1382. Ist trotz aller Anstrengungen der Inhalt ausl. Rechts, das primär anzuwenden wäre, nicht feststellbar, kann dt. Recht für das Scheidungsverfahren herangezogen werden, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 (38) für Russland, und wenn das Heimatrecht die Scheidung nicht zulässt, ist sie jedenfalls nach dt. Recht möglich, Art. 17 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, wenn die Partei, die die Scheidung beantragt hat, Deutscher ist oder war, etwa als Spätaussiedler, § 4 BVFG, zum Inhalt des Familiengesetzbuches der Russischen Förderation vgl. im Übrigen DEuFamR 2000, 113 und 178; zur Haftpflichtungsfreizeichung des Anwalts vgl. Borgmann, BRAK-Mitt. 2000, 180.

4 b

Gerade für das eheliche Güterrecht kann der (zulässige) Verfahrensbetrieb in einem Gerichtsstand, an den die Parteien zunächst nicht gedacht haben, besonders wichtig werden, (etwa nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003), denn wenn sich der sonst ausgleichspflichtige Teil dort den Zugriff zum »Aufenthaltsrecht« bzw. des lex fori freimacht, kann er, wenn er sonst dt. Zugewinnausgleich schulden würde, diesen Verpflichtungen ausweichen, unten 8.2.2/Anh. Rz. Beispiel 22 mit umfang. Nachw., ausf. auch Art. 15 EGBGB Rz. 10 a, im Übrigen gleich Rz. 10 a, im Übrigen Art. 14 EGBGB Rz. 2 a. Umgekehrt kann, wenn für die Eheleute ausl. Recht gilt, dt. Zugewinnausgleich offenstehen, falls durch versteckte Rückverweisung (und damit in Verfahrensregeln enthalten) dt. Gerichte zuständig werden, die dann auch ihr Sachrecht anzuwenden haben, KG, FamRBint 2007, 57 (für Massachusetts) und KG, FamRBint 2007, 82 (für Nigeria); für England Dethloff, Gutachten A zum 67. DJT, S. A 33 und unten Beispiel 22 8.2.2/Anh. Türk. IPR, zur Neufassung vgl. Turan-Schnieders/ Finger, FamRBint 2008, 40, vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 283, verweist bei einseitigem Wechsel der Staatsangehörigkeit, vgl. bei uns Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, auf das Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort zurück (früher: Wohnsitzrecht), Rückausnahme wiederum, wenn die türk. neben der ausl. Staatsangehörigkeit fortbesteht, dazu Art. 4 b) türk. IPRG, OLG Hamm, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl. Für das eheliche Güterrecht ist aber auch dort eine Ausnahme vorgesehen, Art. 15 Satz 1 türk. IPRG, das also weiterhin wie bisher festgelegt bleibt, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 283, allg. zur (auch versteckten) Rück- bzw. Weiterverweisung Rz. 10 und Finger, FuR 2009, 181.

4 c

Pläne zu einer europarechtlichen Vereinheitlichung des familienrechtlichen Teils des IPR, VO Nr. 2201/2003 neu, dazu BR-Drucks. 531/06, sind im Augenblick zumindest zurückgestellt (erste Priorität Rechtswahl der Parteien, zweite Priorität gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht oder letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, daneben Wahl des Gerichtsstands), aber einige EU Staaten planen eine verstärkte Zusammenarbeit, Grundlage Art. 43 ff. EU-Vertrag, nämlich Frankreich, Spanien, Italien, Österreich, Ungarn, Luxemburg, Griechenland, Rumänien und Slowenien, während Deutschland bisher nicht teilnimmt. Zwischen Deutschland und Frankreich ist, Stand 25. 08. 2008, andererseits ein Abkommen zu einem deutsch-französischen Wahlgüterstand verabredet worden, das teilweise schon das veränderte Recht des deutschen Zugewinnausgleichs vorwegnimmt und sich im Übrigen an den französischen Güterstand der participation aux acquêts anlehnt, weiteren Staaten den Beitritt ermöglichen soll, Art. 21 des Abk., aber wie das im Einzelnen wegen der Beschränkung auf das Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich geschehen soll, ist schwer zu sehen, zu dem genannten Abk. vom 14. 03. 1998 vgl. 6.9.1 und die Übersetzung von Wolfgang Weber, RabelsZ 1977, 554.

4 d

Am 4. 2. 2010 haben die Justizministerinnen von Deutschland und Frankreich ein Abkommen über einen dt.-frz. Wahlgüterstand unterzeichnet, das noch der Ratifizierung bedarf. Am 16. 6. 2010 hat das Europ. Parlament die »legislative Entschließung zur Ermächtigung zu einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des Trennungs- und Scheidungsrechts für grenzüberschreitende Fälle angenommen«, so dass nun der Rat über die »konkrete Ausgestaltung« befinden kann, vgl. Mitt. des Europ. Parlaments vom 18. 6. 2010. Europ. Abstimmung im materiellen Familienrecht ist jedenfalls nicht gelungen, und auf der kollisionsrechtl. Ebene sind Vereinheitlichungspläne bisher zumindest zunächst fehlgeschlagen. Andere Staaten haben sich allerdings zu einer »verstärkten Zusammenarbeit« entschieden, haben dabei materiell-rechtliche Wahlbefugnisse geschaffen, also nicht nur auf der Kollisionsebene, wobei die dt. Zugewinngemeinschaft Vorbild im Ausgang geworden ist, aber sonst manche Abweichungen erfolgen, die sich der frz. participation aux acquêts annähern, vgl. zu Einzelheiten 6.9.2 mit Anh. (Kommentierung von Finger). Art. 21 des Vertrages enthält eine eigene Öffnungsklausel; andere Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung können also beitreten. Gegenwärtig steht der besondere Güterstand für

–
dt. Eheleute, die in Deutschland oder Frankreich,

–

bzw. frz. Ehegatten, die in Frankreich oder Deutschland leben, ebenso offen wie

–

anderen Beteiligten, deren güterrechtl. Rechtsbeziehungen sich nach dt. oder frz. Recht richten, dazu ausf. 6.9.2 mit Anh. (und Erl. von Finger).

2.
Eheliches Güterrecht, Abgrenzungen – Qualifikation; Vorfrage

5

a) In seinem Anwendungsbereich ist Art. 15 EGBGB von Art. 14 EGBGB, Art. 17 EGBGB und Art. 25 EGBGB (Erbrecht; vgl. dabei den Ausgleich des Zugewinns im Todesfall und § 1371 Abs. 1 BGB sowie die erbrechtliche Lösung nach Abs. 2, dazu unten Rz. 70–75) abzugrenzen. Oft wird die Eingruppierung in das dt. mterielle Ehegüterrecht die Beurteilung einzelner Streitfragen erleichtern. Bei Einrichtungen, die dem dt. Recht fremd sind, ist zu unterscheiden, ob sie im Zusammenhang mit den güterrechtlichen Rechtsbeziehungen der Gatten in der Ehe stehen oder eigenen, abweichenden Inhalt aufweisen. Für die güterrechtlichen Rechtswirkungen in der eingetragenen Lebenspartnerschaft wird Art. 17 b EGBGB maßgeblich und damit das Recht des registerführenden Staates (aus unserer Sicht), vgl. zu weiteren Einzelheiten Art. 17 b EGBGB Rz. 33 f.

6

b) Die Qualifikation – Allg. Teil/Finger, Rz. 67 f. – ist dabei weder stets nach der lex fori noch nach der lex causae vorzunehmen, obwohl von vornherein viel für ein Übergewicht der lex causae spricht. Vielmehr richtet sie sich nach dem Zweck der einzelnen Kollisionsnorm, um die häufig veraltete oder zufällige Stellung einer Regelung im System des Sachrechts zu überwinden und durch eine sachgerechte Anknüpfung zu ersetzen. Dabei spielen die individuellen, sozialen oder funktionalen Bezüge der anstehenden Rechtsfrage ihre eigene Rolle, dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 67 f.; weitere Einzelheiten Art. 14 EGBGB Rz. 7 und 47.

6 a

Art. 15 Abs. 1 EGBGB verweist bei seiner Anknüpfung zwar im Ausgangspunkt auf das Ehewirkungsstatut aus Art. 14 EGBGB und stellt so zunächst einen Gleichlauf her, doch wird im Ehegüterrecht der Zeitpunkt der Eheschließung entscheidend, so dass spätere Veränderungen ohne Auswirkungen bleiben, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatus, im einzelnen unten Rz. 44, während das Ehewirkungsstatut wandelbar ist, vgl. Art. 14 EGBGB Rz. 42. Art. 14 EGBGB wird, falls die Parteien nicht eine eigene güterrechtliche Rechtswahl getroffen haben, auch dann maßgeblich, wenn das Ehewirkungsstatut durch Vereinbarung festgelegt ist, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 1, vgl. zu weiteren Einzelheiten Rz. 12, zur (möglichen) Versteinerung des Güterrechtsstatuts bei Staatenauflösung gerade Rz. 3 mit Nachw.

7

Zugunsten des inländischen Rechtsverkehrs gilt Art. 16 EGBGB.

8

c) Vorfragen nach dem Bestand der Ehe sind selbständig anzuknüpfen, da nicht die internationale, sondern die interne Entscheidungsharmonie betroffen ist, vgl. heute auch die Hinweise in Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB. So wird vermieden, dass ein einheitlicher, rechtlicher Sachverhalt unterschiedlich eingeschätzt und gewürdigt wird, je nachdem, ob er zur Haupt- oder zur Vorfrage wird (oder ob er gar Vorfrage für andere, rechtliche Folgen und Zusammenhänge ist), dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 14 f. mit Nachw. Für die Eheschließung und die persönlichen Voraussetzungen jedes Verlobten greift Art. 13 EGBGB ein, und für die Form gilt Art. 11 EGBGB. Für die Nichtehe oder nichtige Ehe und bei Eheaufhebung ist die (analoge) Übernahme von Art. 15 EGBGB in manchen Fallkonstellationen erwägenswert, dazu Rz. 93 ff. Die Auflösung der Ehe, insbesondere die Rechtswirksamkeit einer Scheidung, ist nach dt. Verweisungs- und Anerkennungsvorschriften zu beurteilen, dazu Art. 17 EGBGB, § 109 FamFG , früher Art. 7 § 1 FamRÄndG sowie die Bestimmungen der EheGVO bzw. der VO Nr. 2201/2003, dazu 8.2.2/Anhang; vgl. im übrigen Art. 17 EGBGB Rz. 133 und 134.

9

Andere Vorfragen, die vom anwendbaren Recht erst aufgeworfen werden und nicht als Teilfragen gesondert anzuknüpfen sind, sind unselbständig zu beantworten und aus dem berufenen Sachrecht zu entnehmen, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 119 f. und Allg. Teil/Finger, Rz. 75 f.

3.
Rück- und Weiterverweisung

10

Verweist das über Art. 15 Abs. 1 EGBGB berufene Recht aus Art. 14 Abs. 1 EGBGB auf dt. Recht zurück, ist der Rückverweisung bereits deshalb zu folgen, zur (versteckten) Rückverweisung indischen Rechts auf (inzwischen) dt. Aufenthaltsrecht für Unterhalt und Güterrechtsfragen vgl. OLG Hamburg, IPrax 2002, 304, krit. Anm. Andrae/Essebier, IPrax 2002, 294; Allg. Teil/Finger, Rz. 83 und 84, vgl. zum türk. Recht Rz. 47 b. Daneben kann Art. 15 Abs. 1 EGBGB eine selbständige Rolle spielen, wenn das ausländische IPR im Ehegüterrecht für bestimmte Gegenstände Sonderanknüpfungen vornimmt, etwa für unbewegliches Vermögen nach der lex rei sitae, dazu im Übrigen Rz. 27 und 27 a. In diesem Rahmen ist auch einer Weiterverweisung nachzugehen. Dabei gilt Art. 4 Abs. 1 Satz 2 EGBGB nicht. Nicht jede ausländische Rechtsordnung nimmt allerdings die Verweisung an, Einzelheiten bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 123 f., so dass aus unserer Sicht ein Abbruch notwendig werden kann, zu den Auswirkungen der versteckten Rückverweisung auf die güterrechtl. Rechtsanwendung, insbesondere unter dem Blickwinkel der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, vgl. unten Rz. 44.

10 a

Bei versteckter Rückverweisung ist eine Aufteilung auf einzelne Bereiche möglich, so dass die Ehescheidung im Unterhaltsrecht anderen Grundsätzen folgen kann als das eheliche Güterrecht, zur Situation in England Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Großbritannien (England und Wales), S. 69. Maßgeblich sind danach Domizilgrundsätze, so dass englische Gerichte, wenn sie über güterrechtliche Fragen zu entscheiden haben, bei ausl. Domizil dortiges Recht anwenden (sollen), a. A. Ring/Süß/Odersky, Eherecht in Europa (Länderbericht England und Wales), S. 624, dt. Gerichte aber bei eigener internat. Zuständigkeit dt. Recht für die Scheidung und sonstige Folgesachen heranzuziehen hätten, englisches Recht dagegen für die güterrechl. Zusammenhänge bestimmend bliebe, dann allerdings mit dem hässlichen Ergebnis, dass keinerlei Verteilung erfolgen könnte, obwohl sowohl das eine als auch das andere Recht jeweils in Teilausschnitten anders entscheidet – in England ist »gesetzlicher Güterstand die Gütertrennung«, wobei allerdings nach anderen Regeln doch ein finanzieller Ausgleich notwendig werden kann, selbst über bei uns üblichen Grenzen (Ehezeitanteile) hinaus, denn auch vorehelich erworbenes Vermögen kann ausgleichspflichtig sein, ohne dass wir diese Regeln nun selbst heranziehen könnten, wenn wir über die »Gesamtentschädigung« entscheiden, vgl. zu Einzelheiten auch Dethloff, Gutachten A zum 67. DJT, S. 33 und unten Beispiel 22 bei 8.2.2/Anhang. Damit treten insgesamt Brüche auf, die nicht einleuchtend sind, denn der Anspruchsteller bekommt bei uns weniger als wenn er

–

sein Verfahren in England führen würde, denn dann müsste wenigstens der sonst übliche vermögensrechtliche Ausgleich vorgenommen werden, der unterhaltsrechtliche und sonstige Anteile umfasst, dazu Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Großbritannien (England und Wales), S. 69,

–

oder von vornherein in Deutschland nach den Regeln des dt. Rechts vorgeht, weil dabei Ansprüche auf Unterhalt und aus Zugewinnausgleich bestehen würden,

–
so dass wohl folgerichtig ist, die Dinge insgesamt und einheitlich zu regeln, entweder nach der einen oder nach der anderen Rechtsordnung, aber nicht zusammengeknüpft aus jeweils für die eine Seite besonders günstigen bzw. besonders ungünstigen Anteilen, zur versteckten Rückverweisung im Verhältnis zu Massachusetts bzw. Nigeria KG, FamRBint 2007, 57 und KG, FamRBint 2007, 82 (wobei ohnehin offen ist, ob Grundsätze der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts dabei eingehalten sind oder nicht, weil einem Ehegatten Folgen aufgezwungen sind, mit denen er zunächst und bei der Eheschließung nicht zu rechnen brauchte), dazu sonst Rz. 44 f. In der Türkei ist trotz Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG, denn in dieser Bestimmung wird für die Ehescheidung als Aufenthaltsrecht für die Eheleute zurückverwiesen, das eheliche Güterrecht im Ergebnis häufig unwandelbar, Art. 15 türk. IPRG, GNr. 5718. vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 283, im Übrigen Rz. 44 und 47. Allerdings können die Ehegatten "hinsichtlich ihres ehelichen Vermögens" das Recht ihres gewöhnlichen Aufenthalts zum Zeitpunkt der Eheschließung oder eines ihrer Heimatrechte im Zeitpunkt der Eheschließung wählen", Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 türk. IPRG. Haben sie eine solche Wahl nicht getroffen, wird "hinsichtlich des ehelichen Vermögens das gemeinsame Heimatrecht zum Zeitpunkt der Eheschließung (für Türken also türk. Recht), und falls ein solches nicht vorhanden ist, das Recht des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts zur Zeit der Eheschließung, und falls ein solcher fehlt, türk. Recht angewandt, Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 türk. IPRG. "Auf die Auseinandersetzung des Vermögens hinsichtlich unbeweglicher Sachen wird das Recht des Landes, in dem sie belegen sind, angewandt", Art. 15 Abs. 2 türk. IPRG. Ehegatten, die nach der Eheschließung eine neue gemeinsame Staatsangehörigkeit erwerben, können sich unter der Voraussetzung, dass die Rechte Dritter unberührt bleiben, diesem neuen Recht unterstellen, Art. 15 Abs. 3 türk. IPRG. So werden allerdings nicht rückwirkend über den 1.1.2002 güterrechtliche Ausgleichsansprüche für Eheleute eröffnet, die bis dahin im (gesetzlichen) Güterstand der Gütertrennung gelebt haben, denn Art. 10 EinfG räumt Forderungen dieser Art erst für die Zeit ab 1.1.2002 ein, wobei die Eheleute sich durch Rechtswahl auf ihr früheres Recht verständigen können. Diese Bestimmung gilt für türk. Ehegatten, die in der Türkei leben, aber sie erfasst auch andere, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Land oder im Ausland (gesehen von der Türkei aus) genommen oder ein anderes Recht gewählt haben, dazu Art. 15 türk. IPRG. Sonst würden völlig unverständliche Brüche entstehen.

11

Dt. Ehegüterrecht beachtet die vom ausländischen Recht auch für einzelne Vermögensteile angeordnete Rückverweisung, selbst wenn sonst vom Grundsatz der Vermögenseinheit auszugehen ist. Vereinbarungen sind im gleichen Umfang zulässig, dazu LG Mainz, NJW-RR 1994, 73 und Langenfeld, FamRZ 1994, 201 (206). Verweist ausländisches Recht auf dt. Recht zurück, das erst später Güterrechtsstatut geworden ist, ist der Verweisung gleichfalls zu folgen, Einzelheiten bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 125 – bewegliche Rückverweisung.

12

Umstritten ist dagegen, ob der Bezug von Art. 15 Abs. 1 EGBGB auf eine Rechtswahl nach Art. 14 Abs. 2–4 EGBGB zu Art. 4 Abs. 2 EGBGB – unmittelbare Geltung der Sachnormen des berufenen Rechts – führt oder nicht. Nach strenger Auslegung wäre einer Rück- oder Weiterverweisung wohl zu folgen; schließlich wählen die Eheleute nicht ihr Statut, vielmehr verweist Art. 15 Abs. 1 EGBGB auf eine an anderer Stelle vorgenommene Rechtswahl und knüpft daher an obj. Merkmale an und nicht an eine Parteientscheidung. Ausweg: Die Eheleute erstrecken ihre Rechtswahl aus Art. 14 Abs. 2–4 EGBGB auf die güterrechtlichen Wirkungen der Ehe, so MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 131, zu weiteren Einzelheiten Kartzke, IPrax 1988, 8 (10); Kühne, IPrax 1987, 69 (73) und Rauscher, NJW 1988, 2151 (2154). Schließlich ist für umfassende Absprachen zwischen den Parteien letztlich die Auslegung zu wählen, die zur Rechtswirksamkeit führt, dazu Wagner, IPrax 2000, 512, soweit zumindest Anhaltspunkte für sie zu finden sind; zur Rechtswahl nach Art. 15 EGBGB (unmittelbar) vgl. Rz. 13.

13

Die Rechtswahl nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB bezieht sich dagegen stets auf die Sachnormen des ausländischen Rechts, Art. 4 Abs. 2 EGBGB: zur Rechtsspaltung unten Rz. 98 ff., zur Vermögensspaltung und Art. 3 a Abs. 2 EGBGB vgl. die Nachw. bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 131 f. und Rz. 27 und 27 a.

4.
Ordre public

14

Ausländisches Recht ist im Inland nicht anzuwenden, wenn es gegen herrschende Grundüberzeugungen bei uns verstößt, so dass die gewonnenen Ergebnisse »mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar sind«, wobei insbesondere die Grundrechte des Grundrechtskatalogs zum Maßstab werden, dazu BVerfGE 31, 58 und Art. 6 EGBGB, weitere Einzelheiten Art. 14 EGBGB Rz. 11. Erfolgt die Anknüpfung gleichberechtigungsfeindlich, ist sie – so wie vorgesehen – über Art. 6 Satz 2 EGBGB zu verwerfen, und die Möglichkeit allein, einen insoweit »beachtlichen« Güterstand nach dem maßgeblichen Ehegüterstatut (und damit aus Art. 14 Abs. 2–4 EGBGB) oder unmittelbar nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB zu wählen, beseitigt den Mangel nicht. Dann ist gleichberechtigungskonform nach den allg. Regeln anzuknüpfen, zu Einzelheiten MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 126.

B.
Anknüpfungsgrundsätze

1.
Gemeinsame Staatsangehörigkeit der Eheleute bei Eheschließung, Abs. 1

15

Für den Regelfall unterstellt Art. 15 Abs. 1 EGBGB die güterrechtlichen Wirkungen in einer Ehe dem nach Art. 14 EGBGB für die persönlichen Ehewirkungen berufenen Recht. Sämtliche Rechtsbeziehungen zwischen den Eheleuten und im Verhältnis zu ihren Kindern sollen einheitlich angeknüpft werden, und deshalb ist für Art. 15 EGBGB der Gleichlauf von Güterrechts- und Ehewirkungsstatut festgelegt. Doch sind Ausnahmen vorgesehen

–

bei selbständiger Rechtswahl der Gatten, Art. 15 Abs. 2 EGBGB,

–

vielleicht sogar für einzelne Vermögensteile, insbesondere für Grundstücke, die in einem Staat liegen, vgl. Art. 3 a Abs. 2 EGBGB und Rz. 27 und 27 a, vor allem aber durch den Umstand, dass Art. 14 EGBGB rechtliche Veränderungen bei den Ehewirkungen nach der Eheschließung berücksichtigt, während Art. 15 Abs. 1 EGBGB von der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts ausgeht, wenn auf das Recht der persönlichen Ehewirkungen zur Zeit der Eheschließung abgehoben wird, Einzelheiten unten Rz. 44.

–

Türk. Eheleute bleiben für ihre jeweiligen Anteile trotz der Errungenschaftsgemeinschaft, in der sie (inzwischen überwiegend) als Güterstand leben, allein verfügungsberechtigt; deshalb sind sie bei einem Erwerb in Deutschland im deutschen Grundbuch zu je 1/2 als Eigentümer einzutragen, dazu Gutachten des DNotI v. 19. 3. 2004, 485 10 (Türkei).

16

Dabei ist allerdings die »primäre Anknüpfung« über die gemeinsame oder letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit der Parteien wohl doch weniger einleuchtend als wir bisher angenommen haben, vgl. auch Wagner, FamRZ 2003, 803; viel spricht daher für einen schnelleren Übergang zum (gewöhnlichen) Aufenthaltsrecht, wobei dann den Eheleuten erweiterte Wahlbefugnisse eingeräumt werden sollten, um ihre Beziehungen nach ihren Vorstellungen zu ordnen, ausf. Art. 14 EGBGB Rz. 2 a, knapp unten Rz. 28 a, Wagner, FamRZ 2003, 803; Übersicht über Reformpläne zum Unterhaltsrecht vgl. auch Grünbuch der Kommission der EU, KOM(2004)254 endgültig v. 15. 4. 2004, zum neuen türk. IPRG beim Ehegüterrecht, Art. 15 türk. IPRG, vgl. Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2006, 283, vgl. im Übrigen Rz. 4 a und 10 a.

17

a) Über den Erwerb und den Verlust der Staatsangehörigkeit eines Partners entscheiden die Vorschriften des Staates, dessen Staatsangehörigkeit in Frage steht.

18

b) Gehört ein Ehegatte mehreren Staaten an, wird seine effektive Staatsangehörigkeit maßgeblich, Art. 5 Abs. 1 Satz 1 EGBGB. Dabei muss die Effektivität der Staatsangehörigkeit schon und gerade bei der Eheschließung selbst vorhanden sein. Andererseits wird meist über güterrechtlich geprägte Auseinandersetzungen erst in einem gewissen zeitlichen Abstand gestritten, und deshalb sollte die spätere Entwicklung ihre Berücksichtigung finden, Jayme, IPrax 1987, 95 gegen KG, IPrax 1987, 117 (119); wie hier MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 13 f.; a. A. Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 17. Allerdings führt häufig Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB zum selben Ergebnis (gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt); zu weiteren Einzelheiten bei deutsch-ausländischen Doppelstaatern Dethloff, JZ 1995, 64. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB bevorzugt im übrigen die dt. Staatsangehörigkeit, wenn der dt. Partner auch noch einem anderen Staat angehört, und lässt sie stets effektiv werden, dazu ausführlich Art. 14 EGBGB Rz. 9 und – gerade unter dem Blickwinkel der Änderungen im Staatsangehörigkeitsrecht bei uns – Fuchs, NJW 2000, 489 (491); vgl. im Übrigen gleich Rz. 20, zu weiteren Einschränkungen insbesondere bei dt.-ausl. Doppelstaatlern, für die ausl. Recht ebenso entscheidet wie wir das tun (und auf Effektivitätsgesichtspunkte abstellt), vgl. Art. 14 EGBGB Rz. 9 mit vielen Nachw. und gleich Rz. 20.

19

c) Verliert ein Ehegatte durch Heirat seine bisherige Staatsangehörigkeit, weil er die Staatsangehörigkeit seines Partners erwirbt, will MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 12 im Anschluss an Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 31 ff., seine kollisionsrechtliche Benachteiligung durch die zwingende Anknüpfung über das gemeinsame Heimatrecht verhindern, wenn keine sonstige enge Beziehung zu diesem Land bestand oder, so wäre zu ergänzen, nach der Eheschließung begründet wird. Denn sonst würde dem Ehegatten, der mit dem anderen die gemeinsame Staatsangehörigkeit teilt, schon im Zeitpunkt der Eheschließung dessen Recht aufgedrängt, ein auch nach Art. 3 Abs. 2 GG (Gleichberechtigung) fragwürdiges Ergebnis, vgl. dazu MünchKomm/Siehr, Art, Art. 15 Rz. 11 u. 12 EGBGB und Erman/Hohloch, Art. 15 EGBGB Rz. 18 mit Nachw., OLG Düsseldorf, IPRrax 1984, 156 und Jayme, IPrax 1987, 95 (zu KG IPrax 1987, 117). Im Übrigen bleiben Wahlmöglichkeiten nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 2–3, Abs. 2–4, Art. 15 Abs. 2 EGBGB, zum neuen türk. IPRG vgl. Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40, vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 283.

20

d) Für dt. Mehrstaater enthält Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB eine Sonderregel. Vorrangig ist für sie stets dt. Recht. Doch sind verfassungsrechtliche Korrekturen zumindest erwägenswert, dazu Henrich, Int. Familienrecht, S. 66 f. und MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 22 und Art. 15 EGBGB Rz. 16, allerdings mit manchen Einschränkungen gegenüber seinen Ausführungen zu Art. 14 EGBGB: die deutsche, nicht-effektive Staatsangehörigkeit soll bei einer Eheschließung im Ausland unbeachtlich bleiben, wenn nach dem dortigen IPR keine Wahlmöglichkeit wie in Art. 15 Abs. 2 EGBGB gewährt wird, vgl. im übrigen oben Art. 14 EGBGB Rz. 13; ausführlich zu diesen Punkten Art. 13 EGBGB Rz. 14 mit Nachw. Zumindest dann sollten wir allerdings die Dinge nach eigenen Regeln behandeln, wenn ausl. Recht ebenso entscheidet wie wir und für »seine« Doppelstaatler die dortige Staatsangehörigkeit bevorzugt, etwa im Verhältnis zur Türkei, um hinkende Rechtsverhältnisse zu vermeiden bzw. eine übereinstimmende Anknüpfung völlig auszuschließen; maßgeblich sollte daher wie sonst die effektive Staatsangehörigkeit sein, dazu schon Art. 13 EGBGB Rz. 14 mit Nachw. und Art. 14 EGBGB Rz. 9.

21

e) Für ausländische Beteiligte ohne Heimatrecht (also Staatenlose und Flüchtlinge mit besonderem Rechtsstatus) wird regelmäßig über ihren gewöhnlichen (oder über ihren einfachen) Aufenthalt angeknüpft, vgl. Art. 5 Abs. 2 EGBGB, ohne dass dt. Personalstatut damit der dt. Staatsangehörigkeit gleichgestellt wird; vgl. im Übrigen Art. 13 EGBGB Rz. 14 und Art. 17 EGBGB Rz. 25 f.

22

f) Die Anknüpfung an eine frühere gemeinsame Staatsangehörigkeit der Eheleute scheidet für Art. 15 Abs. 1 EGBGB jedenfalls aus, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, und aus den gleichen Gründen sind spätere Veränderungen bei den Gatten ohne unmittelbare Auswirkungen, mit der bereits genannten, manchmal vertretenen »Ausnahme« bei Mehrstaatern und der dabei notwendigen Einschätzung der »Effektivität« einer Staatsangehörigkeit, dazu Rz. 18 und Art. 13 EGBGB Rz. 9 mit Nachw. sowie Art. 14 EGBGB Rz. 9, vgl. im übrigen Rz. 3 a, zu den neuen güterrechtl. Regeln des neuen türk. IPRG vgl. Finger/Turan-Schnieders, FamRBint. 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 283. Änderungen im Sachrecht berücksichtigen wir dagegen, keine Versteinerung des Güterrechts, wobei wir ausl. Übergangsregeln folgen, vgl. auch Rz. 3 a und 45 f.

2.
Gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt der Eheleute in einem Staat, Abs. 1

23

Fehlt eine gemeinsame oder letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit der Ehegatten bei der Eheschließung, ist ihr Ehegüterrecht über ihren gemeinsamen (oder letzten gemeinsamen), gewöhnlichen Aufenthaltsort anzuknüpfen, Art. 15 Abs. 1 EGBGB i. V. m. Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB. Dabei muss keiner der Gatten Staatsangehöriger des Aufenthaltsstaates sein. Wird der gemeinsame Aufenthalt erst durch die Eheschließung begründet, wirkt er zurück, innerer Gleichlauf mit Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB; Einzelheiten auch oben bei Rz. 18. Im Übrigen gilt Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB – gemeinsame engste Verbindung zu einer Rechtsordnung, so auch BT-Drucks. 10/504 S. 58 und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 18. Anwendbar bleibt das ursprüngliche gemeinsame Aufenthaltsstatut auch, wenn die Eheleute auch später und nach der Eheschließung in einen anderen Staat wechseln wollen, vgl. aber gleich Rz. 24. Wie sonst bei Art. 15 EGBGB sind Veränderungen, die für Art. 14 EGBGB selbst bedeutsam sind, für die güterrechtlichen Rechtsbeziehungen in der Ehe ohne unmittelbare Folgen.

3.
Gemeinsame engste Verbindung zu einer Rechtsordnung, Abs. 1

24

Scheidet die Anknüpfung über Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EGBGB aus, kann die Rechtsordnung für die güterrechtlichen Beziehungen in der Ehe entscheidend werden, mit der die Eheleute »auf andere Weise gemeinsam am engsten verbunden sind«, Nr. 3, zu Einzelheiten oben Art. 14 EGBGB Rz. 25–27 und BGH, FuR 1993, 291. Dabei sind sämtliche Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen, etwa die »gemeinsame soziale Bindung der Ehegatten an einen Staat durch Herkunft (im weiteren Sinn), Kultur, Sprache oder berufliche Tätigkeit«, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 9 und Art. 14 EGBGB Rz. 25, aber auch der gemeinsame, schlichte Aufenthalt in einem Staat, sofern dieser Aufenthalt nicht nur von ganz vorübergehender und daher nebensächlicher Natur ist, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 19, der Ort der Eheschließung, der allerdings nicht zufällig gewählt sein darf, vor allem aber gemeinsame Zukunftspläne (vgl. gerade Rz. 23), insbesondere »die beabsichtigte (alsbaldige) Begründung eines gewöhnlichen Aufenthaltes« in einem anderen Staat, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 19 a. E., sofern die Partner ihre Absichten später tatsächlich verwirklicht haben, dazu BT-Drucks. 10/5632 S. 41 und Henrich, FamRZ 1986, 841 (846).

25

Schon für Art. 15 EGBGB a. F. traten beträchtliche Be​weis​schwie​rig​keiten bei dieser Anknüpfung auf, dazu Basedow, NJW 1986, 2971 (2976 mit Nachw.). Diese Schwierigkeiten werden in Zukunft sicherlich nicht kleiner werden, wenn (etwa) nach einigen Jahrzehnten die Frage auftaucht, Beispiel von Basedow, ob »der einjährige Aufenthalt der Eheleute X. im Lande Y. zu Beginn ihrer Ehe ein gewöhnlicher Aufenthalt oder nur ein vorübergehender Verbleib war, ob ihr Entschluss zur letztlich nur kurzfristigen Ansiedlung im Land Z (nur) Ausdruck jugendlichem Umherschweifens oder ein Stück gemeinsamer Lebensplanung« darstellte. Dabei hält das Güterrechtsstatut vielfach Eheleute gerade mit der oft instabilen Orientierung am gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt oder an der engsten sonstigen Verbindung zu einer Rechtsordnung zu Beginn der Ehe »im fortgeschrittenen Lebensalter fest, in dem sich ehegüterrechtliche Probleme mit der Vermögensbildung durchweg überhaupt erst stellen, an den Zufälligkeiten der Wanderjahre« fest, so plastisch Basedow, NJW 1986, 2971 (2976). Die gesetzlich vorgesehene Rechtswahl bietet zwar Auswege, doch erfolgt sie insgesamt eher immer noch selten, wiederum Basedow, NJW 1986, 2971 (2976); zu den Übergangsfällen aus Art. 220 EGBGB vgl. oben Rz. 3 mit Nachw. und unten Rz. 79 f.

4.
Rechtswahl im Ehewirkungsstatut, Art. 14 Abs. 2–4 EGBGB

26

Haben die Ehegatten für ihre persönlichen Rechtsbeziehungen eine wirksame Rechtswahl getroffen, ist sie über Art. 15 Abs. 1 EGBGB auch für das Güterrechtsstatut prägend. Den sonst aus Art. 15 Abs. 1 EGBGB entnommenen Anknüpfungsschritten geht sie vor, richtig Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 20. Ehegüterrecht wird jedoch anders angeknüpft, wenn die Gatten eine eigene, nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB zu beurteilende Rechtswahl vorgenommen haben; zu den Unterschieden bei Rück- und Weiterverweisung vgl. oben schon Rz. 12 mit Nachw.

5.
Ausländische lex rei sitae

27

Für Gegenstände, »die sich nicht im (eigentlich angesprochenen) Staat befinden und nach dem Recht des Staates, in dem sie sich befinden, besonderen Vorschriften unterliegen«, greift Art. 3 a Abs. 2 EGBGB ein und verweist auf die dort vorrangig zu beachtende lex rei sitae eines Belegenheitsstaates, dazu oben Rz. 12 und (ausführlich) MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 30; Ludwig, DNotZ 2000, 663. Unterschiedliche Regelungen im sonst berufenen ausl. Recht für Rück- und Weiterverweisung (grundsätzlich keine Rückverweisung, aber Ausnahmen für Grundstücke) haben wir dabei zu folgen und sie zu beachten, Rz. 10 und 11. Ausl. Rechtsvorschriften können insbesondere dann als »besondere Bestimmungen« anzusehen sein, wenn dort – auf der kollisionsrechtl. Ebene – für einzelne Vermögensteile gesondert angeknüpft wird, etwa für dort befindliches Immobilienvermögen, dazu Ludwig, DNotZ 2000, 664 und Niewöhner, MittRhNot 1981, 219 (223); Übersicht – für die USA/Georgia – Hay, Int. Privatrecht, S. 293 f.

27 a

Allerdings können so eigene Lücken oder Brüche entstehen, die sich nur schwer ausfüllen oder vermeiden lassen, zur ähnlich gelagerten Nachlassspaltung und Lösungsvorschlägen für sie MünchKomm/Birk, Art. 25 EGBGB Rz. 148 mit Vorschlägen für die einzelnen Konkurrenzfälle in Rz. 149 f.; zu § 1371 BGB und zur erb- bzw. güterrechtlichen Lösung und ihre Abstimmung aufeinander Rz. 72 (Anpassung, die die notwendigen Zusammenhänge zwischen Ehegattenerbrecht und ehel. Güterrecht herstellen muss). Ob Art. 3 a Abs. 2 EGBGB die kollisionsrechtl. Sonderbehandlung einzelner Gegenstände überhaupt erfasst, war früher umstritten, vgl. dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 136 mit Nachw. Bei der Neuregelung 1986 ist die Streitfrage nicht ausdrücklich im Gesetz beantwortet worden; die Materialien zu (damals) Art. 3 Abs. 3 EGBGB haben jedoch hervorgehoben, dass die Bestimmung auch die »lediglich kollisionsrechtl. Vermögensspaltung« erfasst, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 36 f. Leben die Eheleute im gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft bzw. in Gütertrennung, denn auch der Güterstand bei uns, dem die Eheleute ohne eigene Rechtswahl unterliegen, ist ein solcher Fall, erfolgt der Ausgleich in der notwendigen Form – wenn sie ihn vorzunehmen haben – unter Einschluss der Werte, die Sonderregeln unterliegen, dazu Siehr, FS Hay, S. 389 (395 ff.) und MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 136. Insoweit »weichen wir also nicht einer fremden lex rei sitae«, die die Frage nach der Vermögenseinheit anders beantwortet als wir, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 136, während die Vorschriften dort sich nur mit der sonstigen Zuordnung und Abwicklung im Einzelnen beschäftigen. Haben sich die Eheleute dagegen für eine Form der Gütergemeinschaft entschieden, besteht eheliches Vermögen, und der Grundbesitz im Ausland, der eigenen Regeln unterliegt, wird nach den Vorstellungen dort abgelöst, sofern dies dort so vorgesehen ist, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 136 a. E. Denn dann gilt auch fremdes eheliche Güterrecht, das bei Gütertrennung und Zugewinngemeinschaft sonst keine Rolle spielt, weil »eheliches Vermögen« in dieser Form nicht vorhanden ist, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 136. Unabhängig davon sollten wir, wenn wir über die Verteilung der einzelnen Werte und Vermögensmassen entscheiden, gerade deshalb – auch bei der Gütergemeinschaft – die ausl. Verteilungsergebnisse bei der Gesamtabwägung einbeziehen bzw. einrechnen. Nur so lässt sich vermeiden, dass ein Ehegatte aus Rechtsbestimmungen aus beiden Rechtskreisen – aber eben nur zum Teil – bessere Ergebnisse erzielt, als wenn er jeweils nach den einen oder nach der anderen Vorschriften allein vorgehen würde, der andere aber alle Ausfälle zu tragen hat; dabei kann die Anpassung in den materiellen Regeln der lex fori (oder des sonst maßgeblichen Güterrechts) zu suchen sein, dazu für das Erbrecht MünchKomm/Birk, Art. 25 EGBGB Rz. 147; vgl. auch OLG Düsseldorf, NJW-RR 2011, 1017 für die Erbquote einer russ. Ehefrau nach ihrem verstorbenen, nach Deutschland eingebürgerten kasachischen Ehemann, im Übrigen Rz. 70 f. mit Nachw.

27 b

So ist auch vorzugehen, wenn sich die Eheleute für Teile ihres Vermögens durch Rechtswahl für ein anderes Recht entschieden haben, als für andere oder für den hauptsächlichen Bestand, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 137. Bleibt ihre Wahl allgemein, umfasst sie von vornherein nicht Sondervermögen, das nach der lex rei sitae eigenen Regeln unterliegt, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 137 a. E. Wie in Rz. 27 a sind die Ergebnisse, die in der gerichtlichen Auseinandersetzung bei uns dann entwickelt werden müssen, inhaltlich durch Anpassung der materiellen Vorschriften aufeinander abzustimmen, um ungerechtfertigte Vorteile für die eine und Nachteile für die andere Seite zu vermeiden.
6.
Rechtswahl nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB
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a) Besondere, zusätzliche Voraussetzungen verlangt Art. 15 Abs. 2 EGBGB für die güterrechtliche Rechtswahl nicht. Auch dt. Ehegatten können daher ihren Güterstand einem ausländischen Recht unterstellen, wenn einer von ihnen in diesem Ausland seinen gewöhnlichen Aufenthalt genommen hat oder unbewegliches Vermögen am Lageort besitzt, Nr. 2 und 3; zur Abgrenzung OLG Celle, FamRZ 1998, 374 – dt. Ehegatten können zwar materiell-rechtlich Zahlung einer »Morgengabe« vereinbaren (nach dt. Recht müssen die Absprachen notariell beurkundet werden, §§ 125 Satz 1, 1410 BGB), aber sie nehmen damit nur eine bestimmte Ausgestaltung ihres internen Güterstandes vor, ohne tatsächlich eine kollisionsrechtliche Rechtswahl zu treffen, vgl. Einzelheiten in Art. 15 Abs. 2 EGBGB, vgl. im übrigen unten Rz. 77. Die Zulässigkeit der Wahl ist weder von der Zustimmung der abgewählten noch dem Einverständnis der gewählten Rechtsordnung abhängig, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 35; doch kann zu berücksichtigen sein, dass eine nach dt. Recht maßgebliche Rechtswahl im Ausland keine Wirkungen entfaltet, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 35. Berufen sind wie stets unmittelbar die ausl. Sachnormen, Art. 4 Abs. 2 EGBGB. Die Rechtswahl kann auch konkludent erfolgen, dazu Börner, IPrax 1995, 309; BayObLG, IPrax 1995, 324 und BayObLG, FamRZ 1998, 1594. Notwendig ist allerdings, dass beide Ehegatten (nicht nur Handlungen vorgenommen haben, die einen Schluss auf einen bestimmten Rechtsfolgewillen zulassen, sondern dass sie) die Umstände kannten, die ihre Handlung als Ausdruck dieses Rechtsfolgewillens erscheinen lassen oder dass sie bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt wenigstens hätten erkennen und vermeiden können, dass ihre »Äußerungen nach Treu und Glauben in Richtung einer Rechtswahl aufgefasst werden durften und der Empfänger sie tatsächlich auch so verstanden hat«, dazu BGHZ 109, 171 (177) und BayObLG, IPrax 1995, 324; wesentlich enger Börner, IPrax 1995, 309 (313) – für die Rechtswahl im Familienrecht gelten Besonderheiten; da das Aufeinanderprallen von unterschiedlichen kulturellen, sprachlichen und rechtlichen Prägungen der Ehepartner für gemischt-nationale Ehen fast symptomatisch ist, wäre kaum möglich, den »Empfängerhorizont« der Beteiligten oder die Sorgfalt des Erklärenden, mit der dieser die Bedeutung des Erklärungsverhaltens gegenüber dem Erklärungsempfänger hätte erkennen können und müssen, in der üblichen, typisierenden Weise zu objektivieren, so dass Verkehrssitte und Treu und Glauben in noch geringerem Umfang als im internationalen Schuldvertragsrecht tragfähige Auslegungsmaßstäbe sind; der von den Parteien gesetzte Rechtsschein muss daher »erforderliche Eindeutigkeiten« erreichen, und sonst wird ohne Rücksicht auf ein vielleicht pflicht- oder treuwidriges Verhalten des Erklärenden in der üblichen Form objektiv angeknüpft. Art. 220 Abs. 3 Nr. 2 EGBGB unterstellt im übrigen die güterrechtlichen Wirkungen von Ehen, die nach dem 31. 3. 1953 und vor dem 9. 4. 1983 geschlossen worden sind, bis zum 8. 4. 1983 dem Recht, von »dessen Anwendung« die Ehegatten ausgegangen sind, zu diesem Begriff OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 1587; zu weiteren Einzelheiten dabei oben Rz. 3. Aus der Wahl deutschen Rechts für einen Grundstückskaufvertrag lässt sich nicht selbstverständlich (auch) eine ehegüterrechtliche Rechtswahl ableiten, zutr. LG Augsburg, MittBayNot 1995, 233; auch aus der Vereinbarung einer Morgengabe ist nicht zwingend auf eine ehegüterrechtliche Rechtswahl zu schließen, OLG Frankfurt, FamRZ 1996, 1478, einmal abgesehen davon, dass in diesen Fällen die Parteien überhaupt in der Lage sein müssen, entsprechende kollisionsrechtliche Vereinbarungen zu treffen, dazu OLG Celle, FamRZ 1998, 374; zu weiteren Einzelheiten der Rechtswahl Mankowski/Osthaus, DNotZ 1997, 10 und Schotten, DNotZ 1999, 326. Weitere Voraussetzungen müssen dagegen nicht eingehalten sein; lediglich aus dem Kreis der zur Wahl gestellten Rechtsordnungen, vgl. dazu Art. 15 Abs. 2 EGBGB, ergeben sich sachliche Einschränkungen, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 21. Auch dt. Ehegatten können deshalb ihre güterrechtlichen Beziehungen einem ausl. Recht unterstellen, sofern einer von ihnen dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, Abs. 2 Nr. 2, oder unbewegliches Vermögen besitzt, Art. 2 Nr. 3, zu Einzelheiten Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 21 und gerade Rz. 27, zu einer Übersicht über die Güterstände in Europa Henrich, FF 2004, 173 f.

28 a

Bei ihrer Rechtswahl sollten die Parteien darauf achten, dass die Regelungen, die sie treffen, auch im für sie wesentlichen Ausland (etwa weil einer der Partner dessen Staatsangehörigkeit besitzt oder weil beide Parteien dort über Vermögenswerte verfügen) Anerkennung findet, dazu (Fall: Boris Becker) Reus/Goelz, FamRZ 2001, 1672 und Allg. Teil/Finger, Rz. 87 mit Nachw. Ihre güterrechtl. Rechtsbeziehungen beurteilen wir jedenfalls

–

nach der in Deutschland wirksamen Rechtswahl,

–

aber im Ausland könnte eine abweichende Wertung erfolgen, die einer der Beteiligten auch erreichen kann, wenn er das Ehe​schei​dungs​verfahren mit güterrechtl. Folgen (zulässigerweise) führt, vgl. im Übrigen Rz. 34 a. E. und Finger, FF 2004, 245. Gerade nach den Regeln der EheGVO bzw. der VO Nr. 2201/2003 können die Parteien (in Grenzen) zwischen verschiedenen gerichtl. Zuständigkeiten wählen; wendet das Gericht, das danach zuständig ist, Heimatrecht nach den eigenen kollisionsrechtl. Bestimmungen an (etwa: England), können Brüche entstehen – bei einem anderen Gericht, das nach den Zuständigkeitsvorschriften der EheGVO bzw. der VO Nr. 2201/2003 ebenfalls zuständig sein könnte, wäre »anderes« Recht maßgeblich, und aus unserer Sicht hätte die Anknüpfung über Art. 15 EGBGB zu erfolgen. Diese (wahlweise) »Zugriffsmöglichkeit« des Ast. entspricht jedenfalls dem inneren System der EheGVO bzw. der VO Nr. 2201/2003; zu Veränderungen können wir nur gelangen, wenn

–

die Parteien schon materiell das anwendbare Recht wählen können, Rom 3 (für die Ehescheidung) und Rom 4 (für das eheliche Güter- und das Erbrecht),

–

wobei die Rechtswahl dann durchgängig und in allen Mitgliedsländern beachtet werden muss,

–

oder wir einheitliche Anknüpfungsregeln festlegen, etwa über den gewöhnlichen Aufenthaltsort oder den letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort beider Parteien, wobei Veränderungen ohne Folgen bleiben,

–

oder (vielleicht) Zuständigkeitsvereinbarungen zum Gerichtsstand zulässig werden, die die Eheleute dann aber auch abschließen müssen, zu Rom 3 und 4 vgl. im übrigen Wagner, FamRZ 2003, 803, weitere Einzelheiten gleich Rz. 28 b.

28 b

Nicht fixiert ist schließlich der Zeitpunkt der Rechtswahl; sie kann – im voraus – bereits vor der Heirat, aber erst mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an, oder später während der Ehe vorgenommen werden, wobei dann die Rechtsfolgen lediglich in die Zukunft reichen, vgl. zu Einzelheiten Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 21. Allerdings sind wiederum Anforderungen ausl. Rechts zu beachten, wenn in Deutschland eine Rechtswahl vorgenommen werden soll und die Verfahrensführung in einem anderen Land nicht völlig ausgeschlossen erscheint, dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 87 und gerade Rz. 28 a, Beispiel neben den USA, dazu Reus/Goelz, FamRZ 2001, 1672, auch Schweden, dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 87, und die Niederlande, Breemhaar in Henrich/Schwab (Hrsg.), Eheliche Gemeinschaft, Partnerschaft und Vermögen im Europ. Vergleich, S. 153 f.; zum neuen türk. Ehegüterrecht (seit 1. 1. 2002) vgl. Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2003, 187 f., zum neuen türk. IPRG Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40 (für das eheliche Güterrecht 42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 283. Schließlich können die Parteien festlegen, wie ein bisher zwischen ihnen vereinbarter Güterstand abzuwickeln und überzuleiten ist und Rz. 79 f., a. M. Wegmann, NJW 1987, 1744, der die Abwicklung stets aus dem bisherigen Güterrechtsstatut entnehmen will. Dann gilt das von den Parteien gewählte Recht – wenn nichts anderes bestimmt ist – vom Zeitpunkt der Wahl an auch für das bereits vorhandene Vermögen, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 58 und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22. Rechtspositionen Dritter können allerdings nicht beeinträchtigt werden, dazu auch Art. 16 EGBGB, vgl. im übrigen Erman/Hohloch, Art. 15 EGBGB Rz. 25. Ist das neue Recht günstiger für sie, können sie sich allerdings auf dessen Bestimmungen berufen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 108 a. E. Rückwirkende Rechtswahl ist dagegen nicht zulässig, Schotten, DNotZ 1999, 326 (327) und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 21 a. E., anders Mankowski/Osthaus, DNotZ 1997, 10 (20); differenzierend Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 116 mit vielen Nachw.; intern können also die Parteien (mit schuldrechtlicher Wirkung) vereinbaren, sich so zu stellen, »als ob« gewähltes Recht Grundlage werde, vgl. auch Rz. 32.

28 c

Nach OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 1587 soll eine »stillschweigende Rechtswahl« nach Art. 15 EGBGB dann vorliegen, wenn die Parteien seit der Eheschließung (niederländisch/deutsch) in Deutschland gelebt und sich dem deutschem Recht unterstellt haben, dazu auch OLG Köln, FamRZ 1996, 1479 (1480) mit abl. Anm. Henrich, der die allgemeine Überzeugung der Ehegatten, sich dem deutschen Rechtskreis zugehörig zu fühlen, nicht für ausreichend hält, sondern einen »güterrechtsbezogenen Rechtsakt« verlangt, aus dem sich ergibt, dass die Eheleute von der Geltung eines (bestimmten) Güterrechts ausgegangen sind, also von der Verwaltung der beiden Vermögensmassen, der selbständigen Verwaltung des jeweils eigenen Vermögens oder von der Zusammenfassung zur Gütergemeinschaft; zu weiteren Einzelheiten BayObLG, FamRZ 1998, 1594. Haben Eheleute vor dem 8. 4. 1983, aber nach dem 31. 3. 1953, die Ehe im Ausland geschlossen, richtet sich das Ehegüterrecht bei der Scheidung nach Art. 15 EGBGB mit der Maßgabe, dass Anknüpfungszeitpunkt nicht der Tag der Eheschließung, sondern der 9. 4. 1983 ist, dazu Art. 220 Abs. 3 Satz 2 EGBGB und OLG Köln, FamRZ 1996, 1479, allerdings nur dann, wenn sich die güterrechtlichen Beziehungen der Eheleute bis zum Stichtag nach dem Heimatrecht des Mannes gerichtet haben, Art. 220 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. Art. 220 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 EGBGB und dazu Henrich, FamRZ 1996, 1480; zu weiteren Einzelheiten oben Rz. 3 und unten Rz. 79 f.

28 d

Nehmen die Ehegatten ihre güterrechtliche Rechtswahl erst während der Ehe vor und wechseln von ihrem (bisherigen) Güterstand in »neue« güterrechtliche Regelungen, sollten sie auch festlegen, nach welchen Bestimmungen sich bisherige Ausgleichsansprüche richten. Dabei wird in aller Regel das »abgewählte Recht« Vorzüge mit sich bringen, denn die zugewählten Bestimmungen müssen

–

den Güterstand, in dem die Partner bis dahin gelebt haben,

–

so gar nicht kennen,

–

so dass sie auch keine weiteren Forderungen für die Auflösung vorsehen (müssen).

29

b) Für die Form der Rechtswahl verweist Art. 15 Abs. 3 EGBGB auf Art. 14 Abs. 4 EGBGB, weitere Einzelheiten dort Rz. 41; im Übrigen MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 38 f.; vgl. im Übrigen OLG Hamm, FamRZ 2002 (459 für Brasilien) und Dörr/Hansen, NJW 2002, 3140 (3142); zu Gestaltungsmöglichkeiten der Eheleute in Italien (praktisch unbeschränkt Wahlfreiheit) Patti, FamRZ 2003, 10, und Gütertrennung kann dort »auch in der Heiratsurkunde erklärt werden«, Art. 162 Abs. 2 Cc, aber Dritten können entspr. Abmachungen nicht entgegengehalten werden, wenn »nicht am Rand der Eheschließungsurkunde angemerkt sind: das Datum des Vertrages, der handelnde Notar und die allgemeinen Angaben zu den Vertragschließenden oder die Wahl gemäß dem 2. Absatz,« Publizitätspflicht, zu Einzelheiten Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Italien, S. 64. Haben sich die Parteien mit der Wahl der Gütertrennung nach fremden Recht (hier: Mauritius) für einen Güterstand entschieden, den auch das dt. Güterrecht kennt, ist ihre bei der Eheschließung getroffene gemeinsame Erklärung vor einem zuständigen Standesbeamten (in Mauritius) als wirksame güterrechtliche Vereinbarung nach dt. Recht anzusehen, Ortsform, Art. 11 EGBGB,  BGH, IPrax 2012, 356 (beide Eheleute leben in Deutschland, wobei der Antragsteller dt. Staatsangehöriger ist, die Antragsgegnerin Staatsangehörige von Mauritius - Heiratsurkunde ist in französischer und englischer Sprache abgefasst), dazu auch Helms, IPrax 2012, 324, vgl. schon Rz. 29.
29 a

Nach Art. 14 Abs. 4 Satz 1 EGBGB ist notarielle Beurkundung vorgeschrieben. Wird die Rechtswahl nicht im Inland getroffen, genügt, dass sie den Formerfordernissen für einen Ehevertrag nach dem gewählten Recht oder am Ort der Rechtswahl entspricht, Satz 2 und Art. 11 EGBGB. Unterscheidet Auslandsrecht noch einmal für den

–
Abschluss von Eheverträgen und
–
güterrechtlichen Vereinbarungen, sollten wir unseren Anforderungen folgen, Art. 14 Abs. 4 EGBGB, dazu Kleinheisterkamp, IPrax 2004, 399 (400) und Stellungnahme des Max-Planck-Instituts zum IPR-E 1983, RabelsZ 47 (1983), 595 (634), also die Formvorschriften für Eheverträge einzuhalten sind, vgl. auch Rz. 77 d. Erklärungen gegenüber dem Standesbeamten reichen aus, wenn sie am Abschlussort so gültig sind und die sonstigen dortigen Anforderungen (auch für die Form) erfüllen, BGH, NJW-RR 2011, 1225 für ein dt.-mauritisches Ehepaar, das auf Mauritius die Ehe geschlossen hat (Gütertrennung auf der Heiratsurkunde), Art. 1475 code civil mauricien mit Anm. Henrich, FamRZ 2011, 1498 und Wachter, FamRZ 2011, 1497; Rauscher/Pabst, NJW 2012, 3490 (3493); Helms, IPrax 2012, 324, im Übrigen schon Rz. 29.
29 b

Eine in Israel bei der religiösen Trauung geschlossene Vereinbarung ist als Ehevertrag zu qualifizieren, der sich (auch) mit dem nachehelichen Unterhalt beschäftigt, wenn zwei Zeugen und der Ehemann unterschrieben haben, nicht aber die Frau, denn so sind die Gültigkeitsanforderungen des entspr. Heimatrechts eingehalten und Art. 6 EGBGB ist (aus unserer Sicht) nicht verletzt, dazu OLG Düsseldorf, FamRZ 2002, 1118 (vgl. dazu § 1585 c BGB, formloser Unterhaltsabfindungsvertrag; zu den sonstigen Einzelheiten der Vereinbarung unter Ordre-public-Gesichtspunkten vgl. im Übrigen OLG Düsseldorf, RamRZ 2002, 1118 (1120), vgl. im Übrigen Rz. 28 a).

30

c) Ihre Rechtswahl nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB können die Ehegatten jederzeit während der Ehe und während des Auflösungsverfahrens/der Ehescheidung vornehmen. Allerdings können sie ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen schon vor der Eheschließung entsprechend ordnen, etwa durch Vereinbarung in der Verlobungszeit. Damit eröffnet Art. 15 Abs. 2 EGBGB einen Weg, nachträgliche Veränderungen in der Ehe und für die Entwicklung der Gatten frühzeitig aufzunehmen und auf die weiteren Planungen abzustellen, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 58; doch ist die tatsächliche Änderung keine Wirksamkeitsvoraussetzung, da Art. 15 Abs. 2 EGBGB allein die Vorstellungen der Eheleute für maßgeblich hält, vgl. aber Nr. 1–3. So kann nicht etwa das Recht eines Staates nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB gewählt werden, der früher einmal gemeinsame Heimat war (folglich gemeinsames Heimatrecht) oder in dem ein Ehegatte seinen gewöhnlichen Aufenthalt in der Vergangenheit gewählt hatte, aber nicht mehr beibehält, oder das Recht eines aufgelösten oder »abgewickelten« Staates; zur Versteinerung des Güterrechtsstatuts unten Rz. 45–46, auch Rz. 3 a. Für ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen können die Ehegatten auch noch nach Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags das maßgebliche Recht wählen, wenn die sonstigen Voraussetzungen aus Art. 17 Abs. 2 EGBGB erfüllt sind; für das Scheidungsstatut ist das anders, denn insoweit sind mit der Rechtshängigkeit die Rechtsbeziehungen festgelegt, vgl. Art. 17 Abs. 1 EGBGB.

31

Über die Zulässigkeit der Rechtswahl bestimmt inländisches IPR, oben Rz. 28; insoweit ist die Wahl weder von der Zustimmung der abgewählten noch dem Einverständnis der gewählten Rechtsordnung abhängig, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 35. Doch ist entspr. Vereinbarung der Eheleute wenig sinnvoll, wenn nach deutschem Recht die Rechtswahl zulässig ist, aber die ausl. berufenen Rechtsbestimmungen Absprachen zwischen den Eheleuten nicht erlauben und ihnen keine weiteren Folgen beilegen. Dann müssen wir nach den allg. Regeln anknüpfen, vgl. im Übrigen Rz. 28 a.und 31 a.

31 a

Berufen sind nach Art. 4 Abs. 2 EGBGB unmittelbar die jeweiligen Sachnormen, und sie entscheiden auch über die sonstigen Voraussetzungen, die für die vertragliche Vereinbarung erfüllt sein müssen – Einigung, Wirksamkeit der Absprachen – und über die interne Qualifizierung (allg. Vertragsstatut oder Ehevertragsrecht) und ihre Folgen, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 23 f. Wie bei Art. 14 EGBGB reicht aus, dass bei einer Vereinbarung zur Rechtswahl die Bestimmungen des gewählten Rechts eingehalten sind, so dass auch ein sachlicher Vorgriff auf die Zukunft erfolgt, BGH, DtZ 1997, 288 (290).

31 b

Erkennt das berufene ausl. Recht die Entscheidung der Eheleute »für« einen Güterstand nicht an, weil sie dort nicht wählen können, Rz. 34, können hinkende, ehegüterrechtliche Rechtsverhältnisse entstehen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 127 und 128. Umgekehrt kann allerdings auch erst die vom dt. Recht zugelassene Wahl den notwendigen Entscheidungseinklang zwischen den sonst konkurrierenden Rechtsordnungen herstellen, dazu ebenfalls Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 128 a. E. und 28 a.

32

Stets wirkt die Rechtswahl nur in die Zukunft. Unmittelbare Auswirkungen für die Vergangenheit können die Parteien durch sie nicht erzielen. Doch können sie sich intern so stellen, schuldrechtliche Wirkungen, »als ob« ihre Vereinbarungen in die Vergangenheit reichen, vgl. Rz. 28 b, so dass sie untereinander entspr. abzurechnen haben. Nach Art. 220 Abs. 3 Satz 6 EGBGB gelten diese Folgen auch für Ehen, die vor Wirksamwerden des Gleichberechtigungsgesetzes geschlossen worden sind und für die nachträglich eine Rechtswahl vorliegt, ohne dass sonstige Übergangsvorschriften hindern oder die Parteien auf früheres Recht verwiesen wären. Im Übrigen können die Gatten die einmal getroffene Wahl ändern oder aufheben. Dann gilt für die güterrechtlichen Wirkungen das neu gewählte Sachrecht, Art. 4 Abs. 2 EGBGB, wenn nicht nach den allg. Regeln anzuknüpfen ist. Für die Abwicklung des bisherigen Güterstandes und seine Überleitung entscheidet stets das »alte« Güterrechtsstatut, Wegmann, NJW 1987, 1744 und MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 47, wenn die Parteien keine andere Regelung abgesprochen haben, dazu Rz. 28 b; a. A. Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 21, der insoweit das neue Statut entscheiden lassen will. Aus diesem – neuen – Recht ist aber wieder zu entnehmen, ob und wie das aufgeteilte Vermögen unter den Gatten güterrechtlich zuzuordnen ist, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 34; vgl. im übrigen Rz. 36. Intern können die Eheleute 
allerdings vereinbaren, dass sie sich auch schon für die Vergangenheit »entsprechend ihrer Rechtswahl« behandeln lassen wollen. So können (insbesondere) praktische Probleme beim Erwerb deutscher Grundstücke durch ausländische Eheleute gemindert werden, Einzelheiten in BT-Drucks. 10/5632 S. 42; jedenfalls steht die Rechtswahl auch für ausländischen Grundbesitz deutscher oder ausländischer Gatten offen, wobei nicht notwendig das gesamte dort belegene unbewegliche Vermögen dem Recht des Lageortes unterstellt werden muss, Einzelheiten bei Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22 (und gleich Rz. 43); Mankowski, FamRZ 1994, 1457 und Schotten, DNotZ 1994, 566; vgl. im Übrigen Rz. 27 und 27 a.

32 a

Eine Vereinbarung zwischen den Gatten, die in der notwendigen Form geschlossen ist und die sich mit Einzelregelungen für die Trennung und für die Ehescheidung beschäftigt, muss sich nicht notwendig auch auf güterrechtl. Folgen beziehen, dazu OLG Hamm, FamRZ 2000, 459. Haben sich die Eheleute auf Zahlung einer Morgengabe verständigt, bedeutet diese Vereinbarung nicht notwendig, dass damit auch die güterrechtlichen Regelungen erfasst sind, etwa in der Form, dass weitere Ausgleichsansprüche nicht begründet sein sollen.

33

Schließlich können die Eheleute bei ihrer Wahl von vornherein Ereignisse festlegen, die später für sie zu einer Veränderung des Güterrechtsstatuts führen sollen. Wie stets sind allerdings Nr. 1–4 zu beachten. Dabei können die Gatten vorhandenes und zuerworbenes Vermögen durch Vereinbarung dem bereits gewählten Statut mit Wirkung ex nunc unterstellen, BT-Drucks. 10/504 S. 58; MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 48 und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 36. Rechte Dritter dürfen allerdings nicht beeinträchtigt werden.

34

d) Art. 15 Abs. 2 EGBGB verweist zunächst auf das anwendbare Güterrecht eines Staates; die interne Ausgestaltung übernimmt das gewählte Sachrecht, Art. 4 Abs. 2 EGBGB, und nach diesem Sachrecht ist auch zu entscheiden, ob, unter welchen Voraussetzungen und mit welchem Inhalt Güterrechtsverträge möglich sind. Durch ihre (IPR-)Vereinbarung entscheiden die Eheleute lediglich, ob sie im gesetzlichen Güterstand leben oder sich einem vertragsmäßigen Güterstand unterwerfen wollen. Haben ausländische Eheleute nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB dt. Ehegüterrecht (kollisionsrechtlich) gewählt, kann »der Güterstand nicht durch Verweisung auf ein nicht mehr geltendes oder ausländisches Recht bestimmt werden«, § 1409 BGB. Maßgeblich ist eben stets das berufene Sachrecht, Art. 4 Abs. 2 EGBGB. In ihrer Vereinbarung können die Eheleute zudem festlegen, dass bestimmte Ereignisse die güterrechtliche Regelung für die Zukunft verändern sollen, dazu schon oben Rz. 33. Durch gezielte Abreden können die Ehegatten so eine ergebnisbezogene Harmonisierung zwischen dem IPR der gewählten Rechtsordnung und dem deutschen Recht erreichen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 125; dabei können sie einen Wechsel ihres Ehegüterstatuts gerade für den Fall vereinbaren, dass Tatsachen eintreten, die nach dem IPR der zunächst gewählten Rechtsordnung einen Statutenwechsel (von selbst) begründen würden, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 125 und MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 118, wobei dann das »hilfsweise« bestimmte Recht ebenfalls in den Kreis der nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB wählbaren Rechtsordnungen gehören muss (bedingte Aufhebung der zunächst getroffenen Rechtswahl in Verbindung mit einer aufschiebend bedingten zweiten Rechtswahl, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 125 mit weiteren Einzelheiten). Jedenfalls ist bei Abschluss der Vereinbarung in Deutschland und für – etwa – deutsches Recht die Rechtslage im jeweils anderen Land mitzubedenken, dazu (für Österreich und für die Türkei, vgl. OLG Hamm, NJW-RR 1992, 1220 (1221)) Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 98, denn nach Art. 14 Abs. 1 Hs. 1 türk. IPRG können türk. Eheleute »hinsichtlich ihres ehelichen Vermögens das Recht ihres Wohnsitzes oder eines ihrer Heimatrechte im Zeitpunkt der Eheschließung wählen«, und damit ist sichergestellt, dass auch die Türkei die in Deutschland vorgenommene Rechtswahl »anerkennt«, zu den Wahlmöglichkeiten nach neuem türk. IPRG Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 263; vgl. zum Fall Boris Becker Reus/Goelz, FamRZ 2001, 1672; zur versteckten Rückverweisung im Verhältnis zu England oder anderen Ländern des anglo-amerikanischen Rechtskreises vgl. Finger, FuR 2009, 181.

34 a

Ist güterrechtlich das Recht eines Staates berufen, in dem mehrere Teilrechtsordnungen gelten, ist nach seinem Recht zu beurteilen, welche von ihnen nun tatsächlich anzuwenden ist; fehlt es insoweit an einer Regelung, ist nach Art. 4 Abs. 3 S. 2 EGBGB zu entscheiden, mit welchen Regeln der Sachverhalt am engsten verbunden ist, zur (ehemaligen) Bundesrepublik Jugoslawien und der Wojwodina OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 1203 und Dörr/Hansen, NJW 1996, 2970 (2974), nicht etwa zum Aufenthaltsort überzugehen, richtig Bungert, IPrax 1993, 10 (17), während Hay, IPrax 1988, 265 (267) dem Antragsteller nun eine besondere Wahlbefugnis einräumen will; MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB Rz. 48 sieht dagegen in dieser Situation die Orientierung des Scheidungs- bzw. des Ehewirkungsstatuts nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB (und damit auch des Güterrechtsstatus nach Art. 15 EGBGB) als gescheitert an, da die Ehegatten eben kein »gemeinsames Heimatrecht« haben, und dann müsse es bei der subsidiären Aufenthaltsanknüpfung nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB verbleiben, anders Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 32. Wichtig ist die Frage insbesondere für US-Amerikaner aus unterschiedlichen Bundesstaaten, Rechtsprechungsnachw. bei MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB Rz. 48. Ist der Staat, dem die Ehegatten ursprünglich angehört haben, zerfallen – Beispiele aus neuester Zeit: Bundesrepublik Jugoslawien und UdSSR –, sind die Staatsangehörigkeiten der Ehegatten nach den maßgeblichen Rechtsbestimmungen der Nachfolgestaaten zu ermitteln, OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 932 (933 – Kroatien/Bosnien), Jayme, IPrax 1992, 333 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 33 a. E.; zu weiteren Einzelheiten Busse, IPrax 1998, 155; vgl. im übrigen oben Rz. 3 a mit Nachw., zu den Nachfolgestaaten der Bundesrepublik Jugoslawien vgl. Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7 mit Nachw. und Grosserichter/Bauer, RabelsZ 65 (2001), 201.

34 b

Vorab ist ohnehin zunächst zu klären, ob

–

das frühere Staatsgebilde noch fortbesteht und sich ein Teil lediglich abgespalten hat oder

–

ob insgesamt Auflösung eingetreten ist, zu Einzelheiten Busse, IPrax 1998, 155. Ist vom Fortbestand des noch »einheitlichen Staatsgebildes« auszugehen, weil sich nur einzelne Teile abgespalten haben, gelangt die »nunmehrige Rechtsordnung des Reststaates« zur Anwendung. Ist das frühere Staatsgebilde dagegen völlig aufgelöst, werden die Bestimmungen des neuen Staates maßgeblich, weitere Einzelheiten bei Busse, IPrax 1998, 155. Busse will für die Nachfolgestaaten der früheren UdSSR eine »Staatenauflösung« annehmen, für das Verhältnis von Eritrea zu Äthiopien dagegen eine »Abspaltung«, Busse, IPrax 1998, 155 (159). Bestanden schon früher Teilrechtsordnungen, gilt die ursprünglich anwendbare Rechtsordnung »unter neuer Flagge«, und verwendet die Kollisionsnorm, die für die Sachfrage bestimmt, einen räumlichen Anknüpfungspunkt, ist dieser auch zur (nachträglichen) Auswahl unter den Nachfolgestaaten heranzuziehen, zu weiteren Einzelheiten Pro​zess​formularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7 mit Nachw. (Slowenien/Kroatien).

34 c

Bringen wir über Art. 15 Abs. 1 EGBGB ausl. Ehegüterrecht zur Anwendung, richtet sich die Rechtswahl der Parteien nach seinen Vorschriften, so dass wir Rück- oder Weiterverweisungen folgen, wenn sie dort vorgesehen sind, zu § 19 öst. IPRG vgl. Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 98, für türk. Eheleute (Wahl des gemeinsamen Aufenthaltsrechts ist möglich) OLG Hamm, NJW-RR 1992, 1220 (1221), zu den Regeln den neuen türk. IPRG gerade beim ehelichen Güterrecht vgl. Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext, IPrax 2008, 263. Bei Rechtswahl in Deutschland werden dagegen die Sachvorschriften des gewählten Rechts (unmittelbar) maßgeblich, Art. 4 Abs. 2 EGBGB. Die Wahl einer gesamten Rechtsordnung einschl. des dortigen IPR ist nicht zulässig, obwohl in manchen Fällen gerade die umfassende Bezugnahme auf ausl. Recht sinnvoll wäre, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 44. Aber die Parteien können eine Anpassung an künftige Entwicklungen dadurch erreichen, dass sie mit Eintritt der Tatsachen, die nach dem Kollisionsrecht der gewählten Rechtsordnung zu einem Statutenwechsel führen (können), eine Änderung ihres Güterstandes schon jetzt vereinbaren, wiederum MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 44 a. E., weitere Einzelheiten bei Rz. 34.

34 d

Aus unserer Sicht maßgebliche Rück- oder Weiterverweisungen können für die Parteien Wahlmöglichkeiten eröffnen, die nach unseren Vorstellungen nicht bestehen; so können die Eheleute nach österr. Recht, § 19 öst. IPRG, etwa englisches Recht zum Güterrechtsstatut erheben, eine Entscheidung, die auch von einem dt. Gericht zu beachten ist, Art. 15 Abs. 1 EGBGB i. V. m. Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 98 mit Nachw., anders nur für Fälle der Rechtswahl, denn dabei sind die Sachbestimmungen berufen. Sind beide Eheleute türk. Staatsangehörige, haben aber ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland genommen, können sie – aus türk. Sicht – dt. Recht wählen (als Aufenthaltsrecht), Art. 14 Abs. 1 Hs. 1 türk. IPRG und OLG Hamm, NJW-RR 1992, 1220 (1221); Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 98 a. E., zu den neuen Regeln des türk. IPRG vgl. Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 263.

35

Verändert sich das durch Rechtswahl berufene Sachrecht, wirken sich seine Veränderungen auch für die güterrechtlichen Rechtsbeziehungen der Eheleute aus. Den einmal festgelegten Zustand können sie nur dann für sich bewahren, wenn das »intertemporale« Übergangsrecht des Wahlstaates eine Fortgeltung früherer Bestimmungen vorsieht, zur Versteinerung des Güterrechtsstatuts im übrigen Rz. 45–46.

36

Die Rechtswahl kann auf das unbewegliche Vermögen beschränkt werden, vgl. Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB. So kann die Anknüpfung der (jeweiligen) lex rei sitae unterstellt werden. Daneben können Eheleute regional differenzieren, so dass sie ihr US-amerikanisches Vermögen (als Beispiel) dem dortigen Belegenheitsrecht vorbehalten, sich im übrigen aber mit der allg. objektiven Anknüpfung ihrer güterrechtlichen Rechtsbeziehungen begnügen können, dazu auch MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 47; vgl. auch BT-Drucks. 10/5632 S. 42 auch Rz. 27 und 27 a. Aus praktischen Gründen sollte den Parteien schließlich die Befugnis eingeräumt werden, eine Rechtswahl für einzelne Gegenstände oder abgegrenzte Ver​mögens​teile zu treffen, so schon MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 49; ebenso Langenfeld, FamRZ 1994, 201 (206); LG Mainz, NJW-RR 1994, 73; Mankowski, FamRZ 1994, 1457 und Schotten, DNotZ 1994, 566 (beide als Anm. zu der genannten Entscheidung des LG Mainz); weitere ausführliche Nachw. bei Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22. Wie sonst darf die sachlich-rechtliche Ebene nicht mit der kollisionsrechtlichen Ebene vermischt werden, und die Wahl des Güterstatuts und die Vereinbarung eines Güterstandes unter einem bestimmten Recht sind jedenfalls deutlich zu unterscheiden, so dass eben der Vorwurf nicht zutrifft, man dürfe Eheleuten nicht erlauben, für ein bestimmtes Grundstück Gütertrennung, für ein anderes Grundstück Zugewinngemeinschaft und für ein letztes Grundstück Gütergemeinschaft festzulegen. In den Fällen des Art. 15 Abs. 2 Nr. 1 und 2 EGBGB ist dagegen die (gegenständliche oder territoriale) Beschränkung der Rechtswahl unzulässig, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 48 und 49; ebenso im Ergebnis Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22.

37

e) Die Rechtswahl beurteilt sich im Inland allein nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB (dt. IPR). Von einer ausländischen Zustimmung ist sie nicht abhängig, vgl. schon Rz. 28 und 28 a. Die Wirkungen einer Vereinbarung treten allein für die Zukunft ein, ex nunc. Doch können die Eheleute ihr bereits vorhandenes Vermögen ausdrücklich einbeziehen. Wird ein bisheriger Güterstand abgewählt, ist seine Abwicklung und Überleitung nach dem »früheren« Recht vorzunehmen, dazu Rz. 32, wenn keine anderen Absprachen getroffen sind, vgl. Rz. 28 b, und sich die Parteien intern entsprechend festgelegt haben (schuldrechtliche Wirkung).

38

Heben die Eheleute ihren Vertrag auf, ohne dass sie eine erneute Rechtswahl vornehmen, richtet sich die Anknüpfung nach Art. 15 Abs. 1 EGBGB. Veränderungen treten lediglich für die Zukunft ein, und deshalb erscheint folgerichtig, nicht auf das maßgebliche Güterrechtsstatut bei der Eheschließung abzustellen, sondern auf die Verbindungen und Kontakte der Gatten zum Zeitpunkt der Aufhebung, so auch MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 57 f.; a. A. Lichtenberger, DNotZ 1986, 644 (660).

39

f) Nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB können die Gatten für ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen mit den Wirkungen aus Art. 4 Abs. 2 EGBGB

–

das Recht des Staates wählen, dem einer von ihnen angehört (Rz. 40),

–

das Recht des Staates, in dem einer von ihnen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (Rz. 41), oder

–

für unbewegliches Vermögen das Recht des Lageortes (Rz. 42 und 43).

Die Wahlmöglichkeiten sind damit insgesamt vielfältiger als in Art. 14 Abs. 2 EGBGB und stehen nebeneinander zur Verfügung; im übrigen sind die Befugnisse aus Abs. 2 auch dt. Partnern eröffnet, falls sie nur die sonstigen Voraussetzungen aus Nr. 2 oder Nr. 3 erfüllen.

40

aa) Gewählt werden kann, Nr. 1, zunächst das Recht des Staates, dem ein Ehegatte angehört; dabei setzt die Wahl nicht voraus, dass auch der andere Ehegatte Staatsangehöriger dieses Staates ist. Ist ein Ausländer Mehrstaater, kann sein Heimatrecht nur dann durch Parteivereinbarung maßgeblich werden, wenn seine Verbindung zu diesem Recht effektiv ist, dazu Art. 5 Abs. 1 EGBGB und insoweit MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 23 f. Für dt. Mehrstaater will Siehr die schon bei Art. 14 EGBGB vorgeschlagene korrigierende Auslegung vornehmen, vgl. Art. 14 EGBGB Rz. 37 und oben Rz. 20, ähnlich Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22; a. A. insbesondere Lichtenberger, DNotZ 1986, 644 (659).

41

bb) Nach Nr. 2 können die Gatten das Recht eines Staates wählen, in dem einer von ihnen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; zum gewöhnlichen Aufenthalt vgl. Art. 14 EGBGB Rz. 19. Dabei ist nicht Voraussetzung, dass die Eheleute jeweils verschiedene Aufenthaltsorte genommen haben, so dass auch das gemeinsame Aufenthaltsrecht wählbar wird, dazu deutlich BT-Drucks. 10/504 S. 58, . . . »in dem mindestens einer von ihnen seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat«. Ausländer, die eine gemeinsame, vielleicht sogar effektive Staatsangehörigkeit haben und deren güterrechtliche Beziehungen obj. über Art. 15 Abs. 1 EGBGB anzuknüpfen wären, können folglich ihr Güterrechtsstatut auf ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort orientieren und so ihrer Umwelt anpassen, plastisch MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 29; im Ergebnis ebenso Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22; zum neuen türk. IPRG (eheliches Güterrecht) Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 263.

42

cc) Schließlich kann die lex rei sitae für unbewegliches Vermögen nach Nr. 3 gewählt werden. Dabei ist der Begriff »unbewegliches Vermögen« nach dt. Recht zu beurteilen und für kollisionsrechtliche Zwecke autonom zu bestimmen, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22 mit Nachw. und Lichtenberger, FS Ferid 1988, 269 (284); a. M. Kühne, IPrax 1987, 69 (73) – die Bestimmung ist dem Recht des Lageortes zu entnehmen, vgl. gleich Rz. 43. Anders ist lediglich im unmittelbaren Anwendungsbereich von Art. 3 a Abs. 2 EGBGB vorzugehen, zutreffend MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 31; vgl. dazu Rz. 27.

43

Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB muss mit seiner kollisionsrechtlich eigenständigen Begrifflichkeit jedenfalls kollisionsrechtlich ausgelegt werden, vgl. im übrigen Art. 11 Abs. 4 und 28 Abs. 3 EGBGB. Zum unbeweglichen Vermögen sind danach zu rechnen: Grundstücke mit ihren Bestandteilen, aber auch Zubehör, Kühne, IPrax 1987, 69 (73) und Lichtenberger, DNotZ 1986, 644 (659), Wohnungs- und Stockwerkseigentum, Kühne, IPrax 1987, 69 (73), Erbbaurechte, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22, die sonstigen dinglich beschränkten Rechte an (fremden und eigenen) Grund​stücken, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22, Grundpfandrechte, Jayme, IPrax 1986, 265 (270), nicht dagegen Forderungen, a. M. Wegmann, NJW 1987, 1740 (1743), selbst wenn sie sich auf unbewegliches Vermögen beziehen und (etwa) bei Grundstücken durch Vormerkung gesichert sind, dazu ausführlich Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 185 ff., auch nicht Gesellschaftsanteile, nach MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 33 aber der Miterbenanteil an einem nur aus Grundstücken bestehenden Nachlass, weitere Nachw. in Fn. 46. Miet- und Pachtforderungen sind schuldrechtlich zu qualifizieren und anzuknüpfen, dazu ausführlich Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 189 mit Nachw., auch auf die Stimmen, die von einer teilweisen Verdinglichung von Mietvertragsverhältnissen ausgehen, vgl. im Inland §§ 566 und 578 BGB, und damit zur lex rei sitae übergehen wollen, Rz. 190, dazu auch Wegmann, NJW 1987, 1740 (1744), vgl. im Übrigen Rz. 34 f. Einzelne Grundstücke (»unbewegliches Vermögen«) können jeweils ihrer eigenen lex rei sitae unterstellt werden, dazu weitere Einzelheiten oben Rz. 36; damit tritt eine Spaltung des Güterrechtsstatuts ein, so dass die jeweiligen Vermögensteile der Ehegatten nach den für sie maßgeblichen güterrechtlichen Vorschriften gesondert zu beurteilen sind, und das kann Auswirkungen (etwa) für Verfügungsbeschränkungen haben, die in einem Land bestehen, in einem anderen aber nicht, oder für den Ausgleich, der für bestimmte Werte vorzunehmen ist, für andere aber nicht, so Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 22 a. E., vgl. auch Rz. 27 a. Interne Abstimmung und ausgewogene Lösungen können nur die Eheleute selbst finden (oder wir, wenn wir dt. Recht zur Anwendung bringen, über unsere Härte und Billigkeitsklauseln, um zu vermeiden, dass Ergebnisse entstehen, die keine der beteiligten Rechtsordnungen für sich entstehen lassen würde, wenn sie allein zur Anwendung käme).

43 a

Bringt ein Ehegatte aus einer früheren Ehe einen Anspruch auf Zugewinnausgleich (oder ähnlicher, güterrechtlicher Art) mit, ist eine schuldrechtliche Einordnung geboten, dazu LG Wiesbaden, FamRZ 1973, 657 (658) mit Anm. Jayme und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 211, nicht eine ehegüterrechtliche Anknüpfung über Art. 15 EGBGB. Schließlich ist eine reine Geldforderung betroffen.

43 b

g) Nach der Entscheidung des BVerfG, FamRZ 2001, 343 und vor allem nach BGH, NJW 2004, 930, wird gerade bei einer Eheschließung mit einem Ausländer/einer Ausländerin, die oft mit dem Abschluss eines besonders nachteiligen Ehevertrages verbunden ist, inhaltliche Überprüfung und (vielleicht) richterliche Inhaltskontrolle notwendig werden, dazu Bergschneider, FamRZ 2001, 1337 (1338/1339) mit Nachw., zu § 138 Abs. 1 BGB in dieser Situation vgl. Schwab, FamRZ 2001, 349 (350); vgl. Dauner-Lieb, AcP 201 (2001), 295; Koch, FamRZ 2003, 197. Dabei kann die Rechtsprechung zu § 138 Abs. 1 BGB beim Abschluss von Bürgschaftsverträgen »für« den anderen Ehegatten, beim Schuldbeitritt /der Schuldübernahme Maßstäbe liefern, dazu Palandt/Heinrich, § 138 BGB Rz. 38 a mit vielen Nachw. zur situationsbezogenen Wertung (bei der Geburt eines schwerstbehinderten Kindes) BVerfG, JAmt 2001, 370; zu § 242 – Inhaltskontrolle – BGH, NJW 2004, 930; zu weiteren Einzelheiten gerade für Eheverträge »im« deutschen Recht Finger, FF 2004, 245; OLG Düsseldorf, FamRZ 2003, 1287 (Ehevertrag türk. Eheleute, die dt. Recht als Güterrechtsstatut gewählt, Gütertrennung vereinbart und den Versorgungsausgleich ausgeschlossen sowie gegenseitig auf nachehelichen Unterhalt verzichtet haben – nicht sittenwidrig). Eheleute, die in Deutschland strenge Anforderungen erfüllen müssen – etwa mit dem Maßstab aus § 138 BGB, dazu BGH, NJW 2004, 930 –, können jedenfalls nicht »in« ausl. Recht ausweichen und sich damit gerichtl. Überprüfung/Kontrolle entziehen, denn dann werden zumindest bei deutlichem Inlandsbezug unsere Vorstellungen prägend, dem die Parteien auch nicht ausweichen können, so dass für sie § 138 Abs. 1 BGB (oder § 242 BGB, wobei wir für den Unterhalt ohnehin weitgehend auf Aufenthaltsrecht abstellen, vgl. nun die Regeln der EuUnterhaltsVO, dazu 8.4.2.1/Anhang Rz. 68c4 f.) gilt, Finger, FF 2004, 245; zur umgekehrten Situation v gl. (türk. Eheleute erklären dt. Recht für anwendbar und treffen weitere Vereinbarungen) OLG Düsseldorf, FamRZ 2003, 1287.
C.
Anknüpfungszeitpunkte

1.
Unwandelbare Anknüpfung

44

Art. 15 Abs. 1 EGBGB stellt für die (obj.) Anknüpfung auf den Zeitpunkt der Eheschließung ab. Der Gleichlauf zwischen Ehewirkungs- und Güterrechtsstatut wird allerdings beendet, wenn für die persönlichen Ehewirkungen nachträgliche Veränderungen eintreten, die für den eigenen Bereich (aus Art. 14 EGBGB) beachtlich sind, für Art. 15 EGBGB aber ohne Auswirkungen bleiben, Unwandelbarkeit des Statuts der güterrechtlichen Rechtsbeziehungen in einer Ehe. Inhaltlicher Gleichlauf tritt auch ein, wenn die Eheleute ihr Ehewirkungsstatut durch Rechtswahl festlegen, Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB, und ihre Rechtswahl insoweit das eheliche Güterrecht über Art. 15 Abs. 1 EGBGB bestimmt. Anders ist nur für Parteiabsprachen zu entscheiden, die sich unmittelbar aus Art. 15 Abs. 2 EGBGB herleiten, dazu gleich Rz. 47. Dann kann »gesondert« anzuknüpfen sein, so dass sich

–

das Ehewirkungsstatut nach anderen Regeln beurteilt als

–

das eheliche Güterrecht. Bei versteckter Rückverweisung aus Zuständigkeitsregeln (auch dt. Recht bei internat. Zuständigkeit dt. Gerichte) kann so unser Recht des Zugewinnausgleichs maßgeblich werden, obwohl die Parteien bei der Eheschließung nach anderen Bestimmungen gelebt haben, so dass im strengen Sinne ein Statutenwechsel eintritt, – wobei allerdings sonst betont wird, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts stehe nicht entgegen, besonders deutlich KG, FamRBint 2007, 57 und KG, FamRBint 2007, 82 für Nigeria und Rz. 10 a, vgl. im Übrigen Finger, FuR 2009, 181; zur Rückverweisung des russ. FGG (Anknüpfung an den Wohnsitz für das Güterrechtsstatut) OLG Hamm, ZEV 2010, 251;

– 
während in der Türkei trotz Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG i. d. F. G 5718 (einseitiger Wechsel der Staatsangehörigkeit führt für die persönlichen Ehewirkungen und das Scheidungsverfahren zur Anwendung des Rechts am gewöhnlichen Aufenthaltsort, und das ist anders als bei uns, vgl. Art. 17 EGBGB Rz. 17 mit Nachw.) das Güterrechtsstatut wie bei uns unwandelbar bleibt, vgl. die eigene Anwendungsregel in Art. 15 türk. IPRG, dazu Rz. 10a a.E., weitere Einzelheiten bei Finger/Turan-Schnieder, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 263. Wahlmöglichkeiten bestehen für die (türk.) Gatten (nach ihrem Heimatrecht) erst wieder, wenn sie später eine gemeinsame (neue) Staatsangehörigkeit erwerben, Art. 15 Abs. 3 türk. IPRG in der Neufassung, anders noch Gutachten DNotI v. 11. 12. 2007, das die Wahl auf die in Art. 14 türk. IPRG bish. Fassung erwähnten Rechtsordnungen beschränken wollte (aber davon ausgegangen ist, dass sie sonst grundsätzlich freisteht). Allerdings können Eheleute in Deutschland, die als Türken geheiratet haben und für die sich daher ursprünglich die persönlichen Ehewirkungen nach türk. Recht bestimmt haben, auch nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB vorgehen und eine Rechtswahl nach unseren Regeln vornehmen; deren Zulässigkeit ist dann nicht von der Zustimmung des abgewählten Rechts abhängig, aber so entstehen (bei uns wirksame, in der Türkei aber folgenlose) »hinkende güterrechtl. Verhältnisse«, auch wenn sie für die Parteien weitgehend ohne Auswirkungen bleiben, vor allem wenn sie Vermögen in Deutschland haben und insoweit eine Verteilung durch dt. Gerichtsentscheidung erfolgt ist. Für unbewegliches Vermögen gilt ohnehin Art. 15 Abs. 2 türk. IPRG, denn insoweit wird das Recht des Landes angewandt, in dem die Werte im Einzelnen belegen sind. Ausgleichsansprüche sind allerdings nur für die Zeit ab 1.1.2002 eingeräumt, Art. 10 EinfG, da andernfalls Brüche entstehen würden, denn türk. Eheleute in der Türkei würden Ausgleich nur für die Zeit ab 1.1.2002 schulden, und dann kann die Bezugnahme auf fremdes Recht keine weitergehende Forderungen begründen, wenn die Eheleute dies nicht ausdrücklich so untereinander festlegen, vgl. im Übrigen 47b. 
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Ist das ausländische, sonst berufene Recht (einschl. der Anknüpfungsregeln) anders als bei uns wandelbar, haben wir dieser Anordnung zu folgen, so dass auch Rück- oder Weiter​ver​wei​sungen aufzunehmen sind, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 51 mit vielen Nachw., zu Ungarn LG Memmingen, IPrax 1985, 41, denn weiterhin gilt das im Zeitpunkt der Eheschließung maßgebliche Recht, das bei Änderungen in den Anknüpfungsvoraussetzungen eben auch veränderte Rechtsanwendung festlegen kann, vgl. dazu allerdings Rz. 34 c, unrichtig daher AG Dortmund, FamRZ 1999, 1507 zum engl. Güterrecht, denn Unwandelbarkeit ist auch für uns kein selbständiger Grundsatz, der neben der Verweisung auf das ausl. Recht stets zu verwirklichen ist, so dass wir über die Verweisung aus Art. 15 EGBGB zu einer beweglichen Anknüpfung in der Sache kommen können, vgl. allerdings (a.A.) OLG Nürnberg, FamRZ 2011, 1509 für Kroatien/Slowenien - inzwischen sind beide Beteiligte deutsche Staatsangehörige - mit Weiter- bzw. Rückverweisung, dazu auch Anm. Jayme, IPrax 2012, 263 (264) und OLG Hamm, ZEV 2010, 251 für Russland, da sich aus der kollisionsrechtlichen Regelung des am 1.3.1996 in Kraft getretenen Art. 161 Abs. 1 russ. FGB (Wohnsitzanknüpfung des Güterrechtsstatuts) eine Rückverweisung ergibt, die wir anzunehmen haben, Art. 4 Abs. 1 S. 2 EGBGB, selbst wenn die Eheleute zu dieser Zeit schon länger verheiratet gewesen sind, ebenso OLG Düsseldorf, ZEV 2011, 473 für Kasachstan (selbst für Spätaussiedler, für die sonst eigenes Güterrecht gilt, wenn sie die notwendigen Voraussetzungen des G 1969 erfüllen), eben auch dann, wenn die nachträgliche "Wandelbarkeit" des Güterrechtsstatuts zu einer Zeit eingetreten ist, als die Parteien schon verheiratet waren, keine Versteinerung auf der Kollisionsebene, ebenso OLG München, NJW-RR 2011, 299 (300) für Korea), dazu auch Rauscher/Pabst, NJW 2011, 3545 (3549). Ohne Bedeutung bleibt andererseits, dass die Gatten nachträglich und nach der Eheschließung die Zugehörigkeit zu einem Staat erwerben, dessen Verweisungsrecht wandelbar gestaltet ist; dieses neue Recht ist von Art. 15 Abs. 1 EGBGB überhaupt nicht berufen, wenn vorher die Anknüpfung anders erfolgen musste, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 53. Ändert das ausl. Recht seine Verweisungsnorm, werden die dortigen Übergangsbestimmungen – jetzt auf einer kollisionsrechtlichen Ebene – entscheidend, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 56. Bleibt die Frage der Rückwirkung dort ungeklärt, spricht aus unserer Sicht eine Vermutung dafür, dass das ausl. IPR (ebenfalls) den Grundsatz der »Nicht-Rückwirkung« zugrunde legt, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 56; zur unwandelbaren Anknüpfung bei ausl. intertemporalem Recht OLG Hamm, NJW 1977, 1591; zur Rückverweisung bei ausl. Immobilien durch türk. Recht vgl. Rz. 47b.

44 b
Für den Versorgungsausgleich gilt trotz ähnlicher Ausgangslage – die Parteien leben von Anfang an nach festen und verbindlichen vermögensrechtlichen Regeln – Art. 17 Abs. 3 EGBGB; unter den dort genannten Voraussetzungen ist er nach dt. Recht durchzuführen, ohne dass Gesichtspunkte der »Unwandelbarkeit« eine Rolle spielen, und selbst nachträglicher Ausgleich nach Abschluss des Verfahrens bei uns oder im Ausland ist zulässig.

2.
Versteinerung

45

Veränderungen im berufenen Sachrecht, die nach der Eheschließung auftreten, sind dagegen stets beachtlich; aus der Unwandelbarkeit der kollisionsrechtlichen Anknüpfung ergibt sich keine Unwandelbarkeit des Güterstandes, so Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 3. Die Verweisung aus Art. 15 EGBGB erfasst jedenfalls die jeweiligen »intertemporalen« Regeln (= Übergangsvorschriften des Sachrechts), OLG Stuttgart, NJW 1958, 1972. Die dort festgelegte, nach unserer Auffassung verfassungsrechtlich unzulässige, Art. 14 GG, Rückwirkung kann für das Inland und die Beurteilung hier allerdings aus Art. 6 EGBGB zu verwerfen sein, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 59 f.
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Fremde Rechtsentwicklung findet auch dann Berücksichtigung, wenn die Beziehungen zum ursprünglichen Heimatstaat durch Flucht, Vertreibung, Ausbürgerung, Emigration oder ähnliche Ereignisse und/oder schlicht durch Umsiedlung in einen anderen Staat abgerissen sind, so Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 3. Allerdings entscheidet die wohl überwiegende Anwendungspraxis in vielen Fällen immer noch anders, ohne dass dies dann aber auch unmittelbar Ergebnisse in der Sache nach sich zöge, vgl. im übrigen das Gesetz für den gesetzlichen Güterstand von Vertriebenen und Flüchtlingen vom 4. 8. 1969 unten 6.9 von Finger, und für die Überleitung der güterrechtlichen Rechtsbeziehungen von Bürgern der (ehemaligen) DDR greift Art. 234 § 4 EGBGB ein, dazu Rz. 89–91. Wird ausländisches Recht bei uns »fortgeführt«, das im Ausland nicht mehr fortgilt (= Versteinerung des Güterstandes), orientiert sich die inländische Rechtsordnung an »antiquierten Rechtssätzen«, die den Interessen der Parteien und den Vorstellungen des zunächst berufenen ausländischen Gesetzgebers nicht mehr entsprechen. Fortschritt wird so blockiert. Andererseits soll die »Versteinerungsthese« im wesentlichen nur dem Schutz von Ehegatten vor den Rechtsänderungen eines Staates dienen, mit »denen sie nichts mehr zu tun haben wollen«, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 59. Denn der Staatswechsel der Eheleute dokumentiere – oder könne dokumentieren –, dass sie die Verbindungen zu dem betreffenden Staat abgebrochen hätten und abbrechen wollten, soweit ihnen dies möglich gewesen sei. Warum soll dann aber das »frühere Güterrecht«, auf das sich die Absage ja noch eindeutiger bezieht – schließlich sind die Beteiligten geflohen oder haben das Land verlassen! –, fortbestehen? Konsequent wäre eigentlich, bei Umsiedlung in einen neuen »Wunschstaat« auch dessen güterrechtliche Bestimmungen zur Anwendung zu bringen. Diese Folgen haben aber selbst die hartnäckigsten Verfechter der These gerade nicht gezogen, materielles Güterrecht werde auf den Zeitpunkt der Eheschließung festgelegt (Versteinerung), richtig MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 65; zur früheren Rspr. (Versteinerung befürwortet) OLG Hamm, NJW 1977, 1591; BGH, FamRZ 1976, 612 und OLG Bremen, FamRZ 1960, 158; wie hier auch Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 3 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 58 f. Das Gesetz vom 4. 8. 1969 ist jedenfalls nicht »analog« anwendbar, BGH, IPrax 1983, 40 mit Anm. Henrich, IPrax 1983, 15, wobei allerdings für »Spätaussiedler« inzwischen die Einbeziehung in die gesetzlichen Bestimmungen vorgesehen ist, dazu Rz. 99; wie hier MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 65; a. A. Herz, DNotZ 1970, 134 (143); zur Rechtswahl Rz. 47 (auch zur Möglichkeit der Parteien, Recht, das im Ausland nicht mehr fortgilt, über ihre Rechtswahl zur Anwendung zu bringen); weitere Einzelheiten bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 104.

Ohnehin können die Eheleute die für sie notwendigen Veränderungen und Anpassungen selbst leisten und eine Rechtswahl treffen, die dann allerdings – Aufenthaltsrecht zur Anwendung bringen oder – den sonstigen Voraussetzungen bei uns genügen muss. Auf früheres Recht, das im Heimatland nicht fortgilt, können sie aber auch so keinen Bezug nehmen, dazu gleich Rz. 47. Verweist ausl. Recht (etwa) auf Wohnsitzrecht zurück, findet für die Erbfolge eines Spätaussiedlers, der nach seiner Eheschließung und Übersiedlung aus Russland die dt. Staatsangehörigkeit erworben hat und nach dem Inkrafttreten des russ. FGG mit Wohnsitz in Deutschland verstorben ist, § 1371 BGB Anwendung, OLG Hamm, NJW-RR 2010, 1091 (wenn die dortigen kollisionsrechtl. Regeln auf Wohnsitzrecht verweisen, damit beweglich sind und Veränderungen nach Eintritt des Güterstandes berücksichtigt sehen wollen).

3.
Rechtswahl, Art. 15 Abs. 2 EGBGB
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Nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB können Ehegatten vor oder bei Eheschließung selbst bestimmen, nach welcher Rechtsordnung sich ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen richten sollen, Einzelheiten oben Rz. 28 und 29. Während der Ehe und bis zur rechtskräftigen Auflösung/Scheidung können sie ihre Rechtswahl jederzeit ändern oder nach einfacher Aufhebung der bisherigen Vereinbarungen ebenfalls für die Zukunft (= ex nunc) zur obj. Anknüpfung nach den allg. Grundsätzen zurückkehren, Art. 15 Abs. 1 EGBGB. Insoweit ist das Güterrechtsstatut wandelbar. Doch können die Ehegatten ausländisches Güterrecht nicht für anwendbar erklären, das dort nicht (mehr) fortgilt, dazu und zur Versteinerung Rz. 45 und 46, vgl. auch Rz. 28. Berufen sind stets die ausländischen Sachnormen, Art. 4 Abs. 2 EGBGB. Ändern sich die Anknüpfungsmerkmale aus Art. 15 Abs. 2 EGBGB, die die zunächst wählbaren Rechte bezeichnen, bleiben diese Veränderungen folgenlos, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 67 (= Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts für Art. 15 Abs. 2 EGBGB). Bei Eheleuten mit ursprünglich gemeinsamer türk. Staatsangehörigkeit ziehen wir, wenn einer nun wegfällt, nicht mehr türk. Recht heran, sondern (dt.) Aufenthaltsrecht, Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG, anders noch Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG: Wohnsitzrecht, aber nur im Ehescheidungsverfahren, während für die ehegüterrechtlichen Beziehungen weiterhin das Recht maßgeblich bleibt, das für die Parteien bei der Heirat und ihre vermögensrechtlichen Verhältnisse prägend gewesen ist, Art. 15 i. d. F. des G Nr. 5718, zu Einzelheiten Finger/Turan-Schnieders, FamRBint 2008, 40 (42), vollständiger Gesetzestext IPrax 2008, 263. Wahlmöglichkeiten entstehen für (türk. Eheleute) erst wieder, wenn sie nach ihrer Eheschließung gemeinsam eine neue Staatsangehörigkeit erworben haben, auch dann können sie sich nur für dieses neue Recht entscheiden, anders neues Gutachten DNotI v. 11. 12. 2007, ausführlicher Rz. 44 mit Nachw. (die Eheleute können auch vorher schon entsprechend wählen).

47 a

Nach ihrem früheren Güterrecht können auch Eheleute leben, die sich längst in Deutschland aufhalten oder deutsche Staatsangehörige (geworden) sind, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, dazu gerade Rz. 44 f. Verbieten diese Vorschriften gemeinsamen Rechtserwerb in besonderer Form, etwa als Miteigentümer in gebundener Gemeinschaft, sind sie bei nachträglichen Übertragungs- und Erwerbsakten bei uns zu beachten; Abhilfe kann nur vorausgehende Rechtswahl für deutsches Güterrecht schaffen, die sich ausdrücklich auch auf die kollisionsrechtliche Ebene bezieht.
D.
Güterrechtliche Ehewirkungen

1.
Gegenstandsbereich; Qualifikation – Abgrenzungsfragen
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In seinem Gegenstandsbereich ist Art. 15 EGBGB abzugrenzen von Art. 14 EGBGB, Art. 17 EGBGB, die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO für den Unterhalt und Art. 25 EGBGB (Erbrecht). Maßgeblich ist letztlich, ob ein sachlicher Zusammenhang mit den persönlichen Beziehungen der Ehegatten untereinander, mit unterhaltsrechtlichen Fragen oder mit den güterrechtlichen Verhältnissen besteht, BT-Drucks. 10/504 S. 57, und trotz der einheitlichen Orientierung im Ausgang auf Art. 14 EGBGB sind die sachlichen Auswirkungen häufig wesentlich: das Ehewirkungsstatut ist wandelbar, während das Güterrechtsstatut (in der Regel) unwandelbar bleibt. Auch die Abgrenzung von allg. schuldrechtlichen/vertraglichen Verbindungen und ihrer Anknüpfung ist nicht immer einfach, etwa unbenannte Zuwendungen unter Gatten, Innengesellschaften u. ä. unter dem Widerruf einer Schenkung; zu unbenannten Zuwendungen BGH, FamRZ 1993, 289 (290, 291) und unten Rz. 52; zur ehegüterrechtlichen Qualifikation der (fehlenden) Zustimmung eines Ehegatten zu einer vertraglichen Vereinbarung des anderen mit einem dritten Partner vgl. OLG Köln, RIW 198, 148 und (richtig) Pfeiffer, NJW 1999, 3674 (3682), zu Einzelheiten unten Rz. 56 Abs. 2.
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Die Qualifikation – weitere Einzelheiten oben Rz. 6 und bei Allg. Teil/Finger, Rz. 67 f. – richtet sich im Ergebnis jedenfalls nach dem Zweck der betroffenen Kollisionsnorm und nimmt Rücksicht auf die »individuellen, sozialen und/oder funktionalen« Bezüge der anstehenden Rechtsfrage, oben Rz. 6, also auf den jeweiligen Kontext »innerhalb der Ursprungsrechtsordnung«, so für Art. 15 EGBGB MünchKomm/Siehr, Rz. 15 EGBGB Rz. 68 f.; Beispiel: OLG Hamm, FamRZ 1992, 563 (565). Vorfragen nach dem Bestehen der Ehe sind selbständig zu beantworten, vgl. oben Rz. 8 und 9; ob die Ehe nach dem sonst maßgeblichen Güterrechtsstatut Anerkennung findet oder nicht, ist unerheblich, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 1978, 507.
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Dabei nimmt Art. 15 EGBGB für die Anknüpfung Bezug auf das zu Art. 14 EGBGB entwickelte Ehewirkungsstatut mit seinen einzelnen Anknüpfungsschritten, legt sich aber zusätzlich auf den Zeitpunkt der Eheschließung fest, die damit bestimmend wird. Spätere Veränderungen bleiben im Ehegüterrecht ohne Folgen, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, zu Einzelheiten oben Rz. 44.

2.
Güterrechtliche Ehewirkungen im Einzelnen
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a) Art. 15 EGBGB regelt Beginn und Entstehen der güterrechtlichen Rechtsbeziehungen unter den Gatten. Erfasst sind alle »Rechtssätze, die eine Sonderordnung für das Vermögen der Ehegatten während der Ehe schaffen, von ihr absehen (Gütertrennung) oder nach Auflösung der Ehe für ihre Abwicklung sorgen«, BT-Drucks. 10/504 S. 57; ebenso im Ergebnis OLG Hamm, FamRZ 1992, 963 (965) – funktionale Betrachtung einer Regel des türkischen Rechts zur Herausgabe des in die Ehe eingebrachten persönlichen Schmucks als »Ehegütersache« und damit Anknüpfung über türk. Güterrecht, Art. 146 Abs. 1 türkZGB a. F., wobei die gerichtl. Zuständigkeit wohl nicht auf der vorherigen Qualifizierung als »Güterrechtssache« allein folgt; vgl. auch OLG Hamm, FamRZ 1993, 211 und unten Rz. 63; zu den Veränderungen im türk. Ehegüterrecht ab 1. 1. 2002 vgl. Odendahl, FamRZ 2002, 224; Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 und 213. Für Hausrat und Ehewohnung in Deutschland ist Art. 17 a EGBGB allerdings vorrangig und verdrängt güterrechtl. Verteilungsregeln ausl. Rechts, die wir sonst zur Anwendung bringen würden, so etwa für die Türkei, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2003, 22 und 52. Schadensersatzansprüche nach Art. 174 Abs. 2 türk. ZGB folgen dem Scheidungsstatut, OLG Frankfurt, 6 UF 272/02, nicht Art. 15 EGBGB, wobei die Qualifikation für Art. 174 Abs. 1 türk. ZGB (materieller Schadensersatz) offen bleibt, aber wiederum eine ehegüterrechtliche Anknüpfung ausgeschlossen wird, OLG Frankfurt, 6 UF 272/02, zur Herausgabe persönlicher Gegenstände vgl. Rz. 63.
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Schuldrechtliche Rechtsverhältnisse sind über ihre eigenen Regeln anzuknüpfen, selbst wenn sie in der Ehe und für ihren Bestand eingegangen werden, also etwa Arbeitsverträge unter den Gatten, Dienstverträge, Gesellschaftsverhältnisse, soweit sie überhaupt zulässig sind, dazu unten Rz. 64, Schenkungen und ihr Widerruf, aber auch die vom dt. Inlandsrecht entwickelten unbenannten Zuwendungen unter Eheleuten, dazu BGH, FamRZ 1993, 289 (290, 291). Doch kommt es gerade für sie, die unbenannten Zuwendungen, darauf an, welches Güterrechtsstatut in der Ehe gilt, da sich nur so beantworten lässt, ob der übliche, güterrechtliche Ausgleich eine vernünftige Entschädigung bereithält oder ob die Folgen für den zuwendenden Gatten schlechterdings unangemessen und unzumutbar sind und einer Korrektur über andere Ausgleichsmodelle bedürfen, etwa über die Regeln der (richterlichen) Anpassung der Verhältnisse nach und wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage, BGH, FamRZ 1993, 289 (291). Winkler von Mohrenfels, IPrax 1995, 379 (381) will dagegen eine güterrechtliche Qualifikation vornehmen, wobei er eine Parallele zur Rechtslage bei der »Morgengabe« zieht, für die Art. 15 EGBGB berufen sei. Auch der BGH geht im Ausgangspunkt von einer schuldrechtlichen Orientierung aus, FamRZ 1993, 289 (291), wobei die Parteien in casu dt. Schuldrecht als maßgebliches Recht durch stillschweigende Übereinkunft gewählt haben sollen, doch wird Ehegüterrecht zumindest zum Prüfungsmaßstab, da die Ergebnisse »bei Durchführung des Zugewinnausgleichs unter Einbeziehung der Zuwendung nicht zu einer für den Zuwendenden schlicht unangemessenen und unzumutbaren Abwicklung führen« dürfen, BGH, FamRZ 1993, 289 (291); weitere Einzelheiten bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 104, Öztan in Henrich/Schwab (Hrsg.), Eheliche Gemeinschaft, Partnerschaft und Vermögen im Europ. Vergleich, S. 311 (326 f.) und OLG Stuttgart, FamRG 2002, 364 mit Anm. Finger. Rückerstattungsansprüche aus dem Gesichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage sind kollisionsrechtlich dem Rechtsverhältnis zuzuordnen, dessen Geschäftsgrundlage entfallen ist, Palandt/Heldrich, Art. 32 EGBGB Rz. 5; ebenso ist bei entsprechenden Forderungen aus Bereicherungsrecht zu entscheiden (Leistungskondiktion), Schlechtriem, IPrax 1987, 356 (357), wobei ehebedingte Zuwendungen meist allerdings mit Rechtsgrund erfolgt sind, Winkler von Mohrenfels, IPrax 1995, 379 (380); zur kollisionsrechtlichen Behandlung des Zugewinnausgleichs mit erbrechtlicher und mit güterrechtlicher Lösung unten Rz. 69 ff.; zur Einordnung von »Zuwendungen unter Lebenden auf den Todesfall« und durch Vertrag zugunsten Dritter auf den Todesfall vgl. Art. 25 EGBGB und Henrich, FS Schippel 1996, S. 905 ff.

52 a

b) Vereinbarungen einer Brautgabe (Morgengabe, dazu Rz. 49 f.) ist Bestandteil der islam. Eheschließung. Sie kann aber auch nachträglich noch eingefordert werden, Abendgabe, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2009, 1580. Ansprüche auf Rückforderung geleisteter Zahlungen richten sich nach dem für die Morgengabe anwendbaren Statut, wobei Absprachen zwischen den Eheleuten unwirksam sind, aus unserer Sicht § 138 Abs. 1 BGB, wenn so ein Gatte vom anderen den »Freikauf« aus ehelichen Bindungen erreichen will (und soll), OLG Stuttgart, FamRZ 2009, 1580. Wählen gemischt-staatliche Parteien (hier: dt. und türk.) bei islam. Glaubenszugehörigkeit eine religiöse Trauungszeremonie, die zur staatlichen Eheschließung hinzutritt, und führt der Geistliche eine Vereinbarung über eine Brautgabe herbei, ist Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB maßgeblich, OLG Stuttgart, NJW-RR 2008, 742. Allerdings kann die Ehefrau aus den Absprachen kein Forderungsrecht für sich ableiten, weil schon die Willensübereinstimmung und Rechtsbindungswille beider Parteien fehlen, wenn sie der traditionellen Vorstellung und dem Willen des Geistlichen geschuldet war, der die islamische Hochzeitszeremonie sonst nicht durchgeführt hätte, jede der Partei mit ihr aber andere Vorstellungen verbunden hat, OLG Stuttgart, NJW-RR 2008, 742 für die Türkei.

52 b

c) Erklärt die Ehefrau im zugrunde liegenden Vertrag oder später im Verlauf des Verfahrens, sie wolle die versprochene Morgengabe an ihren Ehemann zurückzahlen, wenn der Kläger einer einverständlichen Ehescheidung zustimmt, hier: Marokko, ist diese Bereitschaft als Angebot zum Abschluss eines gegenseitigen Vertrag eigener Art anzusehen, wobei weder unterhaltsrechtliche Regeln noch Güterrecht maßgeblich werden, sondern nach Art. 28 Abs. 2 EGBGB dt. Recht Anwendung findet, wenn die Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, OLG Frankfurt, 5 UF 289/06.
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Voraussetzungen und Wirkungen sachenrechtlicher Rechtsgeschäfte unterliegen der lex rei sitae. Art. 15 EGBGB legt dagegen fest, welche vermögensrechtlichen Folgen die Eheschließung oder der Abschluss eines Ehevertrages auslöst, auch und gerade für die Eigentumsverhältnisse, also für die Art und ihre interne Ausgestaltung, als Beispiel LG Berlin, FamRZ 1993, 198 für Hochzeitsgeschenke an die Ehefrau nach türkischem Recht, dazu auch Krüger, StAZ 1990, 313 (320 f.) und OLG Hamm, FamRZ 1992, 963 (oben Rz. 51; zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 63). Stets gilt Art. 16 EGBGB zum Schutz des inländischen Rechtsverkehrs. Rechtsgeschäftliche Verfügungen über einzelne Gegenstände unterliegen dem Recht am Ort der belegenen Sache, KG, NJW 1973, 428. So kommen auch die dort geltenden Verkehrsschutzbestimmungen zur Anwendung, etwa über den gutgläubigen Erwerb vom Nichtberechtigten, dazu schon KG, JW 1936, 2466 und MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 105, zu Art. 3 a Abs. 2 EGBGB vgl. Rz. 27. Nach Art. 15 EGBGB ist dagegen zu beurteilen, ob der Erwerb besonderen (eben güterrechtlich geprägten) Beschränkungen unterworfen ist, dazu OLG Hamm, FamRZ 1999, 299 (300) und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25 (kroatische Errungenschaftsgemeinschaft, Leis​tun​gen aus der dt. Hausratsversicherung).

53a

Aus den über Art. 15 EGBGB - aus unserer Sicht - entwickelten Güterrechtsstatut ergeben sich weitere Einzelheiten, etwa zur dinglichen Surrogation bei einer Errungenschaftsgemeinschaft kal. Rechts, dazu OLG München, 34 WX 413/12, so dass die Rechtstellung an den Mitteln, die für den Erwerb eingesetzt worden sind, erhalten bleibt. Allerdings kann aus dem Umstand der Fremdfinanzierung durch eine Bank nicht bereits geschlossen werden, die Immobilie falle in das gemeinschaftliche Vermögen der Eheleute. Denn maßgeblich ist auch, mit welchen Mitteln das Bankdarlehen zurückgezahlt wird, vgl. dazu auch Riering, MittBayONot 2001, 223 und Bardy, RhNotZ 2005, 137 (143). Wichtig kann also werden, ob
- die Beteiligten die Verbindlichkeiten durch laufende Einkünfte etwa aus Arbeit, Kapitalvermögen oder Rentenzahlungen abtragen, die nicht zum jeweiligen Eigentum zählen,

- oder ob sie Erträgnisse aus ihrem Vermögensstamm einsetzen, den sie schon vor der Eingehung der Ehe besaßen, oder die sie aus Schenkung oder Erbschaft erworben haben, dazu auch BayObLGZ 1992, 85 (88), wiederum OLG München, 34 Wx 413/12.

54

Auch bei ausländischem Güterrechtsstatut sind inländische grundbuchrechtliche Formalien zu beachten. Doch können Erleichterungen für die Nachweise angebracht sein, die für eine Eintragung beschafft und vorgelegt werden müssen, dazu § 29 GBO und die Nachw. in Fn. 140 bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 105, etwa KG, NJW 1973, 428 (430) gegen OLG Köln, OLGZ 1972, 171. Die Ansicht, ein dt. GBA könne (oder müsse?) die Eintragung ablehnen, weil ausl. Güterrecht erst noch zu ermitteln sei und dabei häufig Fehler unterlaufen könnten, ist abwegig, richtig BayObLG, FamRZ 1986, 809 und BayObLGZ 1992, 85; die Eintragung im Grundbuch ist schließlich wesentlich, da ein Geschäftspartner nicht grob fahrlässig handelt, wenn er sich auf den Bestand des Grundbuchs verlässt und nicht das Güterrechtsregister einsieht, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 107; zur Eintragung der Gütergemeinschaft nach niederl. Recht OLG Düsseldorf, FamRZ 2000, 1574; zu weiteren Einzelheiten Rz. 78; zur Eintragung ausl. Ehegatten als Bruchteilseigentümer vgl. gleich im folgenden, Rz. 54 a. Sind Eheleute in Errungenschaftsgemeinschaft (nach dem Eherecht von Bosnien-Herzegowina) im Grundbuch in Deutschland als Grundstückseigentümer eingetragen, kommt die Belastung durch Zwangshypothek insgesamt aufgrund eines nur gegen einen von ihnen lautenden Titels auch dann nicht in Betracht, wenn sie nachträglich für ihr unbewegliches Vermögen in Deutschland dt. Güterrecht vereinbart haben, OLG München, 34 Wx 404/12 zur Grundbucheintragung eines Ehegatten als Alleineigentümer eines Grundstück in Deutschland bei Maßgeblichkeit kalifornischen Ehegüterrechts, dessen gesetzlicher Güterstand die Errungenschaftsgemeinschaft ist, OLG München, FamRZ 2013, 418, dazu Bardy, RNotZ 2005, 137 (143) und Riering, MittBayNot 2001, 223, da die Unwirksamkeit des Grundbuchs durch entsprechende Eintragung nicht mit Sicherheit feststeht, weil die sonst angeordnete dingliche Surrogation  beseitigt sein könne und der Ehegatte, der die Eintragung verlange, das aufgenommene Darlehen durch eigene Einkünfte tilgen könne, etwa aus Kapitalvermögen oder Zahlungen, denn diese Werte können zum Eigengut gehören, ohne dass sich die Notwendigkeit ergebe, alle Einzelheiten tatsächlich und rechtlich aufzuklären; zur Feststellung der Zuordnung eines Grundstücks zum Eigengut eines Ehegatten bei Bestehen einer portugiesischen Errungenschaftsgemeinschaft OLG Frankfurt, FamRZ 2013, 1490 = FamRBint 2013, 81 mit Anm. Ludwig; zur Eintragung einer Eigentumsvormerkung im deutschen Grundbuch für Ehegatten, die im gesetzlichen Güterstand nach kroatischem Recht leben, OLG München, 34 Wx 117/13, weitere Einzelheiten Rz. 73. Italienische Staatsangehörige, die in der Bundesrepublik Deutschland leben, können durch gemeinschaftliche notarielle Erklärung jedenfalls dann deutsches Recht für ihr unbewegliches Vermögen wählen, wenn sie zuvor in italienischen, formgültigen Einzeltestamenten deutsches Recht für ihren Nachlass gewählt haben, OLG Frankfurt, FamRZ 2013, 1518, und zur Errichtung eines gemeinschaftlichen Testaments für italienische Staatsangehörige in Deutschland OLG Koblenz, FamRZ 2013, 1516. Die Errichtung eines solchen Testaments betrifft nicht die Form, sondern den Inhalt selbst. 
54 a

Die Eintragung ausl. Ehegatten als Bruchteilseigentümer für eine Eigentumswohnung darf das GBA nur ablehnen, wenn sichere Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass durch die Eintragung das Grundbuch unrichtig würde, weil nach dem maßgeblichen Güterrecht die Eigentumswohnung (stets) gemeinschaftliches Eigentum der Ehegatten wird, dazu BayObLG, FamRZ 2001, 1373. Sachenrechtliche Folgen des jeweiligen ehelichen Güterrechts können im Inland nur anerkannt werden, wenn sie zwingenden eigenen Regeln nicht widersprechen. Doch können fremde Rechtsfiguren nach den üblichen Vorgaben angepasst werden, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 107, vgl. im übrigen OLG Düsseldorf, NJW-RR 2000, 542. Auch der Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung der Eheleute nach türk. Recht hindert nicht die Eintragung nach den zwischen ihnen abgesprochenen/vorgesehenen Eigentumsverhältnissen im Grundbuch in Deutschland, etwa Miteigentum zu je 1/2, vgl. Finger, FamRBint 2008, 9 (13 Fn. 30) und Zwischenverfügung AG Bremen, 115 VR 289–6847–1, OLG Zweibrücken, FamRBint 2008, 50. Sind die Beteiligten - hier: Bosnien-Herzegowina - als Wohnungseigentümer in der dort üblichen Errungenschaftsgemeinschaft eingetragen, müssen sie sich wie bei einer Gütergemeinschaft deutschen Rechts hinsichtlich einzelner Vermögensgegenstände auseinandersetzen, wenn der Güterstand aufgelöst werden soll, etwa durch vertragliche Aufteilung in Bruchteile; erst an dem sodann geschaffenen Miteigentumsanteil kommt mit einem Titel eines Ehegatten gegen den anderen - hier: Kostenfestsetzungsbeschluss - die Eintragung einer Zwangshypothek gegen den ausgewiesenen Schuldner in Betracht, OLG München, 34 Wx 404/12.
54 b
Güterrechtliche Ausgleichsforderungen können verdrängt werden durch andere Systeme mit abweichender Zielrichtung, so OLG Stuttgart, FamRZ 2001, 1372 für ein gemeinsam angelegtes Sparguthaben griechischer Eheleute (aktives Gesamtschuldverhältnis mit Halbteilung), und insoweit können die Parteien die Rechtsanwendung durch Parteivereinbarung festlegen; tun sie das nicht, kommt Heimatrecht als Recht des zugrundeliegenden Schuldvertrages oder als »engstes Sachrecht« zur Anwendung, OLG Stuttgart, FamRZ 2001, 1372, zu unbenannten Zuwendungen gerade Rz. 52.

55

b) Nach Art. 15 EGBGB ist zu beurteilen, welcher Güterstand maßgeblich wird, wenn die berufene Rechtsordnung mehrere Güterstände bereithält. Das Ehegüterrecht bestimmt auch, welche güterrechtlichen Rechtswirkungen eintreten, welche Gütermassen zu unterscheiden sind – also etwa Vorbehaltsgut und Sondergut nach materiellem Recht –, wie ein Vermögensgegenstand eines Gatten zu behandeln ist, Beispiel OLG Oldenburg, Rpfleger 1991, 412, und ob der Erwerb (etwa) unter Lebenden ins Gesamtgut, der Erwerb von Todes wegen aber ins Vorbehaltsgut fällt, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25. Voraussetzungen und Folgen sachenrechtlicher Rechtsgeschäfte sind dagegen über die lex rei sitae anzuknüpfen, vgl. Rz. 53.

56

Schließlich bestimmt das Ehegüterstatut über die Befugnisse des/eines Gatten, die verschiedenen Vermögensmassen zu verwalten, in Besitz zu nehmen und über sie zu verfügen. Umgekehrt sind auch Einschränkungen dieser Verwaltungsrechte über Art. 15 EGBGB anzuknüpfen, etwa Verfügungsverbote, Erwerbsbeschränkungen, Zustimmungserfordernisse und gerichtliche Genehmigungsvorbehalte, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25 und 
MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 72. Art. 14 EGBGB ist dagegen zuständig, wenn solche Verfügungsbeschränkungen ihren Grund im beabsichtigten Familienschutz finden und daher unabhängig von einer bestimmten güterrechtlichen Verfassung für alle Eheleute gelten. Vorbild sind für uns §§ 1365, 1369 BGB, dazu BayObLG, JZ 1954, 441; diese Bestimmungen sind auch im inländischen Grundbuchverkehr zu beachten, vgl. dazu Lichtenberger, MittBayNot 1986, 111 und KG, NJW 1973, 428. Güterrechtliche Qualifikationsfragen stellen sich auch dann, wenn die Parteien – die Eheleute auf der einen, ein Erwerber auf der anderen Seite – ein bestimmtes Recht für die vertraglichen Beziehungen ausdrücklich vereinbart haben, a. A. OLG Köln, RIW 1998, 148, richtig Pfeiffer, NJW 1999, 3674 (3682).
57

Nach Art. 15 EGBGB ist zu beurteilen, ob ein Gatte das Vermögen der Eheleute verwenden und nutzen darf, welche Kosten aus Nutzungen und welche aus dem Vermögen selbst zu begleichen sind, ob Verzinsungspflichten und Entgeltsansprüche bestehen u. ä. Sind Auswirkungen für andere Bereiche zu beurteilen, wird eine Gesamtabwägung notwendig, dazu oben schon Rz. 52 und BGH, FamRZ 1993, 289 (unbenannte Zuwendungen), etwa beim Unterhalt oder bei der Verpflichtung zur Zahlung eines Prozesskostenvorschusses, zu diesen Punkten MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 76; vgl. zu weiteren Einzelheiten Rz. 77 a.

57 a

Nach Art. 15 EGBGB bestimmt sich auch, wie Erwerb von Todes wegen güterrechtlich zu behandeln ist, ferner die Verwaltung und Nutznießung des Vermögens, dazu OLG Köln, NJW-RR 1998, 665, gemeinsame oder getrennte Zugriffsrechte für ein Bankkonto, OLG Celle, IPrax 1999, 113 (vgl. dazu gleich Rz. 61 Abs. 2) und Erwerbs- und Verfügungsbeschränkungen mit güterrechtlicher Prägung, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25 und gerade Rz. 56.

57 b

Schließlich können Versorgungsverträge – mit Pflegeleistungen, Unterhaltszahlungen oder Hingabe eines Wohnrechts/Leistung von Nutzungsentschädigung – güterrechtliche Prägung haben und Art. 15 EGBGB zuzuordnen sein, OLG Köln, NJW 2001, 1454.

58

Art. 6 EGBGB tritt dabei der Übernahme ausländischer Rechtsregeln zur güterrechtl. Verteilung bei der Rechtsanwendung in Deutschland in den Weg, wenn einer der Gatten durch die Eheschließung praktisch entmündigt oder sonst diskriminiert wird, bzw. ihm Folgen aufgezwungen sind, die aus unserer Sicht so nicht hingenommen werden können, insbesondere unter dem Blickwinkel des Art. 3 Abs. 2 GG, Einzelheiten bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 78.

59

c) Wer güterrechtliche Rechtswirkungen gerichtlich geltend machen darf, ist ebenfalls Art. 15 EGBGB zu entnehmen, während verfahrensrechtliche Einzelheiten wie stets der lex fori folgen. Dabei sind die (Erteilung einer) Vollmacht und das sie begründende Rechtsverhältnis allerdings schuldrechtlich einzuordnen.

60

d) Sorgfaltspflichten und Sorgfaltsmaßstäbe bei der Verwaltung, Verwendung und Nutzung des Vermögens der Eheleute sind über Art. 15 EGBGB anzuknüpfen.

61

e) Schließlich ist nach Art. 15 EGBGB zu beurteilen, wie Schulden im Innen- und Außenverhältnis zu regeln sind, soweit dabei der Güterstand der Eheleute eine Rolle spielt und Grundlage für die Eintrittspflicht eines Gatten für den anderen wird, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25, BGH, FamRZ 1998, 905; Münch/Komm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 77, wobei im Außenverhältnis auch Art. 16 EGBGB zu beachten ist. Art. 15 EGBGB entscheidet schließlich, ob ein Ehegatte für güterrechtliche Forderungen Sicherheitsleistung verlangen kann, während für die gerichtliche Durchsetzung dabei die lex fori gilt. Nach Art. 15 EGBGB beurteilt sich die Auseinandersetzung zwischen Eheleuten für gemeinsame Schulden im Falle einer Trennung bzw. Scheidung, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25, zum Schutz des Rechtsverkehrs vgl. auch Art. 16 EGBGB. Haben ausl. Eheleute im Inland gemeinsam ein Darlehen aufgenommen, ist für ihre Ansprüche untereinander dagegen dt. Recht maßgeblich, BGH, FamRBint 2008, 29 (Gesamtschuldnerausgleich, § 426 BGB; zur Gesamtgläubigerschaft Rz. 61 a). Rechtseinrichtungen wie (bei uns) § 1357 BGB (Schlüsselgewalt; Vertretungsrecht bei Rechtsgeschäften des alltäglichen Lebens) sind dagegen Art. 14 EGBGB zuzuordnen (persönliche Ehewirkungen, weil die persönlichen Verhältnisse der Eheleute untereinander geprägt sind, nicht (vorrangig) über güterrechtl. Rechtbeziehungen), vgl. zu weiteren Einzelheiten zur vom Güterstand abhängigen Haftung eines Ehegatten für Verbindlichkeiten des anderen BGH, FamRZ 1998, 906; zu Auskunftsverpflichtungen Rz. 62.

61 a

f) Die Gesamtgläubigerschaft von Eheleuten (hier: Portugal) für das Guthaben auf einem gemeinsamen Konto (Oder-Konto) bei einer ausländischen Bank richtet sich nach dem Schuldrechtsstatut der vertraglichen Beziehungen zu dieser Bank, OLG Celle, IPrax 1999, 113, während für die interne Berechtigung der Ehegatten im Innenverhältnis ehegüterrechtliche Maßstäbe vorrangig sind, Art. 15 EGBGB, dazu OLG Celle, IPrax 1999, 113, zu weiteren Fragen bei gesamthänderischer Berechtigung vgl. BGH, JZ 1999, 204 (Verhältnis zu den Niederlanden) mit Anm. Stoll, JZ 1999, 207, zu dieser Entscheidung auch unten Rz. 78; Einzelheiten der Vollstreckung im Inland richten sich nach der lex fori, dazu BGH, JZ 1999, 204 (206) mit Anm. Stoll, JZ 1999, 207 (für einen Duldungstitel bei der Zwangsvollstreckung in das Gesamtgut einer Gütergemeinschaft niederländischen Rechts).
61b

Für die Innengesellschaft der Eheleute und Ausgleichsansprüche untereinander ist die Anknüpfung nicht eindeutig; gesellschaftsrechtliche Regeln können neben vertraglichen Ausgleich treten, und daneben kommen auch schuldrechtliche Kollisionsnormen nach Art. 4 Rom 1-VO in Betracht, dazu Christandel, FamRZ 2012, 1692 (1693 f.), aber auch eine güterrechtliche Qualifikation der Anknüpfung über Art. 15 Abs. 1 EGBGB kann in Betracht kommen, Christandel, FAmRZ 2012, 1691 (1695); a.A. Henrich, FS Richardi 2007, S. 1039 (1043) mit weiteren Hinweisen, aber die Ausgleichs- und Abfindungsansprüche können "funktional" das Güterrecht ergänzen, so dass zumindest eine Betrachtung insgesamt unter Abwägung auch der güterrechtlichen Anteile notwendig wird.
62

g) Auskunftspflichten zur Vorbereitung güterrechtlicher Ansprüche sind nach Art. 15 EGBGB anzuknüpfen, insbesondere bei der Auseinandersetzung nach Auflösung der Ehe (für sie gilt Art. 15 EGBGB, nicht etwa Art. 17 EGBGB, zu Einzelheiten BGH, NJW 1980, 2643; OLG Bamberg, FamRZ 1993, 1233; OLG Hamm, NJW-RR 1987, 1476; OLG Stuttgart, IPrax 1990, 250 und AG Berlin-Tempelhof, FamFR 2009, 27; im Übrigen Jayme/Bissias, IPrax 1988, 94). Sieht das ausländische Sachrecht keinen Auskunftsanspruch vor, weil es im Gegensatz zur dt. lex fori von Amtsermittlungspflichten des Gerichts ausgeht, ist der Anspruch »durch Anpassung zu ergänzen«, so Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25, und hilfsweise dem dt. Recht zu entnehmen, OLG Frankfurt, NJW-RR 1991, 583 und AG Böblingen, IPrax 1989, 92; Jayme/Bissias, IPrax 1988, 94 für das griechische Recht, dazu auch OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1676 (Auskunftsverpflichtungen entstehen im Zeitpunkt der Rechtskraft der Scheidung, so dass sie vorher nicht geltend gemacht werden können; allerdings bestehen schon vorher Sicherungsmöglichkeiten, etwa durch Eintragung einer Hypothek am Vermögen des anderen); AG Berlin-Tempelhof/Kreuzberg, FamFR 2009, 27 für das frz. Güterrecht, wobei aus der verfahrensrechtlichen Vorschrift des Art. 259/3 Abs. 1 Cc im Wege der richterlichen Fortbildung für das dt. Familienverfahren ein materiell-rechtlicher Auskunftsanspruch abgeleitet wird, vgl. dazu auch Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25 (ausdrücklich: Anpassung); weitere Einzelheiten bei Henrich, Int. Familienrecht, S. 87 f.; OLG Karlsruhe, FamRZ 1995, 738 (740) für ein Auskunftsbegehren, das der Aufteilung des ehelichen Gebrauchsvermögens nach § 81 Abs. 1 Österr. EheG vorausgeht – ausl. Regeln, nämlich § 81 Abs. 1 österr. EheG sehen entsprechende Forderungen bei der Auseinandersetzung über Ehewohnung und Hausrat nicht vor, und (ausnahmsweise) führt auch die Anpassung (bei Normenmangel) mit den Maßstäben des dt. Rechts nicht weiter, da auch §§ 1568 a und 1568 b BGB für die genannten Teilbereiche keinen Auskunftsanspruch vorsehen, OLG Karlsruhe, FamRZ 1995, 738 (740), zu weiteren Einzelheiten gleich Rz. 63 a. Nach neuem türk. Güterrecht ist jeder Ehegatte verpflichtet, für seine Vermögenswerte ein Inventar zu errichten, Art. 162 türk. ZGB; diese Pflicht kann bei uns ausreichende Grundlage für die Auskunftserteilung sein, OLG Hamm, FamRBint 2007, 2 mit Nachw., AG Gelnhausen, 62 F 1162/06 GÜ; vgl. auch Siehr, IPrax 2007, 353 (358); Rumpf, Einführung in das türk. Recht, S. 138 (139), vgl. auch AG Berlin-Tempelhof/Kreuzberg, FamFR 2009, 27 für Frankreich und Art. 259–3 Abs. 1 Cc, so dass im Wege der richterl. Rechtsfortbildung bei Anwendung dieser Bestimmung im dt. Familienverfahrensprozess ein materiell-rechtlicher Auskunftsanspruch entsteht, der an die Stelle der verfahrensrechtl. Regelung des sonst maßgeblichen frz. Rechts tritt (wir wenden für das Verfahren unsere lex fori an). In Italien entscheidet die Rechtskraft des gerichtlichen Trennungsurteils, OLG Frankfurt, 5 UF 67/05 unter Bezugnahme auf die Rspr. des ital. Kassationshofs zu Art. 191 Cc v. 29. 1. 1990 (Nr. 560) und v. 17. 12. 1993 (Nr. 12523). Nach griech. Recht entstehen güterrechtl. Forderungen erst mit Rechtskraft des Scheidungsurteils oder nach dreijährigem Getrenntleben der Parteien; deshalb kann zuvor auch keine Auskunft verlangt werden, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1676. Abrechnungsdaten für den Zugewinn- und für den Versorgungsausgleich werden bei Verfahrensführung in Deutschland erst mit Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags nach unseren Vorstellungen festgelegt (maßgeblich wird der letzte Tag des Monats, der der Zustellung vorausgeht, dazu die Nachw. in Art. 17 EGBGB Rz. 94, insbes. BGH, EzFamR BGB § 1587 Nr. 24 und OLG Saarbrücken, 9 UF 67/04; ebenso für § 1579 Nr. 1 BGB (kurze Dauer der Ehe beim Unterhalt); insoweit bleibt die VO Nr. 2201/2003 (mit der durch sie früher geschaffenen Rechtshängigkeit des Verfahrens) ohne Bedeutung. Nach türk. Heimatrecht, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2002, 364 auch zu Fragen der Verjährung, zur Auskunftserteilung bei der Vermögensauseinandersetzung nach (neuem) kroat. Recht OLG Stuttgart, FamRB 2002, 203, kann die Ehefrau nach Beendigung der Ehe vom anderen Gatten Rechenschaft über die Verwaltung ihrer ihm übertragenen Güter verlangen, OLG Köln, NJW-RR 1998, 865. Unabhängig davon stünde ihr ein Auskunftsanspruch über die Verwaltung ihres Vermögens selbst dann zu, wenn sie nach dem maßgeblichen Sachrecht Auskunft nicht verlangen könnte, ebenfalls OLG Köln, NJW-RR 1998, 865 unter Bezugnahme auf Art. 186 Abs. 2 türk. ZGB a. F., zu Art. 216 türk. ZGB in geltender Form OLG Hamm, FamRBint. 2007, 2 (auch Wahlfeststellung ist möglich – entweder nach Heimatrecht, oder nach dt. Recht); in diesen Bestimmungen ist/war festgehalten, dass die Ehefrau bei Übertragung des Vermögens auf ihren Mann während der Ehe auf Auskunft verzichtet, und im Gegenschluss will das OLG Köln bzw. das OLG Hamm aus ihr/ihnen die Folge ableiten, dass nach Auflösung/Beendigung Rechenschafts- bzw. Auskunftsverpflichtungen bestehen, vgl. auch Rumpf, Einführung in das türk. Recht, S. 138 (139), zu weiteren Einzelheiten OLG Karlsruhe, FamRZ 1995, 738 (740) und OLG Hamm, NJW-RR 1987, 1476 (zum Auskunftsanspruch zwischen griechischen früheren Ehegatten zur Vorbereitung güterrechtlicher Ausgleichsansprüche; zum griech. Ehegüterrecht sonst vgl. Vlassopoulou, FF 2002, 123 (126 f.); Öztan in Hohloch (Hrsg.), Internationales Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht, S. 457 (Länderbericht Türkei); zum neuen kroat. Güterrecht vgl. knapp die Übersicht von Hrabar in Henrich/Schwab (Hrsg.), Eheliche Gemeinschaft, Partnerschaft und Vermögen im Europäischen Vergleich, S. 141 f., insbesondere 147 f.; zum slowenischen Recht Gec – Korosec/Kralijiç, S. 259 f. Aus der verfahrensrechtl. Vorschrift des Art. 259–3 Abs. 1 Cc ist im »Wege richterlicher Rechtsfortbildung« bei Anwendung im dt. Gerichtsverfahren ein materiell-rechtlicher Auskunftsanspruch abzuleiten, so für Frankreich AG Berlin-Tempelhof/Kreuzberg, FamFR 2009, 27. Ist englisches Ehegüterrecht in der Sache maßgeblich, zu weiteren Einzelheiten gleich Rz. 62 b, kann in Deutschland keine Auskunftsklage erhoben werden, die Forderungen auf Zugewinnausgleich (nach dt. Recht) vorbereiten soll, da materiell keine Ansprüche in dieser Form bereitstehen, vgl. dazu auch Rz. 62 b a. E.; Anträge der Parteien können dabei auch nicht so umgedeutet werden, dass sie die Übertragung einzelner Vermögensgegenstände durch den Antragsgegner auf den Antragsteller (nach englischem Recht) zum Ziel haben, AG Dortmund, FamRZ 1999, 1507; zum Auskunftsanspruch nach griechischem Güterrecht – offensichtlich gewonnen durch Auslegung/Anpassung – AG Karlsruhe, FamRZ 1999, 1507. Muss das Gericht von sich aus tätig werden, weil die anwendbaren Rechtsregeln dies so vorsehen, müssen wir fehlende Auskunftspflichten nicht durch dt. Bestimmungen ersetzen, die Auskunftsansprüche gewähren, denn Anpassung ist insoweit nicht notwendig, dazu (für den Unterhalt nach ital. Recht) OLG Bamberg, FamRZ 2005, 1682, weil die Partei ihre Verfahrensziele erreicht, wenn auch auf anderem Wege als bei uns, zu gerichtl. Anordnungen (sonst unterliegt das Verfahren bei uns der Parteiherrschaft) nach § 142 ZPO vgl. unten Rz. 78 c, zu weiteren Einzelheiten gerade im Verhältnis zu England Rz. 10 a.

62 a

Abgabe der eidesstattlichen Versicherung kann in Deutschland dagegen nicht verlangt werden, wenn dies im maßgebl. ausl. Recht nicht vorgesehen ist, selbst wenn wir die Auskunft nach dt. Recht beurteilen, Anpassung, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2003, 1749 und BGH, IPrax 1991, 23 (beide für Italien); offen OLG Karlsruhe, FamRZ 1995, 738. In Italien wären die maßgeblichen Fragen von Amts wegen zu prüfen; deshalb stellen wir mit der Zubilligung eines Anspruchs in Deutschland nur »funktionale Vergleichbarkeit« her, OLG Stuttgart, FamRZ 2003, 1749 (1750), aber die engen Grenzen dürfen wir dann auch nicht überschreiten und zu rechtl. Ergebnissen kommen, die dem Heimatrecht insgesamt unbekannt sind.

62 b

Richtet sich das Güterrechtsstatut nach ausl. Recht – hier: Indien –, haben die Parteien aber ihre Ehe in Deutschland geschlossen, braucht der ausl. Ehegatte nur über sein bewegliches Endvermögen in Deutschland Auskunft zu erteilen, nicht über sein in Indien belegenes Grundvermögen, OLG Hamburg, FamRZ 2001, 916, denn maßgeblich ist indisches Recht als Aufenthaltsrecht (Art. 5 Abs. 1, 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB), das auf englisches Kollisionsrecht verweist, also englisches Fallrecht und englische Rechtsgrundsätze. Nach englischem Recht gilt, wenn die Ehegatten keinen Ehevertrag abgeschlossen haben, für das bewegliche Vermögen das Recht des Staates, in dem die Eheleute bei der Eheschließung ihr »Matrimonial Domicile« hatten (hier: deutsches Recht, denn damals lebten beide in Deutschland), während für unbewegliches Vermögen die lex rei sitae maßgeblich wird, OLG Hamburg, FamRZ 2001, 916 (918).
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h) Andere Herausgabeansprüche folgen eigenen Regeln, also der lex rei sitae, soweit sie sich auf Eigentum stützen, und schuldvertraglichen Vorschriften, soweit eben vertragliche Forderungen unter den Gatten die Grundlage bilden. Art. 15 EGBGB ist nur für (solche) Rechtssätze berufen, »die eine Sonderordnung für das Vermögen der Ehegatten während der Ehe schaffen, von ihr absehen (Gütertrennung) oder nach Auflösung der Ehe für ihre Abwicklung sorgen«, BT-Drucks. 10/504 S. 57. Doch sind die ausländischen Rechtsregeln eben funktional zu betrachten, und deshalb kann ein Anspruch einer (türkischen) Ehefrau auf Herausgabe des in die Ehe eingebrachten persönlichen Schmuckes güterrechtlich zu qualifizieren sein, vgl. oben schon Rz. 51 und OLG Hamm, FamRZ 1992, 963 (965); anders OLG Hamm, FamRZ 1993, 211 – Sachenrecht, so dass auch keine Zuständigkeit des angerufenen Familiengerichts besteht, ebenso wieder OLG Köln, NJW-RR 1994, 200; OLG Hamm, 5 W 116/03 nach LG Bochum, 4 O 682/02, zum Schadensersatz nach Art. 174 Abs. 2 türk. ZGB vgl. Rz. 51; vgl. auch die Anm. Battes zu OLG Köln, NJW-RR 1995, 135 in FuR 1994, 375 – dabei weist Battes auf die Notwendigkeit hin, heimatrechtliche Vorschriften (schwere Eheverfehlungen etwa nach dem maßgeblichen türkischen Sachrecht), die auf Gepflogenheiten und Sitten im Heimatland gründen, nach heimatrechtlicher Sicht auszulegen, wobei Grenzen wie stets der inländische ordre public bildet; ähnlich Ehringsfeld, KJ 1996, 271; wie hier OLG Hamm, FamRZ 1994, 1259, zur güterrechtlichen Qualifikation der Morgengabe vgl. Rz. 77; zur Auslegung von Verträgen nach englischen Vorstellungen vgl. Triebel/Balthasar, NJW 2004, 2189. Selbständige Schenkungen sind eigenständig zu qualifizieren, dazu LG Tübingen, FamRZ 1992, 1437 und OLG Köln, NJW-RR 1995, 135 (136), und den so berufenen Regeln sind auch die Voraussetzungen für den Widerruf (bei uns: grober Undank, § 530 BGB) zu entnehmen, wobei allerdings eheliches Güterrecht die Bewertungsmaßstäbe liefert, um eine Gesamtabwägung zu ermöglichen, so schon für unbenannte Zuwendungen Rz. 52, zur Schenkung unter Ehegatten sonst Schnidrig, FS Hausheer 2002, 301, zu Einzelheiten bei der (islamischen) Morgengabe vgl. Art. 14 EGBGB Rz. 76 und unten Rz. 77, im Übrigen ausführlich Rauscher, DEuFamR 1999, 194 im Anschluss an BGH, DEuFamR 1999, 133. Ist eine unentgeltliche Verfügung zugunsten des anderen Teils aber gerade aus Anlass der Ehescheidung widerruflich, wird allerdings Art. 17 EGBGB bestimmend, dazu Art. 17 EGBGB Rz. 89 mit Nachw. Art. 15 EGBGB wird auch für die Verpflichtung zur Rückzahlung einer Mitgift Grundlage, OLG Karlsruhe, IPrax 1988, 294 (295) und Jayme/Bissias, IPrax 1988, 280 für das griechische Recht. Das auf den Herausgabeanspruch anwendbare Recht bestimmt jedenfalls über die den Anspruch betreffenden Einzelregelungen wie Erfüllung und Folgen der Nichterfüllung, OLG Hamm, FamRZ 1994, 1259.

63 a

Für scheidungsrechtliche Sonderregelungen, etwa für die Hausratsteilung und die Zuweisung der Ehewohnung, ist nach Art. 17 EGBGB oder Art. 17 a EGBGB vorzugehen, vgl. jetzt Art. 17 a EGBGB i. d. F. des GewaltschutzG, eine Bestimmung, die für im Inland belegenen ehelichen Hausrat und die hier befindliche Ehewohnung dt. Belegenheitsrecht zur Anwendung bringt, vgl. Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25. Kennt das anwendbare Sachrecht einen Auskunftsanspruch zur Vorbereitung der Auseinandersetzung über die Ehewohnung und den Hausrat nicht (hier: § 81 Abs. 1 österr. EheG), kann er zwar (grundsätzlich) durch Rechtsanpassung (bei Normenmangel) zu entwickeln sein, OLG Karlsruhe, FamRZ 1995, 738 (740) im Anschluss an BGH, FamRZ 1986, 1200 (1202). Gerade für die Zuteilung der Ehewohnung und die Auflösung des ehelichen Hausrats stellen aber auch die insoweit maßgeblichen Bestimmungen (§§ 1568 a und 1568 b BGB) keinen Auskunftsanspruch zur Verfügung, und deshalb kann er bei uns (eben) auch so nicht geschaffen werden, wiederum OLG Karlsruhe, FamRZ 1995, 738 (740); vgl. auch Art. 14 EGBGB Rz. 63–67, vgl. auch Rz. 62.
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i) Anordnungen an einen Gatten, bestimmte Rechtsgeschäfte mit dem anderen zu unterlassen, können nach Art. 14 EGBGB zu beurteilen sein, wenn sie ihre Grundlage in der Ehe selbst finden, vgl. dort Rz. 72. Art. 15 EGBGB ist dagegen betroffen, wenn güterrechtliche Gründe ausschlaggebend sind wie bei (eben güterrechtlich bedingten) Schenkungsverboten, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 267 und BGH, NJW 1969, 369; weitere Einzelheiten bei Kühne, FamRZ 1989, 371 (375), oder bei ebenso einzuschätzenden Verboten zum Abschluss von Gesellschaftsverträgen, dazu schon OLG Stuttgart, NJW 1958, 1972; MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 104 oder dem Verbot, Bürgschaften oder sonstige schuldrechtliche Sicherheiten für den anderen Teil zu übernehmen.

64 a

Ohne diese Prägung beurteilen sich Gesellschaftsverträge unter den Eheleuten nach dem Gesellschafts- oder dem allg. Schuldstatut, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25. Maßgeblich ist, ob die Verbindung zu einer »körperschaftsähnlichen Organisation« geführt hat, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 26 (Gesellschafts- oder Schuldstatut), anders allerdings OLG Stuttgart, NJW 1958, 1972. Dabei bestimmt Art. 15 EGBGB die dingliche Berechtigung an Gesellschaftsanteilen bei Ehegatten, die in Gütergemeinschaft leben, Riering, IPRax 1998, 322 und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25. Arbeitsverhältnisse unter Eheleuten sind nach arbeitsrechtl. Grundsätzen zu behandeln. Für Mietverträge gilt die übliche schuldrechtliche Anknüpfung.

65

j) Art. 15 EGBGB erfasst auch vertragliches Güterrecht, das über Abs. 2 und Art. 4 Abs. 2 EGBGB berufen ist. Nach dem Ehegüterstatut entscheidet sich daher, ob ein Ehevertrag für diese Eheleute zulässig ist, wobei ein grundsätzliches Verbot im ausländischen Sachrecht nicht an Art. 6 EGBGB scheitert; schließlich sind es die Ehegatten selbst, die diese reichlich unsinnige Rechtswahl vorgenommen haben. Dann bleiben die sonstigen güterrechtlichen Bestimmungen für sie maßgeblich, da eine »Abwahl« gerade fehlgeschlagen ist. Für die Geschäftsfähigkeit bei der Wahl des maßgeblichen Rechts gilt Art. 7 Abs. 1 EGBGB, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 87 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 309. Dabei ist die allg. Geschäftsfähigkeit von einer eigens geregelten Geschäftsfähigkeit zum Abschluss von Eheverträgen abzugrenzen, wiederum Staudinger/von Bar/Mankowski, Rz. 309. Auch insoweit verdient die Anknüpfung über Art. 15 EGBGB aber den Vorzug, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 311 (Beispiel: Portugal; dort sind im materiellen Recht »Altersobergrenzen« für den Abschluss eines Ehevertrages festgelegt, etwa das 60. Lebensjahr, dazu auch Henrich, FamRZ 2002, 1521 (1526) – offensichtlich sollen Überschneidungen mit Erbrecht verhindert werden). Diskriminierende Sonderregeln zu Lasten der Ehefrau sind wie sonst an Art. 6 EGBGB zu messen (und über Art. 15 EGBGB zu beurteilen), Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 266, wenn die vorrangige Anpassung scheitert. Art. 12 Satz 2 EGBGB greift dagegen nicht ein. Willensmängel und ihre Beachtlichkeit sind nach dem Ehegüterstatut zu beurteilen, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 90, und ihm sind auch die sonstigen Wirksamkeitsvoraussetzungen zu entnehmen, dazu BayObLGZ 1979, 89; zu inl. Anforderungen inzwischen BGH, NJW 2004, 930, zu weiteren Einzelheiten Finger, FF 2004, prt. Dabei ist Art. 6 EGBGB zu beachten.

65 a

Sieht ein Staat in seinem Recht Genehmigungserfordernisse vor, sind seine Behörden und/oder Gerichte berufen. Dt. Gerichte/Behörden können nur dann tätig werden, wenn sie international zuständig sind, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 308, wobei sie die sachlichen Voraussetzungen für ihr Vorgehen/ihre Entscheidung dem sonst maßgeblichen ausl. Recht zu entnehmen haben. Aus dem Ehegüterstatut ist schließlich zu entnehmen, ob ein Ehevertrag nach der Eheschließung einer vormundschaftsgerichtlichen oder behördlichen Genehmigung bedarf, dazu BayObLGZ 1979, 19. Verfahrensrechtliche Einzelheiten beurteilen sich wie sonst nach der lex fori.

66

Für die Form des Ehevertrages gilt Art. 11 EGBGB. Aufhebung und Abänderung einer Güterrechtsvereinbarung sind nach dem Ehegüterstatut zu beurteilen, a. A. allerdings Grundmann, FamRZ 1984, 445 (448), der auf Art. 14 EGBGB abheben will. Für die Form der Rechtswahl verweist dagegen Abs. 3 ausdrücklich auf Art. 14 Abs. 4 EGBGB (und wiederum auf Art. 11 EGBGB).Genügen nach dem Ortsrecht Schriftform oder bloße Einigung über den Ehevertrag und seinen Abschluss, reicht dies aus; Art. 15 EGBGB enthält keine Klausel, die für uns immer dann schriftliche Festlegung verlangt, wenn das Ortsrecht den formfreien Abschluss von Eheverträgen zulässt, zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 318. Im übrigen können im Ehegüterrecht kaum schärfere Anforderungen als im Eheschließungsrecht gestellt werden; wenn wir schon erleichterte ausländische Eheschließungsformen hinnehmen, müssen wir auch Erleichterungen für den Abschluss eines Ehevertrages akzeptieren, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 318. Beschäftigt sich das in der Sache berufene ausländische Recht überhaupt nicht mit Formfragen, ist eine »Ortsform«, an die angeknüpft werden könnte, nicht vorhanden; unzulässig ist jedenfalls, auf Formvorschriften zu schuld- oder sachenrechtlichen Verträgen auszuweichen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 322; zur »Geschäftsfähigkeit« und zur eigens geregelten Geschäftsfähigkeit zum Abschluss von Eheverträgen vgl. Rz. 65 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 309; zu weiteren Einzelheiten für den Abschluss Rz. 28 f.

66 a

Ist danach ein Formmangel vorhanden, treten die Folgen ein, welche das Güterstatut in dieser Situation vorsieht; regelmäßig werden Ehegatten folglich im gesetzlichen Güterstand »leben«, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 323. Haben die Ehegatten früher schon und wirksam einen anderen Güterstand gewählt, gilt mangels gültiger Abänderung der »alte Güterstand« fort, wiederum Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 323 a. E.
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Art. 15 EGBGB bestimmt schließlich über den Inhalt des abgeschlossenen Vertrages. Bei dt. Vertragsstatut ist § 1409 BGB zu beachten, Einzelheiten bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 84 f.; für andere Fragen – Abwicklung, Auseinandersetzung, Verwaltung, Nutznießung, Schuldenhaftung etc. – vgl. Rz. 51–64 und gleich im folgenden.
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k) Auch über die Beendigung des Güterstandes entscheidet Art. 15 EGBGB. Wichtigste Fälle sind Tod und Ehescheidung, wobei für die Scheidung Art. 15 EGBGB maßgeblich wird, nicht (etwa) Art. 17 EGBGB. Überschneidungen mit Scheidungsfolgen und Erbrecht sind dabei unvermeidlich (aber von uns aufzulösen), zu § 1371 BGB und der dort vorgesehenen »erbrechtlichen Lösung« vgl. unten Rz. 70–75, vgl. auch Hohloch, FamRZ 2010, 1216; vgl. auch MünchKomm/Dirk, Art. 25 EGBGB Rz. 148 mit Vorschlägen für die einzelnen Konkurrenzfälle in Rz. 149 f.; zu Art. 3 a Abs. 2 EGBGB Rz. 27 a.

68 a

Dem Ehegüterstatut sind die Abwicklungsvoraussetzungen im einzelnen – Beispiele für besondere Konstellationen bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 79 f.: Auflösung vor Beendigung der Ehe, KG, JW 1938, 1244, oder bei dauerndem Getrenntleben der Ehegatten, schließlich bei grober Pflichtverletzung durch einen von ihnen – und die Voraussetzungen für die Auseinandersetzung zu entnehmen, dazu BGH, NJW 1980, 264 und OLG Frankfurt, IPrax 1986, 239; zu Auskunftspflichten dabei oben Rz. 62.

68 b

Ist nach sonst berufenen ausl. Recht bei gesamthänderischer Verbindung der Eheleute ein Duldungstitel (auch) gegen den anderen Ehegatten notwendig, ist diese Anordnung zu beachten, Art. 15 EGBGB, dazu BGH, JZ 1999, 204, wobei sich Einzelheiten des Verfahrens und der Zwangsvollstreckung bei uns nach der lex fori richten, BGH, JZ 1999, 204 (206) mit Anm. Stoll, JZ 1999, 207. Sieht das ausl. Recht schon vor Beendigung des Güterstandes eine Mithaftung des Gesamtguts ohne persönliche Haftung eines Ehegatten vor, muss sich das deutsche Verfahrensrecht entsprechend seiner eigenen Wertung (vgl. § 743 ZPO) anpassen; in diesem Fall kann ein Leistungstitel gegen den persönlich nicht verantwortlichen Ehegatten nicht verlangt werden, dazu auch Rauscher, Rpfl. 1988, 89 (91), und deshalb genügt ein Duldungstitel gegen ihn, wiederum Rauscher, Rpfl. 1988, 89 (94) für Italien, ebenso BGH, NJW-RR 1998, 1377 (1378).

68 c

Ist durch eine in Deutschland abgeschlossene Hausratsversicherung Sondervermögen (hier: kroatisches Recht) versichert, kann der Ehegatte, der nur versicherte Person gewesen ist, den Auskehrungsanspruch aus dem versicherungsrechtlichen Treuhandverhältnis gegen den anderen Ehegatten als Versicherungsnehmer geltend machen, wobei über Art. 15 EGBGB gemeinsames Heimatrecht Grundlage wird; die Aufteilung von Sparverträgen und die Verteilung von Steuererstattungen und die Miteigentümeransprüche aus §§ 748 ff. BGB unterliegen auch dann dem sonst berufenen Heimatrecht, wenn die Ansprüche in Deutschland erworben wurden, OLG Hamm, FamRZ 1999, 299, wobei die gerichtliche Feststellung, wie groß der Anteil ist, hier zu erfolgen hat, die dann Grundlage für die Aufteilung im Verfahren selbst wird, ebenfalls OLG Hamm, FamRZ 1999, 299, zum Gesamtschuldnerausgleich und zur Gesamtgläubigerschaft vgl. Rz. 61 und Rz. 61 a).
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Art. 15 EGBGB entscheidet schließlich über die Art des güterrechtlichen Ausgleichs, also etwa durch Abrechnung nach dem Muster von §§ 1371 ff. BGB oder durch unmittelbare Beteiligung. Dt. Recht greift nur ein, wenn dt. Recht Güterrechtsstatut ist. Nach dem maßgeblichen Güterrecht richtet sich auch die Verjährung der Ausgleichsforderung, dazu BGH, NJW-RR 2002, 937; zur Erbquote der überlebenden Ehefrau bei Anwendung iran. Erbrechts OLG Düsseldorf, ZEV 2009, 190 mit ausf. Anm. Schotten/Schmellenkamp, ZEV 2009, 193; OLG München, FamRZ 2013, 36 (bei dt. Güterrechtsstatut und iran. Erbrecht findet der pauschalierte Zugewinnausgleich statt; das gilt auch dann, wenn die Erbquote der Witwe wegen unseres ordre public erhöht wird).
70

l) Für den Todesfall und den Ausgleich des Zugewinns sieht § 1371 BGB bei uns zwei Abwicklungsmöglichkeiten vor, die güterrechtliche Lösung und die erbrechtliche Lösung nach Abs. 1, nach der der gesetzliche Erbteil des überlebenden Ehegatten um 1/4 der Erbschaft erhöht wird, unabhängig davon, ob die Ehegatten (und vor allem: der überlebende Teil) einen Zugewinn erzielt haben und damit güterrechtliche Ausgleichspflichten entstanden wären, § 1371 Art. 1 Hs. 2 BGB. Die Anknüpfung dieser Folgen im Einzelnen ist umstritten, s. die Zusammenstellung bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 324 ff. Erbstatut und Güterrechtsstatut können betroffen sein, vgl. dazu auch Horn, ZEV 2008, 417. Ist dt. Recht gleichzeitig Erbstatut, bereitet § 1371 Abs. 1 BGB daher keine Schwierigkeiten, dazu Vékás, IPrax 1985, 24 zu LG Memmingen, IPrax 1985, 41 und Schotten/Johnen, DtZ 1991, 257 (259 f.), aber sonst können Brüche auftreten; zu weiteren Einzelheiten OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 1203; zum Ehegattenerbrecht sonst und IPR vgl. Henrich, FF 2000, 85; Rohlfing, FF 2004, 43, LG Mosbach, ZEV 1998, 489 (490) und österr. OGH, ZfRV 31 (1990), 306; Dannemann, Die ungewollte Diskriminierung in der internationalen Rechtsanwendung, S. 11 (Abstimmung unterschiedlicher erbrechtlicher bzw. güterrechtlicher Systeme); vgl. im Übrigen die Übersicht bei Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 26; OLG Karlsruhe, NJW 1990, 1420 und OLG Stuttgart, NJW-RR 2005, 740; Dörner, IPrax 1994, 34 und Derstadt, IPrax 2001, 88; OLG Stuttgart, NJW-RR 2005, 740 und Dörner, ZEV 2005, 445 sowie Jeremias/Scheper, IPrax 2005, 521; Krug, FPR 2007, 164. Pauschaler Zugewinnausgleich durch Erbteilserhöhung nach § 1371 BGB ist deshalb nicht zu verwirklichen, weil das ausl. (Erb)Recht eine solche Verteilung nicht kennt, OLG Frankfurt, FamRZ 2010, 767 = ZEV 2010, 253. § 1931 Abs. 4 BGB (bei uns erbrechtlich zu qualifizieren) setzt bei ausl. Güterrechtsstatut voraus, dass die ausl. Gütertrennung bei »abstrakter Betrachtungsweise derjenigen des BGB entspricht bzw. mit dieser vergleichbar ist«, OLG Düsseldorf, FamRZ 2010, 72, vgl. auch Rz. 73 a.
71

Für eine güterrechtliche Beurteilung insgesamt wird vorgebracht, dass die Erhöhung des gesetzlichen Erbteils des überlebenden Ehegatten lediglich Folge der Ehe und der aus ihr abzuleitenden güterrechtlichen Rechtsbeziehungen sei und so eine güterrechtliche Aufgabe im erbrechtlichen Gewand erfüllt werde, so Schotten/Johnen, DtZ 1991, 257 (259); schon die Stellung im Gesetz – sicherlich das schwächste Argument – lege im Übrigen die güterrechtliche Orientierung fest. Die Gegenstimmen betonen, dass sich gerade der gesetzliche Erbteil erhöhe und nicht etwa beide Ausgleichsformen – güterrechtlich und erbrechtlich – aufeinander bezogen seien und nebeneinander ständen. Zudem teile der (erhöhte) gesetzliche Erbteil das Schicksal des sonstigen Nachlasses. Auch erwerbe der ausgleichsberechtigte Ehegatte seine »Forderungen« (erhöhter Pflichtteil) unabhängig davon, ob er nun tatsächlich Zugewinn erzielt habe, ja noch dann, wenn er in güterrechtlichen Verhältnissen selbst ausgleichspflichtig wäre, wiederum Schotten/Johnen, DtZ 1991, 257 (259); weitere Nachw. bei Schurig, IPrax 1990, 389 (391); Rittner, DNotZ 1958, 181 (189 f.), und Liehner, MittRhNotK 1969, 465 (469); aus der Rspr. LG Memmingen, IPrax 1985, 41 (dazu auch Clausnitzer, IPrax 1987, 102) und OLG Karlsruhe, NJW 1990, 1421.

72

Ehegattenerbrecht und eheliches Güterrecht sind inhaltlich jedenfalls aufeinander abgestimmt, und auch § 1371 Abs. 1 BGB enthält erbrechtliche und güterrechtliche Merkmale, vgl. auch Ludwig, DNotZ 2005, 586. Ist nach einem Erbfall ausl. Erbrecht und dt. Güterrecht anzuwenden, erhöht sich die Erbquote nach § 1371 Abs. 1 BGB nicht, wenn das ausl. Erbrecht eine solche Quotenregelung nicht kennt, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1711 und OLG Frankfurt, FamRZ 2010, 767. § 1931 Abs. 4 EGBGB (erbrechtlich zu qualifizieren) setzt bei ausl. Güterrechtsstatut voraus, dass die ausl. Gütertrennung bei abstrakter Betrachtungsweise der Regelung des BGB entspricht bzw. mit dieser vergleichbar ist, OLG Düsseldorf, FamRZ 2010, 72 für Rumänien; sieht das ausl. Recht während der Ehe oder beim Tod eines Ehegatten grundsätzlich einen Ausgleich für die Mitarbeit vor, ist die notwendige Ähnlichkeit mit dem dt. Recht nicht gegeben, so dass für § 1931 Abs. 4 BGB kein Raum bleibt, OLG Düsseldorf, FamRZ 2010, 72. Diese Verbindungen gilt es zu erhalten, so dass bei österreichischem Erbrecht neben dt. Güterrecht der Ausgleich des Zugewinns durch Erhöhung der Erbquote in der üblichen Form ausscheidet, OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1711 mit Besprechung Jeremias/Schäper, IPrax 2005, 521, denn so ergäbe sich bei erbrechtlicher Lösung (und § 1371 Abs. 1 BGB) eine höhere Beteiligung als nach österreichischem Erbrecht vorgesehen und auch mehr als nach der dt. erbrechtlichen Lösung, wenn der Erblasser Deutscher gewesen wäre. Ist dt. Recht (insgesamt) maßgeblich, bestehen keine Anknüpfungs- und Einordnungsschwierigkeiten. Kommt ausländisches Erbrecht für den erbrechtlichen Teilbereich zur Anwendung, ist entscheidend, ob eine inhaltliche Gleichwertigkeit mit den dt. Regelungen besteht. Wird der überlebende Ehegatte schlechter behandelt als er nach dt. Erbrecht stände, ist der Zugewinnausgleich nach § 1371 Abs. 2 BGB (bei dt. Ehegüterrecht) durchzuführen, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 103; Dörner, IPrax 1994, 114 f.; zum Grundsatz Schotten/Johnen, DtZ 1991, 257 (259) mit vielen Nachw., wobei sie die Erhöhung des gesetzlichen Erbteils nach § 1371 Abs. 1 BGB nur »gelten« lassen wollen, wenn dt. Recht auch als Erbstatut maßgeblich ist, während sie bei Zusammentreffen des dt. Güterrechtsstatuts mit einem ausl. Erbstatut den Zugewinn (nur) nach § 1371 Abs. 2 BGB durchführen wollen; vgl. auch Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 26, der den damit verbundenen Verzicht auf § 1371 Abs. 1 BGB für »grundlos« hält, wobei allerdings Voraussetzung für die Erhöhung des gesetzlichen Erbteils sein soll, dass dieser eine echte Erbquote darstellt, die nicht bereits einen güterrechtlichen Ausgleich bewirken soll, so auch Dörner, IPrax 1994, 34; vgl. auch BGH, FamRZ 1993, 289 (291) mit der internen Abstimmung zwischen Schuldrecht und ehelichen Güterrecht für die unbenannten Zuwendungen unter Eheleuten, dazu oben Rz. 52.

72 a

Hat der Erblasser 1982 in Kasachstan eine Russin geheiratet und ist er später nach Deutschland eingebürgert worden, erhöht sich ihr Erbteil nach seinem Tod nach §§ 1931 Abs. 1 Satz 1, 1371 Abs. 1 BGB um ein Viertel; denn das kasachische wie auch das russische Recht sehen eine Rückverweisung auf den Güterstand am gemeinsamen Wohnsitz der Eheleute vor, OLG Düsseldorf, NJW-RR 2011, 1017.
72 b

Bei türk. Erb- und dt. Güterrechtsstatut findet, wenn dt. Gerichte zu entscheiden haben, kein Zugewinnausgleich durch Erhöhung der Erbquote des Ehegatten nach § 1371 Abs. 1 BGB statt, zur Ermittlung der Erbquoten bei einem türk. Erblasser BGH, ZEV 2012, 590. Maßgeblich ist für die Erbfolge dabei zunächst Ziff. 14 Anlage zu Art. 20 des Konsularvertrages zwischen dem dt. Reich und der türk. Republik v. 28.5.1929, RGBl. 1930 II 747; zum Konsularvertrag zwischen dem dt. Reich und der türk. Republik 8.3.17, dort auch zu Art. 20, dt.-türk. Nachlassabkommen, erste Übersicht bei Majer, ZEV 2012, 182, wobei diese Regelungen Art. 25 EGBGB als der allgem. Regelung des Erbstatuts jedenfalls vorgehen. Für das bewegliche Vermögen gelten die Bestimmungen des Landes, dem der Erblasser zur Zeit seines Todes angehört hat; für das unbewegliche Vermögen wird die lex rei sitae (also etwa: deutsches Recht) maßgeblich, so dass eine Nachlassspaltung Folge sein kann, BGH, ZEV 2012, 590. Findet auf die güterrechtlichen Verhältnisse des Erblassers und seine überlebende Ehefrau ebenfalls dt. Recht Anwendung, beträgt gemäß § 1931 Abs. 1, 3 i.V.m. § 1371 Abs. 1 BGB der Anteil der Ehefrau am unbeweglichen Vermögen neben dem Abkömmling des Erblassers ein Halb, wobei die internat.-privatrechtliche Qualifikation dieser Bestimmung keine Rolle spielt. Türk. und dt. Recht unterscheiden sich sonst grundlegend. Nur bei uns ist eine pauschale Erhöhung des gesetzlichen Erbteils für den überlebenden Teil vorgesehen, was dann zur Folge hat, dass die Quoten der anderen Beteiligten geringer werden, gerade im Vergleich zum türk. Recht, so dass, dazu BGH, FamRZ 2012, 1871 (1872), § 1371 Abs. 1 BGB insgesamt ausscheidet, zumindest im Erbscheinsverfahren, das nicht mit Unwägbarkeiten befrachtet werden sollte, dazu OLG Düsseldorf, Mitt. RhNotK 1988, 68, und OLG Frankfurt, ZEV 2010, 253 sowie OLG Stuttgart, ZEV 2005, 443, Dörner, ZEV 2005, 444; MünchKomm/Birk, Art. 25 EGBGB Rz. 158, anders wohl Staudinger/ Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 342 mit Nachw.). Damit ist der erbrechtl. Anteil des Ehegatten jedenfalls abschließend festgelegt. Deshalb wäre eine erhöhte Beteiligung nach § 1371 Abs. 1 BGB eine "verfälschte Anwendung des ausländischen Erbrechts", dazu Ludwig, DNotZ 2005, 586 (590). Bei dt. Güterrechtsstatut und iran. Erbstatut findet der pauschalierte Zugewinnausgleich nach dt. Regeln statt, auch wenn die Erbquote der Witwe wegen des ausl. Bestimmungen verdrängenden dt. ordre public erhöht wird, dazu OLG München, ZEV 2012, 591.


72c

Vollzieht sich der Erwerb - aus unserer Sicht - von Todes wegen, kann inl. Erbschaftssteuer anfallen, BFH, ZEV 2012, 621, auch wenn die ausl. Regeln ihn anders zuordnen, hier: Anwachsungsklausel nach frz. Ehegüterrecht.
73

Fallen Erbstatut und Güterrechtsstatut in anderer Weise auseinander, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 115 und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 26, sind »unbillige Ergebnisse« durch Angleichung/Anpassung der sachlich-rechtlichen Bestimmung zu verhindern. So soll der überlebende Ehegatte insgesamt nicht mehr und nicht weniger erhalten, als er bei gleichzeitiger Anwendung der jeweils für ihn maßgeblichen Vorschriften insgesamt erhalten hätte, ähnlich BGH, FamRZ 1993, 289 (291) für die unbenannten Zuwendungen; wie hier MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 115 und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 26, jeweils mit Nachw. Auf einer ersten Stufe gilt also, (rechtliche) Erscheinungen des dt. wie des ausl. Sachrechts güter- oder erbrechtlich zu qualifizieren; in einer zweiten Stufe ist dann zu überprüfen, ob die als Ergebnis zur Anwendung berufenen Bruchstücke einzelner Rechtsordnungen miteinander harmonieren. Dabei kann das Zusammenspiel zu einem Normenmangel oder zu einer Normenhäufung führen. Jeweils besteht Anpassungs- und Angleichungsbedarf, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 325 f. und AG Mosbach, ZEV 1998, 490; zu weiteren Einzelheiten Schurig, IPrax 1990, 391; zum Normenwiderspruch zwischen Güter- und Erbstatut ferner Clausnitzer, ZRP 1986, 254 und IPrax 1987, 102; zu einer ersten Übersicht Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 26. Jedenfalls soll ein Ehegatte bei der Verbindung zweier Rechtsordnungen nicht mehr bekommen, als er zu beanspruchen hätte, wenn jeweils ein Recht insgesamt zur Anwendung käme – sonst entstehen Schieflagen, und manchmal hat ein Partner alle Vorteile, während dem anderen alle Nachteile aufgebürdet werden, zu Einzelheiten auch Erman/Hohloch, Art. 15 EGBGB Rz. 37 mit weiteren Nachw.; ausf. Schulte-Bunert, FuR 2006, 543; nun wieder OLG Schleswig, 3 Wx 60/13: § 1371 Abs. 1 BGB ist danach allein "güterrechtlich" zu qualifizieren, denn mit dieser Bestimmung werde nur über die der erbrechtlichen Verteilung zeitlich vorgelagerte Frage entschieden, wie der Ausgleich nach güterrechtlichen Regeln beim Tod eines der Ehepartner erfolgen soll, dazu auch für die europ. ErbRVO Simon/Buschbaum, NJW 2012, 2393. Wird (dt.) Ehegüterstatut und (österr.) Erbstatut zusammengefasst, wäre allerdings die 1/3-Quote des überlebenden Teils aus § 757 ABGB um 1/4 nach § 1371 Abs. 1 BGB auf dann 7/12 erhöht und läge insgesamt höher, als wenn nur das österreichische oder nur das deutsche Recht angewandt worden wäre. Deshalb ist, Angleichung, dem überlebenden Ehegatten nur deshalb der Teil zuzubilligen, der ihm nach jedem Recht höchstens zustehen würde, LG Mosbach, ZEV 1998, 489 (490); OLG Hamm, IPrax 1994, 49; Dörner, ZEV 2005, 444 (445), um Brüche bzw. Zufälligkeiten ausgeschlossen sind. Sonderanknüpfung nach Art. 3 a Abs. 2 EGBGB findet jedenfalls nur statt (hier: für eine in England gelegene Immobilie), wenn die ausl. Kollisionsnormen eine unterschiedliche güterrechtliche Behandlung des Grundvermögens und des beweglichen Vermögens vorsehen, so dass für eine in England belegene Immobilie deutsches Recht des Zugewinnausgleichs maßgeblich wird, wenn für die Ehe deutsches Güterrecht gilt, Art. 15 EGBGB, vgl. dazu OLG Hamm, NZFam 2014, 85.
73 a

Ob und unter welchen Voraussetzungen dem überlebenden Ehegatten Pflichtteilsansprüche zustehen, entscheidet dagegen allein das Erbstatut, und erbrechtlich zu qualifizieren ist auch die Erhöhung des Ehegattenerbteils nach § 1931 Abs. 4 BGB bei Gütertrennung, Jayme, FS Ferid 1978, 221 und Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 28; vgl. für Rumänien OLG Düsseldorf, FamRZ 2010, 72.

74

Wird ein Erbvertrag zusammen mit einem Ehevertrag geschlossen, bleibt für diesen das Erbstatut maßgeblich, dazu LG München I, FamRZ 1978, 364, anders Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 87, zur Übersicht  Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 29; für Pflichtteilsansprüche und sonstige erbrechtliche Fragen vgl. im Übrigen Rz. 73 a.

75

§ 1371 Abs. 4 BGB kommt danach nur zur Anwendung, wenn dt. Ehegüterrecht und dt. Erbrecht zusammentreffen, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 116; zu § 1931 Abs. 3 BGB LG Memmingen, IPrax 1987, 41; Vékás, IPrax 1987, 24 und Clausnitzer, IPrax 1987, 102, vgl. weitere Einzelheiten schon Rz. 72a und 72b.
76

m) Über den Versorgungsausgleich bestimmt das Scheidungsfolgenstatut, Art. 17 EGBGB Rz. 94 ff., selbst wenn seine materiell-rechtliche Ausgestaltung Ähnlichkeiten mit der Zugewinngemeinschaft aufweist; zu Einzelheiten BGH, NJW 1993, 2047 (2049). Seine nachträgliche Durchführung im Inland ist möglich, für die Art. 17 Abs. 3 EGBGB gilt, vgl. dazu ausf. Art. 17 EGBGB Rz. 94 f. und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. X. 10.

77

n) Morgen- und Brautgabe können unterschiedliche Zwecke erfüllen, und daher unterschiedlich anzuknüpfen sein, Einzelheiten oben Art. 14 EGBGB Rz. 72 und OLG Köln, FamRZ 2006, 1380 (für den Iran), für eine ehewirkungsrechtliche Anknüpfung nun entschieden BGH, FamRZ 2010, 533, da nur so der Gleichlauf der international-rechtlichen Behandlung der Morgengabe mit der ebenfalls wandelbaren kollisionsrechtlichen Anknüpfung von Scheidung und nachehelichem Unterhalt gesichert sei, die im Ergebnis dann demselben Sachrecht unterstehen; zum islamischen Brautgeld AG Fürth, FPR 2002, 450. Sind Geldforderungen festgelegt, erfolgt die Umrechnung nach dem Kurs bei  Abschluss des Vertrages bei der Eheschließung in Euro; zu Herausgabeforderungen der Ehefrau nach türk. Recht oben Rz. 63, zur »Morgengabe« bei einer religiösen Trauungszeremonie, auch wenn sonst die staatliche Eheschließung stattgefunden hat, und entspr. Zusagen, die der Geistliche unterstützt hat, OLG Stuttgart, NJW-RR 2008, 742; zum Entschädigungsanspruch (Art. 143 Abs. 1 türk. ZGB) OLG Stuttgart, NJW-RR 1994, 135 und OLG Stuttgart, NJW-RR 2008, 742; vgl. im Übrigen Art. 14 EGBGB Rz. 69 und 72 bis 72 a und Art. 17 EGBGB Rz. 56; zu weiteren Einzelheiten zur Morgengabe vgl. Rauscher, DEuFamR 1999, 194 im Anschluss an BGH, DEuFamR 1999, 133. Stets sind die Absprachen im Einzelnen auf ihre unterhaltsrechtlichen- und güterrechtlichen Zwecke und Ziele zu untersuchen. Erhält die Frau (schon) Unterhalt, kann sie kaum weitere Zahlungen verlangen, OLG Celle, FamRZ 1998, 374. Im Einzelfall kann aber auch ein anderes Ergebnis geboten sein, insbesondere weil die Parteien dies so gewollt haben. Auf Formnichtigkeit kann sich der Antragsgegner stets berufen, ohne gegen § 242 BGB zu verstoßen (auch als Rechtsanwalt, OLG Celle, FamRZ 1998, 374 [375]). Vereinbaren türk. Eheleute bei der Trauung nach islamisch-religiösem Ritus, dass die Ehefrau den Ehemann gegen das Versprechen der Zahlung eines Geldbetrages zur Frau »vermacht« wird, liegt die Vereinbarung einer Morgengabe vor, die nach Scheidung der Ehe von der Ehefrau eingefordert werden kann, OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 623. Von den Parteien gewünschte Verknüpfungen zwischen Morgengabe und anderen Rechtseinrichtungen des Güterrechts (bzw. für den Unterhalt) sind nicht von vornherein gleichzusetzen mit umfassenden und abschließenden güterrechtl. Vereinbarungen, die nach Art. 15 EGBGB zu behandeln wären und die damit die Rechtsbeziehungen zwischen ihnen endgültig erledigen würden, OLG Frankfurt, 3 UF 19/69 für Jordanien, 3 UF 77/96 für den Iran. Beim Unterhalt, der in Deutschland geschuldet wird, sind Leistungen aus den besonderen Versprechen nur dann als bedarfsmindernd heranzuziehen, die auch bei uns Berücksichtigung finden könnten, etwa Zinseinnahmen aus dem überlassenen Kapital; zur Situation im Iran vgl. OLG Hamburg, FamRZ 2004, 459. Auch Deutsche (islam. Glaubens etwa) können entsprechende Verabredungen treffen, dazu OLG Saarbrücken, NJW-RR 2005, 1306; bei der Auslegung im Einzelnen entscheiden die jeweiligen Vorstellungen der Parteien, im Übrigen aber auch, welche Aufgaben die vereinbarte Leistung nach »islamischen Verständnis« haben soll, hier: Zusage einer Zahlung von 25.564,00 Euro, gerichtliche Zurückführung auf 12.762,00 Euro unter Angemessenheitsgesichtspunkten (ergänzende Vertragsauslegung; Wegfall der Geschäftsgrundlage). Für einen Anspruch auf Rückzahlung eines Brautgeldes ist nicht der Onkel (der Ehefrau) der richtige Anspruchsgegner, selbst wenn er das Geld entgegengenommen hat, sondern der Vater der Braut, OLG Celle, FamRBint 2008, 31, zur Unwirksamkeit der Zahlung eines Brautpreises nach jezidischem Brauchtum § 138 Abs. 1 BGB, aber auch dem Ausschluss auf Rückforderungsansprüchen, § 117 BGB, OLG Hamm, FamRBint 2011, 47: zu weiteren Einzelheiten der Morgengabe Wurmnest, RabelsZ 71 (2007), 527 f. mit Nachw. und Finger, FuR 2011, 195; ausf. Darstellung schon bei Art. 15 EGBGB Rz. 77 f. und Art. 14 EGBGB Rz. 69 sowie 72 bis 72 a.

77 a

o) Unterhalt war bisher über Art. 18 EGBGB unter den dort genannten Voraussetzungen anzuknüpfen, aber inzwischen
  gelten die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO bzw. des Haager Protokolls mit Besonderheiten aus Art 5 für Eheleute und geschiedene Eheleute, vgl. 6.10 B und 8.4.2.1/Anhang Rz. 68 c 4 ff. Sieht sonst berufenes ausl. Recht für Teilausschnitte Folgen vor, die ihrerseits wieder von Vorentscheidungen beim Güterstand abhängig sind, ist die Qualifikation ehegüterrechtlich vorzunehmen, vgl. im Übrigen schon oben Rz. 57, dazu auch OLG Köln, NJW-RR 2007, 154. Änderungen des Unterhaltsstatuts sind aus unserer Sicht, vgl. zu den Voraussetzungen bisher Art. 18 Abs. 1 EGBGB, im Rahmen der Abänderungsklage zu berücksichtigen, wenn Unterhalt nach Rechtsbestimmungen festgelegt worden ist, die jetzt nicht mehr »gelten«, etwa weil der Gläubiger seinen Aufenthalt verlegt hat. OLG Koblenz, FamRB 2003, 11. Selbstbehalte des Unterhaltsschuldners richten sich wie sonst nach dem anzuwendenden Sachrecht, ebenfalls OLG Koblenz, FamRB 2004, 11 mit Anm. Finger, die im Abänderungsverfahren, wenn nun andere Grundsätze gelten, anders anzusetzen sein können als zuvor.

77 b

p) Für die güterrechtlichen Folgen nichtiger oder aufhebbarer Ehen gilt Art. 13 EGBGB, so dass das Nichtig​keits-/Aufhebungsstatut entscheidet, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 408, im Inland § 1318 BGB, wenn der Inlandsbezug deutlich ist, vgl. dazu auch OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 705, weitere Einzelheiten bei Art. 17 EGBGB Rz. 124 f. Sind mehrere Rechtsordnungen betroffen, wird das »ärgere Recht« maßgeblich, wobei allerdings nicht nur die güterrechtlichen Auswirkungen isoliert betrachtet werden können, sondern die gesamten Folgen für die Beteiligten zu bewerten sind, auch die nicht-vermögensrechtlicher Art, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 412. Ist die Ehe nach einem bestimmten Recht für nichtig erklärt oder aufgehoben, bestimmt dieses Recht auch die weiteren Auswirkungen, vgl. früher Art. 18 Abs. 4 S. 2 EGBGB für den ähnlichen Fall der Ehescheidung nach dem durch die Scheidung festgelegten, eben tatsächlich »angewandten« Recht (inzwischen ersetzt durch Art. 5 HP und die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO), und deshalb müssen wir keine nachträgliche Überprüfung anstellen, ob dieses Recht nun tatsächlich das »ärgere« Recht ist oder nicht, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 413. Bei deutlichem Inlandsbezug kann § 1318 BGB zur Anwendung kommen, auch wenn ausl. Recht sonst keine weiteren Wirkungen festlegt, dazu auch OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 705, zu §§ 1371 ff. BGB und der Berechnung der Erbquote der überlebenden Ehefrau OLG Düsseldorf, ZEV 2009, 190 mit Anm. Schotten/ Schwellenkamp, ZEV 2009, 193; OLG München, FamRZ 2013, 36 und Rz. 69.
77 c

q) Bewertet das anwendbare ausländische Sachrecht (hier: über die gemeinsame Staatsangehörigkeit) voreheliches Zusammenleben der Parteien wie ein Zusammenleben in der Ehe, ist unter der »Dauer der Ehegemeinschaft der Zeitraum des faktischen ehelichen Zusammenlebens der Parteien zu verstehen«, OLG Koblenz, NJW-RR 1994, 648, also unter Einbezug der vorehelichen Anteile, entschieden zu Art. 293 kroatisches Ehe-/Familiengesetz.

77 d

r) Bestehen güterrechtliche Verbindungen zwischen den Ehegatten, etwa in Form der Gütergemeinschaft oder der Errungenschaftsgemeinschaft (oder: Errungenschaftsbeteiligung), dazu und zu Art. 10 türk. EinfG, dort auch zu türk. Übergangsregeln, vgl. im Übrigen AG Frankfurt, █, ist bei einem Eigentumserwerb in Deutschland zu ideellen Anteilen – etwa für Grundstücke – zunächst zu klären, ob damit nicht für uns Brüche entstehen (Eigentum vs. Güterrecht). Betroffen können auch dt. Staatsangehörige sein, etwa aus der ehemaligen Sowjetunion (Kasachstan oder andere Teilrepubliken), die ihren Güterstand mitbringen und nicht ausdrücklich geändert haben, vgl. dazu schon Rz. 54a und b. Zu klären ist dann, ob

–

Heimatrecht durch entspr. Vereinbarung abweichende Absprachen der Eheleute zulässt, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 248 mit Nachw.,

–

und im übrigen kann Rechtswahl »für« deutsches Güterrecht und (etwa) für die Zugewinngemeinschaft nach unseren Vorschriften erfolgen (wobei dann allerdings auch, wenn sich die Parteien für die Zugewinngemeinschaft aussprechen, Ausgleichsverpflichtungen für diesen Eigentumserwerb entstehen können, denn Anfangs- und Endvermögen sind jeweils für sich und für jeden Ehegatten einzeln zu ermitteln).

–

Türkische Eheleute bleiben für ihre jeweiligen Vermögensanteile trotz der Errungenschaftsgemeinschaft, in der sie (inzwischen überwiegen) als Güterstand leben, allein verfügungsberechtigt; deshalb sind sie bei einem gemeinschaftlichen Grundstückserwerb in Deutschland im deutschen Grundbuch zu je 1/2 als Eigentümer einzutragen, dazu Gutachten des DNotI v. 19. 3. 2004, 485, 10 (Türkei) und Zwischenverfügung AG Bremen, 115 VR 289–6847–1; vgl. im Übrigen OLG Zweibrücken, OLG-Report Zweibrücken 2008, 410.

–

Schlichte Bezugnahmen auf »die güterrechtlichen Regeln des Staates Türkei« reichen für eine Eintragung in Deutschland allerdings nicht aus, § 47 GBO, OLG Zweibrücken, OLG-Report Zweibrücken 2008, 410 und gleich Rz. 78.

–

Ehegatten, die im gesetzl. Güterstand nach niederl. Recht leben, können ohne Rechtswahl nicht als Miteigentümer zu Bruchteilen im dt. Grundbuch eingetragen werden, OLG München, FamRZ 2009, 1582. Beantragen Eheleute die Eintragung einer Auflassungsvormerkung zur Sicherung des Anspruchs auf Eigentumsübertragung zu je 1/2-Anteil und ergibt die Prüfung des Grundbuchamts, dass sich das eheliche Güterrecht der Parteien nach span. Recht richtet, lehnt das Grundbuchamt ihre Eintragung in der begehrten Form zu Recht ab, weil das Grundbuch so mit Blick auf den span. Regelgüterstand der Errungenschaftsgemeinschaft unrichtig würde, OLG Düsseldorf, FamRZ 2010, 1564.
−
OLG München, 34 Wx 117/13: Die Eintragung von (hier: kroatischen) Eheleuten im Grundbuch in Errungenschaftsgemeinschaft einerseits und als Miteigentümer zu je 1/2 (andererseits), widerspricht sich inhaltlich. Nach kroatischen Bestimmungen sind beide in Gesamthandsgemeinschaft verbunden, nicht - wie bei uns - nur Bruchteilseigentümer. Deshalb ist § 47 Abs. 1 GBO verletzt, so dass ein Vermerk anzubringen ist, der klarstellt, dass zwischen ihnen Errungenschaftsgemeinschaft des kroatischen Rechts besteht.
77 e

s) Verjährung und ihre Folgen knüpfen wir materiell-rechtlich und nicht etwa nach der lex fori an und entnehmen sie daher dem für die güterrechtlichen Rechtsbeziehungen sonst berufenen Recht, dazu KG, FamRZ 2005, 1676 (für Russland). Ob Hemmung eingetreten ist, beurteilt sich für die Folgen verjährungsrechtlich, für die sachlichen Voraussetzungen aber nach den Regeln des sonst maßgeblichen Statuts, etwa für den Fortbestand einer Ehe, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 301.
E.
Internationales Verfahrensrecht

78

Für die Eintragung ins dt. Güterrechtsregister gelten die allg. Zuständigkeitsvorschriften. Auch Anerkennungsfragen sind wie sonst zu beantworten; für die streitige und die freiwillige Gerichtsbarkeit im übrigen die Zusammenstellung bei Art. 14 EGBGB Rz. 73–75. Beantragen Eheleute als Käufer eines Grundstücks die ihnen vom Verkäufer bewilligte Eintragung in Gütergemeinschaft niederländischen Rechts, darf das Grundbuchamt in Deutschland sie – trotz seiner Verpflichtung, unrichtige Eintragungen möglichst zu verhindern – nicht vom Nachweis des Bestehens dieses Güterstandes abhängig machen, wenn der für die Rechtsanwendung entscheidende erste gemeinsame Aufenthalt nach der Eheschließung in den Niederlanden gelegen haben kann, OLG Düsseldorf, NJW-RR 2000, 542, ihre Einigung muss »lediglich« erklärt und dem Grundbuchamt in der grundbuchmäßigen Form aus § 29 GBO nachgewiesen werden, und eine Ablehnung ist erst möglich, wenn das GBA »aufgrund feststehender Tatsachen zu der sicheren Überzeugung gelangt, dass das Grundbuch durch die Eintragung unrichtig wird«, BayObLG, NJW-RR 1986, 853 und OLG Düsseldorf, NJW-RR 2000, 542, zur Eintragung im dt. Grundbuch vgl. Rz. 77 d.

78 a

Im Übrigen richten sich Zuständigkeiten für güterrechtl. Streitigkeiten außerhalb des Ehescheidungsverfahrens (und des Entscheidungsverbunds) nach den allg. Bestimmungen, denn § 98 FamFG, früher § 606 a ZPO, ist (nur) für die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte bei der Ehescheidung/Eheauflösung maßgeblich ist. Im Verhältnis der EU-Staaten untereinander (außer: Dänemark) gelten die Regeln der EheGVO, dazu 8.2.2/Anhang und 8.2.2, dort auch (8.2.2 neu) zur VO Nr. 2201/2003, die aber isolierte Güterrechtsstreitigkeiten gerade nicht erfassen. Wird ein Scheidungsverfahren im Ausland betrieben und ist die Sache daher dort rechtshängig (aus unserer Sicht), können für die dt. Partei so erhebliche Verluste entstehen; kennt das ausl. Recht keinen güterrechtl. Ausgleichsanspruch, hat dort ein dt. Kl. keinen Anspruch, aber vielleicht einen Gerichtsstand, weil sich der Bekl. im Ausland aufhält, wobei wir allerdings über Art. 3 a Abs. 2 EGBGB zu gleichartigen Ergebnissen kommen, falls nur das ausl. Recht (etwa für dort belegenes Grundvermögen) über die lex rei sitae anknüpft, zu Einzelheiten Hay, Int. Privatrecht, S. 293 f. und Rz. 27, zur Verfahrensführung in England schon Rz. 10 a und 28 a, zum Gerichtsstand des Vermögens, der dann auch Zuständigkeiten für die güterrechtliche Streitsache im Inland begründet, vgl. BGH, NJW 2013, 386 im Anschluss an BGH, NJW 1989, 1431.  Für den nachträglichen Ausgleich stellen wir in Deutschland kein eigenes Verfahren bereit. Für den Versorgungsausgleich nimmt dagegen in dieser Situation der BGH eine »fiktive Zuständigkeit« an, die sich an die (ebenfalls) fiktive Zuständigkeit für 
das Scheidungsverfahren anschließen soll, dazu nun § 218 FamFG bzw. (für die internat. Zuständigkeit) § 102 FamFG, dazu (noch zu § 45 FGG) BGH, FamRZ 1993, 798 und OLG Hamm, NJW-RR 1993, 263, so dass seine Regelung möglich wird, auch wenn die Sache bei uns oder im Ausland bereits abgeschlossen ist. Allerdings ist der Versorgungsausgleich (nach dt. Recht) notwendig in den Verbund einbezogen und den meisten ausl. Rechtsordnungen überdies unbekannt, so dass keine weiteren Verwerfungen auftreten können. Art. 3 a Abs. 2 EGBGB findet für ihn von vornherein keine Anwendung, zum Zugriff auf zunächst »fremdes« Güterrecht durch internat. Zuständigkeiten in einem Land, das güterrechtl. Ausgleich nicht kennt, bzw. über versteckte Rückverweisung ausl. Verfahrensrechts auf dt. Zugewinnausgleich vgl. Rz. 10 a und 8.2.2/Anh. Beispiel 22 mit umf. Nachw.

78 b

Die Zustellung eines Zahlungsbefehls nach schweiz. Recht (Schweizer Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs) unterbricht wegen der funktionellen Gleichwertigkeit mit einem dt. Mahnbescheid wie dieser die Verjährung eines (möglichen) Anspruchs auf Zugewinnausgleich nach dt. Recht, BGH, FamRZ 2003, 221 mit Nachw.; a. A. noch OLG München, FamRZ 2001, 104 (als Berufungsinstanz). Die Erhebung einer Stufenklage bewirkt auch dann Verjährungsunterbrechung, wenn Auskunftsantrag auf den falschen Stichtag bezogen gestellt ist, KG, FamRZ 2001, 105.

78 c

Zur Vorbereitung güterrechtl. Auskunftsansprüche ist der Antragsteller häufig auf Auskünfte des anderen Gatten angewiesen, vgl. zu Einzelheiten Rz. 62. Maßgeblich wird auch für sie aus unserer Sicht Art. 15 EGBGB; stellt Heimatrecht oder das Recht, das sonst für die güterrechtl. Beziehungen der Eheleute entscheidend wird, keine entsprechenden Regeln bereit, weichen wir auf dt. Recht aus, vgl. dazu Rz. 62. §§ 235, 236 FamFG geben dem Gericht eigene Befugnisse zur Ermittlung in der Sache nur für Unterhaltsforderungen, dann ist die Gegenseite oder sind Dritte zu den dort vorgesehenen Erklärungen verpflichtet. Für Ausgleichsansprüche im ehelichen Güterrecht fehlt dagegen eine ähnliche oder gleichartige Bestimmung. Doch lässt sich bei der Verfahrensführung in Deutschland § 142 ZPO nutzen. Danach kann das FamG anordnen, dass eine Partei oder ein Dritter die in ihrem oder seinen Besitz befindlichen Urkunden und sonstigen Unterlagen vorlegt, auf die sich eine der streitenden Partner bezieht; sie müssen dann auch für eine im Einzelnen zu bestimmende Zeit auf der Geschäftsstelle verbleiben, Abs. 1, falls eine entspr. Bestimmung ergeht, vgl. auch Siegmann, AnwBl. 2008, 160; zu § 286 ZPO BGH, III ZR 239/06. Dann kann die dt. gerichtl. Entscheidung im Ausland vollstreckt werden, soweit entspr. Übereinkünfte bzw. Vereinbarungen bestehen, dazu und für das Verhältnis zur Schweiz, HBÜ 1970 BG(ch), FAMPRA.ch 2007, 654 mit Anm. Finger, FamRBint 2008, 29, ohne dass das dortige Bankgeheimnis entgegensteht, aber diese Folgen legen die jeweils anwendbaren ausl. Bestimmungen (vor allem: dortige lex fori) fest.

78 d

Nach Art. 216 Abs. 1 türk. ZGB kann ein Ehegatte vom anderen »jederzeit verlangen, dass er die Aufnahme eines Inventars seiner Vermögenswerte in öffentlicher Urkunde herbeiführt«, eine Regel, die auch für uns ausreicht (Abs. 2: »Ein solches Inventar wird, soweit nicht das Gegenteil erwiesen ist, als richtig vermutet, wenn es binnen eines Jahres seit Einbringen der Vermögenswerte errichtet wurde«, vgl. auch OLG Frankfurt, 3 UF 316/07 für die Türkei) und AG 
Gelnhausen 62 F 1162/06 GÜ. Für illoyale Vermögensverfügungen sieht türk. Recht dagegen keine eigenen »Auskunftspflichten« vor, die wir sonst aus § 242 BGB herleiten. Nach Art. 199 türk. ZGB kann das Gericht im Verfahren zwar Verfügungsverbote treffen, und im Übrigen ist der Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln. Wir haben dagegen nach § 242 BGB, Anpassung, vorzugehen, wenn eine Partei auf weitergehende Erklärungen der anderen Seite tatsächlich angewiesen ist, dazu OLG Frankfurt, 3 UF 316/07 und Finger, FamRBint 2008, 9 (13) mit Nachw.; zur Eintragung nach den »güterrechtl. Verhältnissen« in der Türkei vgl. Rz. 77 d und OLG Zweibrücken, OLG-Report Zweibrücken 2008, 410
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Eine gerichtl. Entscheidung über eine Klage auf gesetzlichen Zugewinnausgleich ist vom sachlichen Anwendungsbereich der VO Nr. 805/2004 (EuVTVO) nicht erfasst, vgl. dazu Art. 2 Abs. 3 a) EuVTVO. Daran ändert sich nichts, wenn mit der Erfüllungsklage ein vertraglicher Anspruch auf Wertsicherung einer notariell vereinbarten Forderung auf Zugewinnausgleich geltend gemacht wird, denn damit ist kein Anerkenntnis nach Art. 3 Abs. 1 d) EuVTVO verbunden, zu beiden Punkten KG, NJW-RR 2010, 1377. Die "Anwendungssperre" aus Art.  2 Abs. 2 EuVTVO gilt mangels teilbarer Entscheidung nach Art. 8 EuVTVO auch für einen Vollstreckungstitel, der neben einem vom Anwendungsbereich sachlich ausgeschlossenen Anspruch (hier: auf dem Gebiet der ehel. Güterstände) einen nicht ausgeschlossenen Anspruch aus dem Bereich des allgem. Zivilrechts (hier: Schadensersatz wegen außergerichtl. Rechtsanwaltsgebühren) enthält, wenn der ausgeschlossene Anspruch die Grundlage für den an sich nicht ausgeschlossenen Anspruch bildet und dieser nur als Nebenforderung geltend gemacht wird, KG, NJW 1980, 1218.

F.
Übergangsrecht

1.
Art. 220 Abs. 2 und 3 EGBGB

79

Nach Art. 15 EGBGB a. F. richtete sich das dt. internationale Güterrecht nach den dt. Gesetzen, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheschließung Deutscher war. Aus dieser einseitigen Kollisionsnorm war allerdings die allseitige Regel geworden, nach der das jeweilige Heimatrecht des Mannes bei der Eheschließung maßgeblich wurde. In dieser Form war der Verstoß gegen Gleichberechtigungsgebote aus Art. 3 Abs. 2 GG offensichtlich; zur Anknüpfung in güterrechtlichen Fragen trug die Frau und Ehefrau selbst nichts bei. Gleichwohl ging die frühere Rechtspraxis unter dem Blickwinkel des Verkehrs- und Vertrauensschutzes von der Fortgeltung von Art. 15 EGBGB a. F. aus; weitere Einzelheiten oben Rz. 1 und 2. Erst das BVerfG brachte mit seinem Beschluss v. 22. 2. 1983, NJW 1983, 1968 den Umschwung (vgl. BGBl. 1983 I 525). Nach Art. 117 Abs. 1 GG war Art. 15 EGBGB a. F. damit mit dem 31. 3. 1953 außer Kraft getreten. Übergangs- und Überleitungsprobleme sollte Art. 220 EGBGB lösen, doch wirft diese Bestimmung für sich vielfältige und neue Fragen auf, vgl. dazu etwa MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 147 ff. und (als Beispiel) Rauscher, NJW 1987, 531 und BVerfG, FamRZ 2003, 361; OLG München, NJW-RR 2011, 663 zur Bestimmung des Güterrechtsstatuts eines dt.-spanischen Ehepaares, das 1975 in Deutschland geheiratet und ab Mitte 1976 bis zum Tod der Ehefrau 2009 den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt in Spanien hatte, für die Ermittlung der Erbquote des überlebenden Ehegatten als gesetzlicher Erbe; vgl. auch Rz. 85.

80

Nach Art. 220 EGBGB bleibt es für die vor dem 1. 4. 1953 geschlossenen Ehen bei der bisherigen Regelung. Nach wie vor werden ihre güterrechtlichen Folgen nach Art. 15 Abs. 1 EGBGB a. F. beurteilt. Art. 117 Abs. 1 GG bringt für gleichberechtigungswidrige Bestimmungen unmittelbare Auswirkungen erst für die Zeit nach dem 1. 4. 1953. Doch können die Gatten nachträglich einen anderen Güterstand wählen, Art. 220 Abs. 3 Satz 6 EGBGB und Art. 15 Abs. 2 EGBGB.

81

Eher einfach ist auch die Situation bei einer Eheschließung nach dem 8. 4. 1983 zu beurteilen. Art. 15 EGBGB ist unbeschränkt anwendbar, Art. 220 Abs. 3 Satz 5 EGBGB. Damit kommt die erst 1986 geschaffene Vorschrift (Art. 15 EGBGB) zum Teil rückwirkend zur Geltung, verfassungsrechtliche Bedenken daher bei Schurig, IPrax 1988, 88; allerdings dehnt der BGH dabei Art. 220 Abs. 3 Nr. 2 beträchtlich aus, zu Einzelheiten IPrax 1987, 124 mit Bespr. Henrich (93) und Jayme (96), weitere Einzelheiten Rz. 84.
82

Ist eine Ehe vor dem 1. 9. 1986 aufgelöst worden und sind die damit verbundenen Vorgänge abgeschlossen, »bleibt das bisherige Internationale Privatrecht« maßgeblich, Art. 220 Abs. 1 EGBGB. Ausnahmen gelten dann, wenn güterrechtliche Wirkungen fortbestehen, etwa bei fortgesetzter Gütergemeinschaft, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 147 f.

82 a

Im Übrigen bleibt Art. 220 Abs. 1 EGBGB selbst zurückhaltend und liefert wenig unmittelbare Hinweise. Welches »Internationale Privatrecht« vor dem 31. 8. 1986 und nach dem Beschluss des BVerfG, NJW 1983, 1968 – und davor – galt, ist umstritten. BVerfG, NJW 1983, 1968 erklärte lediglich die grundsätzliche Anknüpfung aus Art. 15 Abs. 1 und aus Abs. 2 Hs. 1 EGBGB a. F. für verfassungswidrig, ohne sich mit den verschiedenen sonstigen Regelungsmodellen für die Vergangenheit zu beschäftigen. Vorschlag des BGH, allerdings zu Art. 2 Abs. 1 Haager Ehewirkungsabkommen: entsprechende Anwendung von Art. 220 Abs. 3 EGBGB, NJW 1987, 583 mit Bespr. Rauscher, NJW 1987, 531 = IPrax 1987, 124 und Bespr. Henrich, IPrax 1987, 93; doch tauchen auch so weitere, verfassungsrechtlich begründete Zweifel auf, Nachw. bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 172, Hilfsanknüpfung dort Rz. 174 und gleich im folgenden Rz. 86, BVerfG, FamRZ 2003, 361.

83

Besonders verwickelt ist die Situation allerdings für Ehen, die zwischen dem 1. 4. 1953 und dem 9. 4. 1983 geschlossen wurden. Ihre güterrechtlichen Wirkungen unterliegen zunächst und bis zum 9. 4. 1983 nach Art. 220 Abs. 3 Nr. 1 EGBGB dem gemeinsamen Heimatrecht der Ehegatten bei der Eheschließung, wobei der beabsichtigte Erwerb der Staatsangehörigkeit des anderen Ehegatten nicht ausreichend sein soll, BGH, FamRZ 1987, 680 (681); a. M. Schurig, IPrax 1988, 88 (90); vgl. im übrigen oben Rz. 18. Bei Doppelstaatern gilt auch hier Art. 5 Abs. 1 EGBGB, insbesondere Satz 2, BGH, NJW 1986, 1203 und NJW 1987, 680 (681), während wohl manche Gründe dafür sprechen, der dt. Staatsangehörigkeit wie sonst nur dann ein Übergewicht zuzubilligen, wenn sie effektiv ist, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 180; weitere Einzelheiten bei Art. 14 EGBGB Rz. 9; Schurig, IPrax 1988, 88 (90). Fehlt eine gemeinsame Staatsangehörigkeit der Gatten, knüpft Art. 220 Abs. 3 Nr. 2 EGBGB an das »Recht des Staates an, dem die Ehegatten sich unterstellt haben oder von dessen Anwendung sie ausgegangen sind, insbesondere nach dem sie einen Ehevertrag geschlossen haben«. Rechtswahl und »Rechtswahl« sind eben nicht gleichwertig, vgl. Rz. 84. Rück- und Weiterverweisungen ist auch in Art. 220 Abs. 3 EGBGB nicht zu folgen, Art. 4 Abs. 2 EGBGB und Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 9.

83 a

Sicherlich sah das bis zum 9. 4. 1983 bei uns praktizierte Kollisionsrecht keine Wahlbefugnisse der Ehegatten für ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen vor, auch nicht durch »Fiktion« oder (angenommene) Unterstellung unter eine Rechtsordnung. Doch stehen jetzt im Rückblick keine verfassungsrechtlichen Rückwirkungsverbote im Weg. Schließlich versucht Art. 220 Abs. 3 Nr. 2 EGBGB lediglich, den gemeinsamen Vorstellungen der Parteien zum Durchbruch zu verhelfen, BGH, NJW 1987, 680 und BVerfG, FamRZ 1988, 920, um eine verfassungsrechtlich bedenkenfreie Lösung zu erreichen, vgl. BVerfG, FamRZ 2003, 361; a. M. Rauscher, NJW 1987, 531 (533 f.) und IPrax 1988, 343 (348).

84

Die Grenzen zwischen einer stillschweigenden Rechtswahl und der »bloß faktischen Hinnahme der gedachten Maßgeblichkeit einer Rechtsordnung«, so Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 9, sind dabei fließend, vgl. BGH, FamRZ 1988, 41; OLG Düsseldorf, 1 UF 76/94; OLG Frankfurt, IPrax 2001, 140 mit Bspr. Henrich, IPrax 2001, 113; Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7 mit Nachw. und Gutachten des Dt. Notarinstituts v. 15. 3. 1996 im Verhältnis zu Kroatien/Slowenien. Bei der Ermittlung der Parteivorstellungen sind alle Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen, also »der gewöhnliche Aufenthalt und die Erwerbstätigkeit der Ehegatten, der Ort ihrer Heimat, die Belegenheit ihres Vermögens, (mögliche) Erklärungen gegenüber Behörden und Gerichten, evtl. auch die Orientierung an der seinerzeitigen Rechtspraxis, die von der Weitergeltung des Art. 15 Abs. 1 EGBGB« ausging, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 9, vgl. im übrigen BGH, FamRZ 1993, 292; OLG Frankfurt, FamRZ 1987, 1147 und Schurig, IPrax 1988, 98 (91), Dörr, NJW 1989, 1953 (1964 f.). Ausreichend ist, dass die Gatten nach ihren gesamten Lebensumständen »wie selbstverständlich« von der Geltung der ihnen naheliegenden Rechts​be​stim​mun​gen ausgegangen sind, OLG Frankfurt, FamRZ 1987, 1147; KG, IPrax 1988, 107; OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 1587. Stets müssen die Vorstellungen aber »gemeinsam« sein, OLG Karlsruhe, IPrax 1990, 123 mit Anm. Jayme, IPrax 1990, 102; ändern sie sich, ist über das Recht anzuknüpfen, dem die Eheleute vor dem 9. 4. 1983 zuletzt gemeinsam unterstellt waren oder von dessen Wirksamkeit sie für ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen zuletzt gemeinsam ausgegangen sind, BGH, FamRZ 1988, 41 und FamRZ 1993, 291 (292); vgl. zu weiteren Einzelheiten auch Henrich, Int. Familienrecht, S. 73 f. und BGH, NJW-RR 1998, 1377 und OLG Düsseldorf, ZEV 2011, 471 (472), so dass nicht ausreicht, wenn die Parteien eine bestimmte Rechtsordnung für "maßgeblich" gehalten haben, ohne dass nun bestimmte Anhaltspunkte für eine (wenn auch stillschweigende) Entscheidung für sie von ihnen vorliegen, wiederum OLG Düsseldorf, ZEV 2011, 471  (472). Liegt eine ausdrückliche oder stillschweigende Rechtswahl der Parteien nach dieser Bestimmung vor, hat sie Vorrang und wirkt auf die güterrechtlichen Beziehungen der Ehegatten nach dem 8. 4. 1983 »herüber«, BGH, IPrax 1995, 399 (400 und 401). Lässt sich eine solche Wahl nicht feststellen und wären die güterrechtlichen Wirkungen der Ehe bis zum 8. 4. 1983 nach dem nach Art. 220 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 EGBGB berufenen Recht zu beurteilen gewesen, wird nunmehr Art. 15 EGBGB mit der Maßgabe anwendbar, dass an die Stelle des Zeitpunkts der Eheschließung der 9. 4. 1983 tritt und es auf die Verhältnisse an diesem Tag ankommt (Art. 220 Abs. 3 Satz 3 EGBGB). Dabei kann ein Statutenwechsel eintreten, weil nunmehr nach Art. 14 Abs. 1, 15 Abs. 1 EGBGB danach zu fragen ist, ob die Ehegatten zu diesem Zeitpunkt ein gemeinsames Heimatrecht hatten, hilfsweise, wo ihr gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt war, hilfsweise, zu welchem Recht die gemeinsame engste Bindung bestand. Eine gesonderte Auseinandersetzung des am 8. 4. 1983 vorhandenen Vermögens ist aber auch im Falle eines Statutenwechsels danach nicht vorzunehmen. Entscheidend ist stets, ob der »güterrechtlich maßgebliche Erwerbsvorgangs« vor oder nach dem Stichtag liegt, der Ausgleichsansprüche entstehen lassen kann, vgl. dabei für das dt. Recht § 1378 Abs. 2 BGB.

84 a

Für das maßgebliche Statut nach Art. 220 Abs. 3 Satz 2 und 3 EGBGB sind wie sonst die Vorschriften der Art. 15 Abs. 1 i.V.m. Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB maßgeblich, also die allgem. Verweisungsregeln (bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit u.ä.). Einbezogen ist aber auch ausl. IPR, Art. 4 Abs. 1 Satz 1 EGBGB, so dass wir Rück- und Weiterverweisungen des zunächst berufenen Rechts wie sonst folgen, OLG München, ZEV 2011, 471 (472),  aber spanisches Recht einschl. etwaiger Übergangsvorschriften, etwa Art. 9 Abs. 2 Codigo Civil, sieht keine Rück- oder Weiterverweisung vor, OLG München, ZEV 2011, 471, anders für Kasachstan OLG Düsseldorf, ZEV 2011, 473, sonst zur beweglichen Anknüpfung für Kroatien OLG Nürnberg, FamRBint 2011, 46; OLG Hamm, ZEV 2010, 251 für Russland, wobei wir der Rück- bzw. Weiterverweisung (Wohnsitzanknüpfung) aus Art. 161 Abs. 1 russ. FGB selbst dann folgen, wenn die Parteien bei Inkrafttreten des neuen Rechts (1.3.1996) schon längere Zeit verheiratet gewesen sind. 
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Winkler von Mohrenfels, IPrax 1995, 379 (385) sieht das allerdings anders; liege keine konkludente Rechtswahl nach Art. 220 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EGBGB vor, soll entgegen der Auffassung des BGH zum Stichtag (9. 4. 1983) in der Regel eine fiktive, auf Antrag aber auch eine reale güterrechtliche Auseinandersetzung stattfinden, falls sich aufgrund des Statutenwechsels der Güterstand der Eheleute geändert habe; Art. 220 Abs. 3 Nr. 3 EGBGB soll wegen Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 2 GG grundsätzlich verfassungswidrig sein, dazu nun auch BVerfG, FamRZ 2003, 361 und Rz. 85.
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Sonst ist das Heimatrecht des Ehemannes maßgeblich, Art. 220 Abs. 3 Nr. 3 EGBGB, eine Vorschrift, die »im Interesse der Rechtssicherheit für eine Übergangszeit einen früher praktizierten Zustand sanktioniert«, Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 10, der sich aber auch den Vorwurf der Verfassungswidrigkeit gefallen lassen musste, BVerfG, NJW 1983, 1968, entschieden nun BVerfG FamRZ 2003, 361, anders noch BGH, NJW 1986, 1202 (bei gleichzeitiger, weiter Auslegung von Nr. 2 und 3, FamRZ 1987, 680); vgl. die Nachweise bei Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 10 a. E.; sehr kritisch MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 172 f. – Verfassungsverstoß mit verfassungsmäßiger Hilfsanknüpfung in Rz. 164, wobei Siehr Rückausnahmen zulässt, wenn vor dem 8. 4. 1983 konkretes Vertrauen in die Geltung des Heimatrechts des Mannes von den Eheleuten »manifestiert« wurde; ähnlich wie Siehr aber auch schon BGH, NJW 1986, 1202, da dort eine »weite Auslegung« von Nr. 2 vorausgesetzt wird; vgl. die Nachw. bei Staudinger/Dörner, Art. 220 EGBGB Rz. 76 f.; Dörner selbst lehnt die Ansicht des BGH ab, wobei er eine Ersatzanknüpfung mit folgendem Inhalt vorschlägt, Rz. 81 und 109: Vorzugehen ist über die in Art. 15 Abs. 1 EGBGB i. V. m. Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 und 3 EGBGB vorgesehenen Regeln, und die bei MünchKomm/Siehr formulierten Rückausnahmen (Art. 15 EGBGB Rz. 172, 173 und 174) sollen aus Praktikabilitäts- und Gründen der Rechtssicherheit nicht anerkannt werden, nun hat das BVerfG ohnehin die bisher übliche Anwendung von Art. 220 Abs. 3 Nr. 2 EGBGB als verfassungswidrig verworfen, FamRZ 2003, 361; ausf. dazu Brudermüller, NJW 2003, 3166 (3168); damit ist selbst bei übereinstimmender »Annahme« der Ehegatten, das Heimatrecht des Mannes gelte als Ehegüterrecht fort, Statutenwechsel notwendig, so dass Art. 15 EGBGB zumindest in der von der Rspr. schon vor 1986 (IPR-ReformG) fortentwickelten Form (oder vielleicht sogar Art. 15 EGBGB n. F.) maßgeblich wird.
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Zwischen dem 31. 3. 1953 und dem 9. 4. 1983 geschlossene Ehen sind in ihren Wirkungen nach diesem Zeitpunkt allein nach Art. 15 EGBGB n. F. zu behandeln, Art. 220 Abs. 3 Satz 2 EGBGB, eine Regelung, die als gesetzlicher Fall eines möglichen (angeordneten) Wechsels des Güterrechtsstatuts verfassunsgemäß ist, BGH, FamRZ 1987, 680 und BVerfG, FamRZ 1988, 920; Einzelheiten bei Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 11. Doch kann eine »stillschweigende« Abwahl des danach maßgeblichen Güterrechts vorliegen. Dann kommen die vereinbarten Bestimmungen zur Anwendung, vgl. dazu Einzelheiten in Rz. 84. Rechtswahl der Parteien wirkt erst auf die Zeit nach dem 8. 4. 1983 »herüber«, BGH, IPrax 1995, 399 (400 und 401). Wichtig kann Art. 220 Abs. 2 und 3 EGBGB zudem für die »Staatenauflösung/Staatenverfall« sein, aus unserer Sicht insbesondere also für Rechtsverhältnisse zur (früheren) Bundesrepublik Jugoslawien und der Sowjetunion. Haben die Parteien, die hier ihre güterrechtliche Auseinandersetzung betreiben, in Jugoslawien – bei unterschiedlicher Republikzugehörigkeit – geheiratet, hätten wir bis zu den Veränderungen bei uns im IPR Heimatrecht zur Anwendung gebracht, wobei nach den maßgeblichen Regeln dort (IPRG) letztlich, wenn weitere, eindeutige Zuordnungskriterien fehlten, der Eheschließungsort eine Rolle spielen kann, dazu Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7 und OLG Frankfurt, IPrax 2001, 140 mit Bespr. Henrich, IPrax 2001, 113. Jedenfalls besteht die Bundesrepublik Jugoslawien als Staatsgebilde (selbst aus dortiger Sicht) nicht fort. Nach unseren Feststellungen ist das Güterrechtsstatut unwandelbar ausgestaltet; gleichwohl können wir, so jedenfalls die überwiegende Auffassung, an Rechtsregeln eines Staates, der nicht mehr fortbesteht, nicht anknüpfen, aber eine Mindermeinung sieht das mit beachtlichen Überlegungen anders, Versteinerung (der Rechtsanwendung) auf der Kollisionsebene, so das in Rz. 84 genannte Gutachten des dt. Notarinstituts, vgl. im übrigen Rz. 34 a und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7. Stets haben wir allenfalls dortigen Übergangsregeln zu folgen. Insgesamt ist die Orientierung der Parteien – ohne jeden weiteren sonstigen Wechsel – auf dt. Recht, weil sie nun unterschiedliche Staatsangehörigkeiten haben (etwa: Slowenien und Kroatien), unbefriedigend, und deshalb

–

haben wir zu untersuchen, ob sich die Beteiligten einer Rechtsordnung unterstellt haben,

–

wobei ihre Lebensverhältnisse im Einzelnen entscheiden,

–

oder wir bringen, »Versteinerung« auf der kollisionsrechtlichen Ebene, die den früheren (jugosl.) Vorschriften folge, dazu schon Rz. 84,

–

das Recht der (inzwischen selbständigen) Teilrepublik zur Anwendung, das damals anwendbar gewesen wäre, allerdings in seiner jeweiligen Fortentwicklung, vgl. zu den Regeln des jugosl. IRPG Gec-Korosec/Haarer, RabelsZ 49 (1985), 467, Gutachten Dt. Notarinstitut v. 15. 3. 1996, erwähnt in OLG Frankfurt, IPrax 2001, 140 und OLG Düsseldorf, 1 UF 76/94; zum ganzen Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7.

87

Tritt danach Statutenwechsel ein, ist von den maßgeblichen Verhältnissen der Gatten am 9. 4. 1983 auszugehen. Für güterrechtsrelevante Vorgänge vor dem 9. 4. 1983 gilt dagegen das bisherige, für Ereignisse nach dem 9. 4. 1983 das neue Ehegüterrecht, dazu OLG Karlsruhe, IPrax 1990, 123. Abgeschlossene Vorgänge werden nicht wieder aufgenommen, Art. 220 Abs. 1 EGBGB. Das jeweils berufene Güterrecht erfasst dabei das gesamte vorhandene Vermögen der Ehegatten, so dass nicht (etwa) unterschiedliche Vermögensmassen mit (jeweils) eigenem Schicksal gebildet werden, dazu OLG Hamm, FamRZ 1993, 115. Somit wird auch nicht nach dem Übergang eine Abwicklung oder Auseinandersetzung nach dem bisherigen Güterrecht erforderlich, BGH, FamRZ 1987, 680; OLG Hamm, IPrax 1993, 115, wenn später der Güterstand beendet wird, so dass kein »Zugewinnausgleich« zum 8. 4. 1983 stattfindet, falls bis dahin dt. Recht, danach ausländisches Güterrecht maßgeblich war und die Ehe etwa im Jahre 1993 geschieden wird. Umgekehrt erfasst der Zugewinnausgleich nach dt. Recht die Zeiträume vor dem 9. 4. 1983, wenn dt. Güterrecht danach Güterrechtsstatut wird, zu beiden Beispielen Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 13, zu weiteren Einzelheiten schon Rz. 84 Abs. 2 und 3; entschieden a. M. für diesen Fall (Anfangsvermögen ist auf den 9. 4. 1983 zu beziehen) Lichtenberg, Mitt.BayNotK 1987, 258 und Rauscher, IPrax 1988, 343 (347 f.); wie Lichtenberg und Rauscher BezG Erfurt, FuR 1994, 53 für eine nach Art. 230 § 4 EGBGB umgewandelte Errungenschaftsgemeinschaft der (früheren) DDR, vgl. im übrigen § 1 des Gesetzes vom 4. 8. 1969, unten 6.9 und Rz. 90 und 91 für Art. 234 § 4 EGBGB. Gesamthandseigentum kann sich zum Stichtag in Bruchteilseigentum verwandeln (und umgekehrt), dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 13; zur Überleitung im (sachlichen) italienischen Güterrecht durch Gesetz vom 17. 5. 1975 (ohne Rückwirkung) vgl. OLG Frankfurt, NJW-RR 1994, 72, dazu auch OLG München, FamRZ 2013, 1975 (1976 mit weiteren Nachw.) und unten Rz. 92c,  gleichzeitig zu Art. 220 Abs. 3 EGBGB, zu den übergangsrechtl. Regelungen des türk. Ehegüterrechts (Gütertrennung und Errungenschaftsbeteiligung) Art. 10 EinfG, vgl. Finger, FamRBint 2008, 9 (13 f.), zu verfassungsrechtl. Bedenken dabei OLG Frankfurt, 3 WF 212/07.

88

Art. 220 Abs. 3 Satz 4 EGBGB – Stundung – bezieht sich dagegen nach BGH, FamRZ 1987, 680 (a. A. Rauscher, IPrax 1988, 343 [347]) nur auf Ehen, die zwischen dem 8. 4. 1983 und dem 1. 9. 1986 geschlossen worden sind und für die sich erst nach Art. 220 Abs. 3 Satz 2 und 5 EGBGB ein güterrechtlicher Anspruch ergeben hat. Folglich beginnt die Verjährungsfrist frühestens an diesem Tag zu laufen, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 190.

2.
Art. 234 § 4 EGBGB
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(1) Haben die Ehegatten am Tag des Wirksamwerdens des Beitritts im gesetzlichen Güterstand der Eigentums- und Vermögensgemeinschaft des Familiengesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik gelebt, so gelten, soweit die Ehegatten nichts anderes vereinbart haben, von diesem Zeitpunkt an die Vorschriften über den gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft.

(2) Jeder Ehegatte kann, sofern nicht vorher ein Ehevertrag geschlossen oder die Ehe geschieden worden ist, bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Wirksamwerden des Beitritts dem Kreisgericht gegenüber erklären, dass für die Ehe der bisherige gesetzliche Güterstand fortgelten solle. § 1411 des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt entsprechend. Wird die Erklärung abgegeben, so gilt die Überleitung als nicht erfolgt. Aus der Wiederherstellung des ursprünglichen Güterstandes können die Ehegatten untereinander und gegenüber einem Dritten Einwendungen gegen ein Rechtsgeschäft, das nach der Überleitung zwischen den Ehegatten oder zwischen einem von ihnen und dem Dritten vorgenommen worden ist, nicht herleiten.

(3) Für die Entgegennahme der Erklärung nach Absatz 2 ist jedes Kreisgericht zuständig. Die Erklärung muss notariell beurkundet werden. Haben die Ehegatten die Erklärung nicht gemeinsam abgegeben, so hat das Kreisgericht sie dem anderen Ehegatten nach den für Zustellungen von Amts wegen geltenden Vorschriften der Zivilprozessordnung bekanntzumachen. Für die Zustellung werden Auslagen nach § 137 Nr. 2 der Kostenordnung nicht erhoben. Wird mit der Erklärung ein Antrag auf Eintragung in das Güterrechtsregister verbunden, so hat das Kreisgericht den Antrag mit der Erklärung an das Registergericht weiterzuleiten. Der aufgrund der Erklärung fortgeltende gesetzliche Güterstand ist, wenn einer der Ehegatten dies beantragt, in das Güterrechtsregister einzutragen. Wird der Antrag nur von einem der Ehegatten gestellt, so soll das Registergericht vor der Eintragung den anderen Ehegatten hören. Für das gerichtliche Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

(4) In den Fällen des Absatzes 1 gilt für die Auseinandersetzung des bis zum Wirksamwerden des Beitritts erworbenen gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens § 39 des Familiengesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik sinngemäß.

(5) Für Ehegatten, die vor dem Wirksamwerden des Beitritts geschieden worden sind, bleibt für die Auseinandersetzung des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens und für die Entscheidung über die Ehewohnung das bisherige Recht maßgebend.

(6) Für die Beurkundung der Erklärung nach Absatz 2 und der Anmeldung zum Güterrechtsregister sowie für die Eintragung in das Güterrechtsregister beträgt der Geschäftswert 5 000 Deutsche Mark.

Art. 230 ff. EGBGB betreffen ausschließlich Rechtsverhältnisse, auf die vor dem 3. 10. 1990 das Recht der früheren DDR anwendbar gewesen ist, und ob das so war, entscheidet bei Sachverhalten mit Berührung zu beiden Rechtsordnungen das innerdeutsche Kollisionsrecht/interlokale Privatrecht. Im Übrigen stellen Art. 234 ff. EGBGB die Rechtseinheit auf dem Gebiet des Familienrechts so her, dass familienrechtliche Verhältnisse der früheren DDR in das Familienrecht der Bundesrepublik übergeleitet werden, wobei wiederum Voraussetzung ist, dass – ohne diese Überleitungsregeln – nach den Grundsätzen des innerdeutschen Kollisionsrechts DDR-Sachrecht anzuwenden gewesen wäre. Fallsituationen, die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Beitritts schon nach bisherigem Bundesrecht zu entscheiden waren, bleiben diesem auch weiterhin unterstellt, zu weiteren Einzelheiten Adlerstein/Wagenitz, FamRZ 1991, 1301 und Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 1 EGBGB Rz. 1.
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Art. 234 § 4 Abs. 5 EGBGB legt fest, dass bei einer Scheidung vor dem Wirksamwerden des Beitritts »für die Auseinandersetzung des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens und für die Entscheidung über die Ehewohnung das bisherige Recht maßgebend« bleibt, so dass nach wie vor die Rechtsregeln der (ehemaligen) DDR zu beachten sind. Wie sonst werden abgeschlossenen Vorgänge nicht wieder aufgegriffen; zu Einzelheiten Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 1–3. Im Übrigen werden mit dem Tag, zu dem der Beitritt der früheren DDR (3. 10. 1990) für Eheleute wirksam wurde, die im gesetzlichen Güterstand des FGB gelebt haben, die Vorschriften über den gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft maßgeblich. Ist eine Scheidung der Ehe vor dem 3. 10. 1990 erfolgt, gelten für die vermögensrechtliche Auseinandersetzung ausschließlich die Vorschriften der §§ 39 ff. FGB, wobei es auf den Scheidungsausspruch ankommt, nicht auf die Rechtskraft, dazu Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 11. Unerheblich ist, ob das Auseinandersetzungsverfahren schon anhängig war. Selbst wenn die Scheidung lange Jahre vor dem Beitritt erfolgt ist, kann die Vermögensgemeinschaft nach § 13 FGB fortbestehen und wird – vielleicht wiederum Jahre nach dem Beitritt – ausschließlich nach §§ 39 ff. FGB aufgelöst und abgewickelt, dazu Peters, FamRZ 1994, 673. Das gemeinschaftliche Eigentum der Ehegatten hat sich jedenfalls nicht in Bruchteilseigentum verwandelt, dazu OLG Brandenburg, FamRZ 1996, 667. Für Ehen, die am 3. 10. 1990 bestanden haben, gilt, selbst wenn das Scheidungsverfahren bereits anhängig war:

90 a

Damit trat mit dem 3. 10. 1990 ein Wechsel des Güterstandes von Gesetzes wegen ein, zu Einzelheiten BT-Drucks. 11/7817 S. 43, wenn die Ehegatten im Zeitpunkt des Beitritts im gesetzlichen Güterstand der DDR gelebt, nichts anderes vereinbart und auch keine Fortgeltungserklärung für den DDR-Güterstand abgegeben haben. Gemeinschaftliches Eigentum wird Bruchteilseigentum, dazu Lipp, FamRZ 1995, 67. Für vor dem 3. 10. 1990 erworbenes gemeinschaftliches Vermögen bleiben die Regeln des FGB über die Auseinandersetzung bestimmend, ohne dass eine Befristung vorgesehen wäre, kritisch Peters, FamRZ 1994, 673 (674). Dabei dauert der FGB-Güterstand auch fort, wenn die Eheleute ihren Wohnsitz bereits vor dem 3. 10. 1990 aus dem Bereich der früheren DDR verlegt haben, OLG Brandenburg, FamRZ 1997, 1015.

–

Haben sich die Eheleute für die Beibehaltung des DDR-Güterstands ausgesprochen, gelten allein §§ 39 ff. FGB, zu Einzelheiten Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 16 und BGH, NJW 1999, 2520.

–

Für die Bemessung der Erstattungszahlung nach § 39 Abs. 1 Satz 3 FGB sind weitere Unterscheidungen zu treffen, zu Einzelheiten Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 17 mit vielen Nachw. aus der Rspr.

–

Ist der DDR-Güterstand in den Güterstand der Zugewinngemeinschaft übergeleitet worden, erfolgt der güterrechtliche Ausgleich in zwei Stufen:

a. Gemeinschaftlich erworbenes Vermögen bis zum 3. 10. 1990 ist nach §§ 39 ff. FGB zu verteilen, wobei die Ehegatten allerdings nicht gezwungen sind, sich zum Stichtag in ihrem alten Güterstand auseinanderzusetzen. Gemeinschaftseigentum nach DDR-Recht hat sich in Bruchteilseigentum verwandelt. Bei dieser Regelung kann es bleiben. Nur bei Scheidung der Ehe und beim Ausgleich des Zugewinns wird auch der DDR-Güterstand endgültig liquidiert, Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 19.

b. Zur Errechnung der Ausgleichsforderung zum Zugewinn nach dem 3. 10. 1990 ist wie sonst auch die güterrechtliche Bilanz für beide Eheleute zu erstellen, zu Einzelheiten Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 19 und 20. Wertsteigerungen, die aus Anlass der Wiedervereinigung entstehen – und nur aus diesem Anlass –, sind ausgleichspflichtig, und Stichtag für die Berechnung ist das Anfangsvermögen, bei Rückgabe an den alten Eigentümer oder seinen Erben der Erbfall, bei Verbleib in den neuen Bundesländern aber kein Zeitpunkt, der vor dem Beitritt am 103. 10. 1990 liegt, zu Einzelheiten BGH, FamRB 2004, 174 mit Anm. Kogel. Auskunftsansprüche nach § 1379 BGB erstrecken sich allerdings auch auf die vor dem 3. 10. 1990 erworbenen Vermögensgegenstände, Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 18 und OLG Brandenburg, FamRZ 1997, 1015 (für ein Hausratsverfahren), soweit diese Gegenstände an einem später eintretenden Stichtag (§§ 1384, 1387 BGB) zum Endvermögen des Ehegatten gehören. Eine dem Zugewinnausgleich vorgeschaltete Vermögensauseinandersetzung ist »analog der Stufenklage« vorzunehmen, dazu BGH, NJW 1999, 2520 (2522, auch zu den Folgen der Erteilung einer Auskunft für das weitere Vorgehen in diesem Verfahren), aber dann im Verfahrensverbund. Aufteilungsanträge sind dagegen lediglich »Verfahrensanträge«, dazu und zu § 35 FGG (a. F.) OLG Brandenburg, FamRZ 1997, 1015. Klage auf Ausgleich nach § 40 FGB und auf Zugewinnausgleich nach § 1378 BGB umfasst zwei selbständige Ansprüche; deshalb ist Teilurteil nach § 301 Abs. 1 ZPO unzulässig, weil die Gefahr einander widersprechender Entscheidung nicht ausgeschlossen ist, BGH, FamRZ 2002, 1097. Abweichende Vereinbarungen zwischen den Eheleuten sind jederzeit möglich. Für die Zeit nach dem 3. 10. 1990 gelten in Überleitungsfällen die Bestimmungen der HausratsVO, die in der Zwischenzeit durch §§ 1568 a, 1568 b BGB abgelöst sind, obwohl eine gesetzliche »Überleitungsregel« fehlt, zu Einzelheiten Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 24 mit weiteren Nachw.; zum Voll​streckungs​schutz gegen Räumungstitel der früheren DDR KG, FamRZ 1991, 1213.
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In Art. 234 EGBGB ist § 4a, Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz (BGBl. 1993 I S. 2182 und FamRZ 1994, 141) mit folgendem Wortlaut eingefügt:

Gemeinschaftliches Eigentum

(1) Haben die Ehegatten keine Erklärung nach § 4 Abs. 2 Satz 1 abgegeben, so wird gemeinschaftliches Eigentum von Ehegatten Eigentum zu gleichen Bruchteilen. Für Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte können die Ehegatten andere Anteile bestimmen. Die Bestimmung ist binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Vorschrift möglich und erfolgt mit dem Antrag auf Berichtigung des Grundbuchs. Dieser und die Bestimmung bedürfen nicht der in § 29 der Grundbuchordnung bestimmten Form. Das Wahlrecht nach Satz 2 erlischt, unbeschadet des Satzes 3, im Übrigen, wenn die Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung des Grundstücks oder grundstücksgleichen Rechts angeordnet wird.

(2) Haben die Ehegatten eine Erklärung nach § 4 Abs. 2 Satz 1 abgegeben, so finden auf das bestehende und künftige gemeinschaftliche Eigentum die Vorschriften über das durch beide Ehegatten verwaltete Gesamtgut einer Gütergemeinschaft entsprechende Anwendung. Für die Auflösung dieser Gemeinschaft im Falle der Scheidung sind jedoch die Vorschriften des Familiengesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik nach Maßgabe des § 4 anzuwenden.

(3) Es wird widerleglich vermutet, dass gemeinschaftliches Eigentum von Ehegatten nach dem Familiengesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik Bruchteilseigentum zu ein halb Anteilen ist, sofern sich nicht aus dem Grundbuch andere Bruchteile ergeben oder aus dem Güterrechtsregister ergibt, dass eine Erklärung nach § 4 Abs. 2 und 3 abgegeben oder Gütergemeinschaft vereinbart worden ist. Dabei weicht der jetzige Gesetzestext recht erheblich vom ursprünglichen Gesetzesentwurf ab, dazu FamRZ 1994, 17; zu weiteren Einzelheiten der gesetzlichen Regelung Peters, FamRZ 1994, 673 und Böhringer, DtZ 1994, 302 (303/304).

91 b

Reist die nichteheliche Mutter aus einem Mitgliedsland in ein anderes mit den Kindern aus, und ihr zunächst und zu diesem Zeitpunkt nach jeweils nationalem Recht die alleinige Sorge für die Kinder zusteht, ist ihr Verhalten nicht »widerrechtlich«, ohne dass ein Verstoß gegen Art. 8 bzw. 14 EMRK bzw. die Regeln der Grundrechtscharta der EU festzustellen wäre, dazu EuGH C-400/10 PPU nach Ersuchen des Ob. Gerichtshofs in Irland, dazu ABl. EU C-260 S. 13 vom 25. 9. 2010, denn der Vater muss noch eine Möglichkeit haben, sich an der elterl. Sorge beteiligen zu können, dazu EuGHMR, FamRZ 2010, 103 und BVerfG, FamRZ 2010, 1403, Ausgestaltung im Einzelnen dem nationalen Gesetzgeber überlassen bleibt. Sicherlich ist seine Position damit in ganz erheblichem Maße geschwächt; dann stände der Mutter die den bisherigen Staat verlassen hat, in dem beide mit den Kindern zusammen gelebt haben, kann er, wenn die Gerichte dort für die Sorgerechtsregelung überhaupt zuständig sein sollten, jedenfalls nicht erreichen, dass das Verhalten der Mutter nachträglich widerrechtlich wird, vgl. zu Einzelheiten auch schon Rz. 17 a mit Nachw.

3.
Art. 236 § 3 EGBGB
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Art. 236 § 1 EGBGB:

Auf vor dem Wirksamwerden des Beitritts abgeschlossene Vorgänge bleibt das bisherige Internationale Privatrecht anwendbar.

Für den Güterstand formuliert Art. 236 § 3 EGBGB:

Die güterrechtlichen Wirkungen von Ehen, die vor dem Wirksamwerden des Beitritts geschlossen worden sind, unterliegen von diesem Tag an dem Artikel 15; dabei tritt an die Stelle des Zeitpunkts der Eheschließung der Tag des Wirksamwerdens des Beitritts. Soweit sich allein aus einem Wechsel des anzuwendenden Rechts nach Satz 1 Ansprüche wegen der Beendigung des früheren Güterstandes ergeben würden, gelten sie bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Wirksamwerden des Beitritts als gestundet.

92 a

Voraussetzung für die Anwendbarkeit von Art. 236 § 3 EGBGB ist Auslandsbezug des Sachverhalts. Im inneren Verhältnis zur (früheren) DDR ist die Bestimmung dagegen ohne Bedeutung, so die überwiegende Rspr., OLG Düsseldorf, FamRZ 1992, 573; KG, FamRZ 1993, 567 (568); OLG Frankfurt, FamRZ 1993, 858 (859); anders Böhmer, StAZ 1990, 359; Jayme, IPrax 1991, 11; Siehr, IPrax 1991, 22; Dörner, IPrax 1991, 392; ders., FS Lorenz 1991, 331; Wasmuth, DNotZ 1992, 4; Jayme/Stankewitsch, IPrax 1993, 162; weitere Nachw. bei Palandt/Heldrich, Art. 236 § 3 EGBGB Rz. 4; vgl. im Übrigen auch BT-Drucks. 11/7817 S. 7, sämtlich für eine Fortgeltung der territorialen Spaltung des innerdt. Kollisionsrechts (früher: interlokales Kollisionsrecht) in entspr. Anwendung von Art. 236 EGBGB. Damit ist auch das RechtsanwendungsG DDR (RAG) zu beachten, anders wiederum – nur für echte Auslandsfälle – Palandt/Heldrich, Art. 236 § 3 EGBGB Rz. 8, allerdings in gleichberechtigungskonformer (und rechtsstaatlichen Grundsätzen folgender) Auslegung; zum Unterhaltsrecht vgl. BGH, FamRZ 1994, 160 mit Anm. Brudermüller, FamRZ 1994, 1022 – ausreichend ist jedenfalls, dass der unterhaltsverpflichtete Ehegatte vor dem 3. 10. 1990 seinen gewöhnlichen Aufenthalt in die Bundesrepublik verlegt hat, während die Vorschriften des FGB nur dann zur Anwendung kommen, wenn allein der unterhaltsberechtigte Teil in die frühere Bundesrepublik übergesiedelt, der Unterhaltsverpflichtete aber in der DDR verblieben ist oder wenn sich beide Ehegatten bis zu diesem Zeitpunkt in der DDR aufgehalten haben. Anwendbar wird Art. 18 Abs. 5 EGBGB »analog« auch im innerdeutschen Recht; ein Aufenthaltswechsel nach dem Beitritt verändert das Unterhaltsstatut nicht mehr. Art. 236 EGBGB kann nicht von vornherein »auf die neuen Bundesländer beschränkt« sein, da sonst die unterschiedliche kollisionsrechtliche Behandlung von Alt- und Neufällen ebenso möglich wäre wie eine Manipulation des Gerichtsorts, dazu Brudermüller, FamRZ 1994, 1022 (1024). Die Kollisionsrechtsspaltung kann nicht für die Vergangenheit aufgehoben werden, so dass nur der Weg bleibt, das interlokale Recht der alten Bundesländer auch für die Vergangenheit auf die neuen Bundesländer zu erstrecken, Kompromisslösung nach BGH, FamRZ 1994, 160 mit zust. Anm. Brudermüller, FamRZ 1994, 1022, vgl. auch unten Rz. 99 und Art. 17 EGBGB Rz. 109.

92 b

Für die güterrechtlichen Rechtsbeziehungen in der Ehe entwirft Art. 236 § 3 EGBGB eine besondere, kollisionsrechtliche Übergangsregelung, und zumindest für das Ehegüterrecht bleibt daher der Streit um die »richtige« Interpretation von Art. 236 EGBGB insgesamt im Verhältnis der Bundesrepublik zur (früheren) DDR ohne größere Bedeutung, richtig Siehr, IPrax 1991, 20 (23/24), zu Art. 234 § 6 EGBGB vgl. Dörr/Hansen, NJW 1994, 2799 (2807).
4. Ausländische Übergangsregeln
92c

Ausl. Übergangsregeln müssen wir beachten, wenn wir güterrechtliche Rechtsbeziehungen zwischen den Eheleuten nach Auslandsrecht beurteilen, insbesondere also Art. 10 EinfG zum neuen türk. ZGB (maßgeblicher Zeitpunkt: 31.12.2000/1.1.2001, denn vorher war gesetzlicher Güterstand in der Türkei die Gütertrennung, die nun durch die Errungenschaftsbeteiligung ersetzt ist). Eigentum von Ehegatten, die ital. Güterrecht unterliegen und im Inland vor dem 15.1.1978 Grundvermögen erworben haben, ist nicht mit rückwirkender Kraft gesetzlich in den Güterstand der Errungenschaftsgemeinschaft übergeleitet worden, OLG München, NJW-RR 2013, 919. Im Übrigen hat das Grundbuchamt die Geschäftsfähigkeit des Veräußerers im Zeitpunkt der Beurkundung bzw. im Zeitpunkt der Vertragsgenehmigung eigenverantwortlich zu prüfen; die Grundlagen, die für begründete Zweifel, maßgeblich werden können, sind dabei sorgfältig zu ermitteln, OLG München, NJW-RR 2013, 919. Ausl. Übergangsregeln folgen wir, zu Art. 10 EinfG des türk. Ehegüterrechts, in Kraft getreten zum 1.1.2002, vgl. schon Rz. 87 a.E. und Finger, FamRBint 2008, 9 (13 f.); zur Rechtslage in Italien G v. 17.5.1975 (Überleitungsregeln ohne Rückwirkung) OLG Frankfurt, NJW-RR 1994, 72 und OLG München, FamRZ 2013, 1975 (1976 mit Nachw.).
G.
Nichteheliche Lebensgemeinschaften

93

Für Ehen in gültiger Auslandsform können keine Anknüpfungsprobleme entstehen. Wie sonst ist Art. 15 EGBGB heranzuziehen, selbst wenn im Inland andere und strengere Formvorschriften zu beachten wären, Art. 11 EGBGB. Feste nichteheliche Verbindungen schaffen oft eine gewisse Verbindlichkeit unter den Partnern, auch wenn sie nicht in allen Punkten – nach Heimatrecht – als Ehe anzusehen sind oder ihr gleichgestellt werden, zu Einzelheiten MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 199 und Müller-Freienfels, FS J. Gernhuber 1993, 737. Deshalb können insoweit »güterrechtl. Fragen« aus unserer Sicht nach Art. 15 EGBGB zu behandeln sein. Hält das Heimatrecht oder das sonst berufene Recht besondere Ausgleichsregeln bereit, sollten wir sie daher auch im Inland anwenden. Art. 6 EGBGB steht nicht entgegen, etwa mit der Einschätzung Art. 6 GG gebiete die strenge, unterschiedliche rechtl. Behandlung von Ehe und nichtehelichen Verbindungen, BVerfG, NJW 1993, 643 (zu 137 Abs. 2 a AFG); BGH, EzFamR BGB § 569 a Nr. 2 mit Anm. Finger; zum Abstand, den andere Partnerschaften von der Ehe halten müssen, Krings, ZRP 2000, 409.

93 a

Ob Partner einer Ehe schon auf der kollisionsrechtlichen Ebene unterschiedlichen Geschlechtern angehören müssen, ist umstritten, Vorfrage, vgl. die Nachweise bei Röthel, IPRax 2002, 497 (498 Fn. 23). In den Niederlanden und in Belgien (mit entspr. Veränderungsplänen für Frankreich, Spanien und Schweden) ist inzwischen eine Heirat Gleichgeschlechtlicher möglich. Wenn wir Verbindungen dieser Art nicht schon über Art. 6 EGBGB abwehren, entnehmen wir ihre Eingehensvoraussetzungen Art. 13 EGBGB, dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (498 Fn. 23 mit Nachw.), wobei allerdings teilweise auch Art. 17 b EGBGB unmittelbar herangezogen werden soll, Henrich, FamRZ 202, 137 (138), weitere Einzelheiten bei Art. 13 EGBGB Rz. 5. Ordre-public-widrig ist jedenfalls die eherechtliche Behandlung (selbst auf der Kollisionsebene) von Rechtsfolgen nicht, da

–

der Inlandsbezug gering ist und
–

Art. 17 b EGBGB gleich oder ähnlich entscheiden würde, dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (499). Andererseits kann Art. 17 b Abs. 4 EGBGB (Kappungsgrenze) auf die Ordre-public-Beurteilung nicht unmittelbar übertragen werden, Röthel, IPRax 2002, 498 (499); sie ist enger formuliert als die allg. Vorbehaltsklausel aus Art. 6 EGBGB und gibt daher nur »grobe Richtlinien« vor, dazu Röthel, IPRax 2002, 496 (499). Jedenfalls besteht kein Anlass, gleichgeschlechtliche Verbindungen anders – und schlechter – zu behandeln, wenn sie als Ehe eingegangen sind und nicht als nichteheliche Lebensgemeinschaften, für die – falls das Auslandsrecht das so regelt – eine Anknüpfung über Art. 14 EGBGB für die persönlichen Wirkungen Grundlage wird, dazu Rz. 78.

94

Deshalb können die güterrechtl. Rechtswirkungen einer nichtehelichen Verbindung daher nach Art. 15 EGBGB beurteilt werden, so MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 200 und 201; entschieden a. A. Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 24, der nach dem allgemeinen Vertrags- oder Gesellschaftsstatut der Partner vorgehen will, während für die dingliche Rechtslage die lex rei sitae ausschlaggebend sein soll, wie hier aber auch Henrich, Int. Familienrecht S. 23 f. Für Rechtsbeziehungen güterrechtlicher Art in der eingetragenen Lebenspartnerschaft gilt dagegen Art. 17 b EGBGB, vgl. dazu dort Rz. 33 ff., wobei wir auf der kollisionsrechtlichen Ebene keine Unterschiede zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern und anderen Partnern einer nichtehelichen Verbindung machen, für diese aber materiell-rechtlich keine Ausgleichsansprüche bereitstellen, so dass wir doch wieder zu einer Differenzierung gelangen, denn die Regeln des LebenspartnerschaftsG gelten nur für gleichgeschlechtliche Lebenspartner/Lebenspartnerinnen. Können sich nichteheliche Lebensgefährten nach ausl. Recht auf besondere Regeln beziehen, wenden auch wir sie an, ohne dass Art. 17 b Abs. 4 EGBGB entgegensteht, unabhängig davon, ob die Partnerschaft nur dort registriert ist oder nicht, vgl. dort Rz. 24 und 57, denn andernfalls würden wir

–

für Lebensgemeinschaften ohne Registrierung ausl. Recht auch bei uns beachten,

–

bei Registrierung, die weitergehende Befugnisse begründen soll, dagegen nicht, etwa bei pacs in Frankreich, teilw. anders Wagner, IPrax 2001, 281 (292).

94 a

Berufen sich die Partner selbst auf andere Rechtsvorschriften, etwa schuldvertragliche Bestimmungen, haben wir ihren Weisungen zu folgen, wenn nicht zwingende, güterrechtl. zu qualifizierende Vorschriften des berufenen Sachrechts vorgehen und die Vorgänge überlagern (Qualifikation), wiederum Henrich, Int. Familienrecht s. S. 24. – Die unterschiedliche Behandlung von eingetragenen Lebenspartnerschaften, nichtehelichen Verbindungen und anderen, lockeren Zusammenschlüssen (selbst auf der kollisionsrechtl. Ebene) überzeugt dabei wenig, so dass auch insoweit eine interne Abstimmung vorgenommen werden sollte.

94 b

Bewertet das anwendbare ausländische Sachrecht (hier: über die gemeinsame Staatsangehörigkeit) voreheliches Zusammenleben der Parteien wie ein Zusammenleben in der Ehe, ist unter der »Dauer der Ehegemeinschaft der Zeitraum des faktischen ehelichen Zusammenlebens der Parteien zu verstehen«, OLG Koblenz, NJW-RR 1994, 648, also unter Einbezug der vorehelichen Anteile, entschieden zu Art. 293 kroatisches Ehe-/Familiengesetz, wobei eben die außereheliche Gemeinschaft von längerer Dauer in ihren güterrechtlichen Wirkungen einer ehelichen Gemeinschaft gleichgestellt ist; vgl. dazu schon Rz. 77 c.

95

Für nichteheliche Verbindungen sollte das »Güterrechtsstatut« allerdings wandelbar bleiben. Für sie fehlt ein eindeutiger Begründungstatbestand wie die Eheschließung, und jeder Ersatz – gemeinsame Wohnung, Entschluss zum Zusammenleben – bleibt unsicher, so MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 200 und 201 im Anschluss an Henrich, Int. Familienrecht, S. 24 mit Nachw.; zu weiteren Einzelheiten Haager Unterhaltsstatutsabkommen 1973, Art. 1 Rz. 14 (unten 6.10). Bei der eingetragenen Lebenspartnerschaft ist das »Güterrechtsstatut« dagegen unwandelbar, vgl. dazu Art. 17 b EGBGB Rz. 33 f., allg. Rz. 15 nach BT-Drucks. 14/3751 S. 60, aber die Registrierung legt die Dinge auch fest.

H.
Staatsverträge

96

Für die persönlichen Ehewirkungen in der Ehe und die güterrechtlichen Rechtsbeziehungen galt bisher das Haager Übereinkommen vom 17. 7. 1905, RGBl. 1912, 453 und 475, zuletzt nur noch im Verhältnis zu Italien. Doch hat die Bundesrepublik das Abkommen auch insoweit gekündigt, Bekanntmachung vom 26. 2. 1986, BGBl. 1986 II 188. Nach Art. 2 Abs. 1 des Abk. ergaben sich die güterrechtlichen Wirkungen aus dem Heimatrecht des Ehemannes zur Zeit der Eheschließung, so dass inhaltliche Übereinstimmung mit Art. 15 EGBGB a. F. erreicht war. Ohnehin wurde aber die staatsvertragliche Bestimmung von der allg. verfassungsrechtlichen Kritik erfasst, Art. 3 Abs. 2 GG, dazu ausdrücklich BGH, NJW 1987, 583 mit krit. Stellungnahme Rauscher, NJW 1987, 531 und OLG Frankfurt, FamRZ 1987, 1147; OLG Karlsruhe, IPrax 1990, 122 und oben Rz. 82; weitere Nachw. bei MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 3 und Fn. 2. Überleitungsfragen sind in entsprechender Anwendung von Art. 220 Abs. 3 EGBGB zu beantworten, zur Verfassungswidrigkeit dieser Bestimmung (Nr. 3) BVerfG, FamRZ 2003, 361 und oben Rz. 85 mit Nachw.; über diesen Punkt besteht wohl Einigkeit, MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 3 und Palandt/Heldrich, Anhang Art. 15 EGBGB Rz. 1 und oben Rz. 82. Das Haager Übereinkommen vom 14. 3. 1978 über das auf Ehegüterstände anwendbare Recht ist von der Bundesrepublik bisher nicht gezeichnet worden, Übersetzung von Wolfgang Weber, RabelsZ 1977, 554, vgl. 6.9.1 und Martiny, FPR 2008, 206 (207); da seine Wirkungen unmittelbar auf Frankreich, Luxemburg und die Niederlande (insoweit nur für das Kernland in Europa) beschränkt sind, aber weil sie auch gegenüber Angehörigen von Nichtvertragsstaaten gelten, ist Deutschland folglich eben doch betroffen, Martiny, FPR 2008, 206 (207). Für die Ehescheidung sah die VO Nr. 2201/2003/neu, dazu BR-Drucks. 531/06, europaeinheitliche Anknüpfungsregeln vor; auch für das eheliche Güterrecht sollte insoweit die Rechtsanwendung vereinheitlicht werden, aber bisher ist der politische Widerstand (insbesondere: Schweden, weniger: Malta) doch groß und erscheint zumindest im Augenblick kaum überwindbar. Deutschland und Frankreich haben sich, Stand: 25. 08. 2008, auf ein zwischenstaatliches Abk. über den dt.-frz. Güterstand der Wahl-Zugewinngemeinschaft verständigt, wobei, Art. 21, auch andere Staaten beitreten können, doch ist kaum zu sehen, wie das möglich sein soll, weil sich die Vereinbarungen auf eine Rechtsform »zwischen« der (dt.) Zugewinngemeinschaft und der (frz.) allg. Gütergemeinschaft bzw. Zugewinngemeinschaft (participation aux acquêts) beziehen, selbst wenn die Ehe »Auslandsbezüge« aufweisen muss, so dass aus unserer Sicht Art. 15 EGBGB Grundlage werden könnte, nach frz. Vorstellungen die Bestimmungen des Haager Übereink. über das auf Ehegüterstände anzuwendende Recht, v. 14. 3. 1978, 6.9.1, dort auch Nachw. zur »verstärkten Zusammenarbeit« einiger Staaten innerhalb der EU (zu denen Deutschland nicht zählt) auf der Grundlage von Art. 43 EU-Vertrag.

97

Sonst ist das dt.-iranische Niederlassungsabkommen vom 17. 2. 1929 zu nennen, dazu das Schlussprotokoll Art. 8 Abs. 3, unten 5.4 und Art. 14 EGBGB Rz. 84; zu weiteren Einzelheiten Schotten/Wittkowski, FamRZ 1995, 264; zur Morgengabe Rz. 77 und Art. 14 EGBGB Rz. 76; zu Fragen unserer Rechtsanwendung im Verhältnis zum Iran vgl. im übrigen Finger, FuR 1999, 58; 1999, 158 und 1999, 215 und unten 5.4.

I.
Rechtsspaltung; Interlokales Recht

98

Ist eine ausländische Rechtsordnung räumlich oder persönlich gespalten, ist das jeweils anwendbare Teilrecht nach Art. 4 Abs. 3 EGBGB zu ermitteln. Dabei bestimmt das berufene ausländische Recht über die interne Weiterverweisung; fehlen entsprechende Regelungen, ist die Teilrechtsordnung anzuwenden, zu der der Sachverhalt die engsten Verbindungen aufweist, Art. 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 EGBGB. Rechtswahl ist möglich. Doch muss für sie zum gewählten Teilrecht eine »gewisse Beziehung« bestehen, vgl. dazu oben für Art. 14 EGBGB Rz. 85; zum Sachrecht in den USA und zum einzelstaatlichen Kollisionsrecht Bardy, FuR 1994, 83 f.; Currie, JZ 1996, 930; zu güterrechtlichen Einzelheiten nach dem Zerbrechen der Bundesrepublik Jugoslawien und der Zugehörigkeit der jeweiligen Partner zu unterschiedlichen Teilrepubliken vgl. Rz. 84 und 86 sowie Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VI. 7 mit weiteren Nachw.; OLG Frankfurt, IPrax 2001, 114 mit Bespr. Henrich, IPrax 2001, 113.

J.
Gesetz über den Güterstand von Vertriebenen und Flüchtlingen

99

Die überwiegende Rspr. entschied sich für die güterrechtlichen Rechtswirkungen von Flüchtlingen, Übersiedlern und Vertriebenen bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 4. 8. 1969 für die » « ihres Güterstandes, vgl. oben Rz. 45–46. Für Vertriebene und Flüchtlinge – 6.9 – bringt das genannte Gesetz die Zugewinngemeinschaft zur Anwendung, § 1, wobei der Bestand des Anfangsvermögens auf den 1. 7. 1958 festgelegt wird, zur Situation bei Art. 220 Abs. 3 EGBGB vgl. oben Rz. 87, bei Art. 234 § 4 EGBGB Rz. 90 und 91 und Art. 236 EGBGB Rz. 92. Bis zum 31. 12. 1970 konnte nach § 2 jeder Ehegatte, sofern nicht zuvor ein Ehevertrag geschlossen worden oder die Ehe aufgelöst war, dem Amtsgericht gegenüber erklären, dass der bisherige gesetzliche Güterstand fortbestehen sollte. § 1411 BGB galt entsprechend, zu weiteren Einzelheiten für Personen, die nach dem 30. 9. 1969 zugezogen sind, vgl. die Kommentierung von Siehr unten 6.9. Die Vorschriften des Gesetzes vom 4. 8. 1969 bleiben auch für die Zukunft unberührt, Art. 15 Abs. 4 EGBGB; zur Behandlung von Spätaussiedlern vgl. die Änderungen des BVFG und das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz 1992, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 435 ff., die nach einem geplanten Ergänzungsgesetz zum G über den ehelichen Güterstand von Vertriebenen und Flüchtlingen v. 4. 8. 1969 einbezogen werden sollen, dann aber wie andere die Möglichkeit haben, vgl. § 2 und 3 des G 1969, innerhalb von vier Monaten für die Beibehaltung – auch einseitig – des früheren Güterrechts zu votieren; zum Einbezug von Sudetendeutschen bereits nach geltendem Recht in den Bereich des genannten G v. 4. 8. 1969 Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 428 (auch für Flüchtlinge, die aus dem ehemals preußischen Teil Polens stammen und für die schon früher Gütertrennung galt, weil ihr bisheriger Güterstand mit dem 1. 4. 1953 nach Art. 117 GG als gleichberechtigungswidrig außer Kraft getreten ist, oder für die der Güterstand des österr. ABGB maßgeblich war, dazu ebenfalls Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 15 EGBGB Rz. 428). Auf die Erbfolge eines Spätaussiedlers, der nach seiner Eheschließung und Übersiedlung aus Russland die dt. Staatsangehörigkeit erworben hat und nach dem Inkrafttreten des russ. FGG mit Wohnsitz in Deutschland verstorben ist, findet § 1371 BGB wegen der Weiter- bzw. Rückverweisung der Kollisionsnorm in Russland Anwendung, OLG Hamm, NJW-RR 2010, 1091.

�	Zum Abk. über den dt.-frz. Wahlgüterstand (materiell-rechtliche, keine kollisionsrechtliche Rechtswahl) vgl. 6.9.2 mit Anh. (Kommentierung von Finger)
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